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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/078: Liebe Leserinnen und Leser (SB)





Wochendruckausgabe 78 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.03.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Ausgabe Nr. 80 wird der MA-Verlag noch einmal den gut
vorbereiteten Versuch unternehmen, die
Schattenblick-Wochendruckausgabe dem interessierten Zeitgenossen als
Abonnement regelmäßig zugänglich zu machen.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der ab Ausgabe 80 möglichen und doch sehr überschaubaren
Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


16. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/255: Hambacher Forst - was haben wir vor ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 18.03.2018

Ende Gelände kündigt Massenaktion zivilen Ungehorsams im Rheinischen
Braunkohlerevier für 2018 an 

Den Hambacher Forst durch sofortigen Kohleausstieg retten



Bonn, 18.03.2018. Am heutigen Sonntag kommen hunderte Menschen im Hambacher
Forst zusammen und stellen sich mit einer "Roten Linie" schützend vor den
Wald. Das Bündnis gegen Braunkohle und die Bürger*inneninitiative Buirer
für Buir rufen zu der Aktion gegen Kohle auf. Zum ersten Mal seit 40 Jahren
gelang es der Klimagerechtigkeitsbewegung, über eine gesamte Rodungssaison
hinweg die weitere Abholzung des Waldes für den Hambacher Tagebau zu
verhindern. Ende Gelände fordert einen dauerhaften Rodungsstopp und kündigt
für die nächste Saison ab Oktober 2018 eine Aktion massenhaften zivilen
Ungehorsams an. Am Tagebau Hambach wird das Bündnis wieder für einen
sofortigen Kohleausstieg eintreten.

"Der Erhalt des Hambacher Forsts ist eine Sofortmaßnahme für
Klimagerechtigkeit hier und weltweit. Alle wissen, dass die Kohle im Boden
bleiben muss, um die Klimakrise nicht zu verschärfen. Dennoch zerstört RWE
aus Profitinteresse weiterhin den Wald. Ende Gelände stellt sich dieser
Absurdität entgegen", sagt Pressesprecherin Karolina Drzewo.

Im letzten Jahr blockierte das Bündnis Ende Gelände im August und November
Kohleinfrastruktur im Rheinischen Braunkohlerevier. Mit Aktionen
massenhaften zivilen Ungehorsams setzt sich Ende Gelände als Teil der
globalen Klimagerechtigkeitsbewegung für den sofortigen Kohleausstieg ein.
Der Hambacher Forst wurde bereits zu großen Teilen für den Tagebau
zerstört. Braunkohle ist die klimaschädlichste und dreckigste
Energiequelle. Bevor RWE den Wald aufkaufte, gehörte er den umliegenden
Gemeinden. Sie setzen sich heute gemeinsam mit vielen Akteur*innen für den
Erhalt des Waldes ein.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/419: Klimakampf und Kohlefront - Rätsel um Nichtverlängerung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.03.2018

LEAG schweigt zu Laufzeit des Tagebaues Jänschwalde - Genehmigung bis
2019 befristet



Cottbus, 16.03.2018. Die bergrechtliche Genehmigung des
LEAG-Braunkohletagebau Jänschwalde läuft bereits 2019 aus. Dass bisher kein
Verlängerungsantrag vorliegt, wollte die LEAG In der gestrigen Sitzung des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses nicht kommentieren. Bisher war ein
Betrieb bis 2023 angekündigt.

"Es ist ungewöhnlich, wenn 21 Monate vor dem Auslaufen der Genehmigung kein
Antrag auf Verlängerung gestellt ist und die LEAG Fragen dazu nicht
beantwortet. Beim Tagebau und Kraftwerk Jänschwalde kommen für das
Unternehmen offensichtlich auch ganz andere Varianten in Frage, als in
seinem offiziellen Revierkonzept dargestellt."sagt René Schuster,
Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA.

Beim Tagebau Welzow-Süd hat die LEAG vier Jahre vor Ablauf der Befristung
einen Antrag auf Verlängerung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplanes über
das Jahr 2023 hinaus gestellt. Der Rahmenbetriebsplan Tagebau Jänschwalde
ist in der gleichen Weise befristet, jedoch nur bis 2019. Auf die Frage
eines Ausschussmitgliedes, ob ein Verlängerungsantrag für Jänschwalde
überhaupt noch vorgesehen sei, war der LEAG-Vertreter gestern nicht bereit
zu antworten.

Ein früherer Stop des Tagebaues würde einen größeren Abstand der Grube zum
Ort Taubendorf ermöglichen und die Auswirkungen der Grundwasserabsenkung
auf die Seen der Region im Vergleich zur vollständigen Auskohlung
begrenzen. Dies wird seit Monaten von Anwohnern, Umweltverbänden und der
Gemeinde Schenkendöbern gefordert. Eine vollständige Auskohlung des
Tagebaues wäre zudem nur unter Zwangsenteignung eines privaten
Waldgrundstückes möglich, dessen Besitzer bereits öffentlich angekündigt
haben, nicht an die LEAG zu verkaufen.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/4945: Bielefeld - Drei Spanischkurse vom 26.3. bis 6.4.2018


Spanischkurse in den Osterferien



Bielefeld (bi). Die Volkshochschule in der Ravensberger Spinnerei
bietet in den Osterferien (26. März bis 6. April) drei
Spanisch-Intensivkurse für Erwachsene und Jugendliche ab 16 Jahren an.
Zwei Kurse werden alternativ vormittags von 10 bis 13.15 Uhr oder
abends von 18 bis 21.15 Uhr durchgeführt und richten sich an
Teilnehmer ohne oder mit sehr geringen Vorkenntnissen. Ergänzt wird
das Angebot durch einen Intensivkurs für Teilnehmer mit
Anfängerkenntnissen. Dort können Grammatik, Wortschatz und einfache
Konversation wiederholt und vertieft werden. Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4026: Lippstadt - Alfred Kornemann liest Erzählungen von Maxim Gorki am 8.4.


"Wort am Sonntag" im April

Alfred Kornemann liest Erzählungen von Maxim Gorki



Lippstadt. Unter dem Pseudonym Maxim Gorki, was "Der Bittere"
bedeutet, wurde der russische Autor im Übergang vom 19. zum 20.
Jahrhundert zu einem Klassiker des neuen Russland und mit dem Roman
"Meine Kindheit" zu einem Klassiker der Weltliteratur. Gerade dieser
Roman verdeutlicht, wie begründet es zu dem Pseudonym seines Namens
gekommen ist. Dabei versucht der frühverwaiste Tischlersohn, der im
Hause seines Großvaters aufwächst ,nicht etwa, wie es in vielen
autobiographischen Erzählungen anderer Autoren erscheint, die
kindlichen Erinnerungen mit dichterischer Fülle oder die Jugendzeit
mit abenteuerlichen Erfahrungen zu verklären. Vielmehr beschreibt er
fast distanziert das Leben eines Kindes in seiner Familie, seiner Zeit
und seiner Klassenzugehörigkeit. Sein Platz in den politischen
Entwicklungen der Zeit wird umso deutlicher in seinen Erzählungen, die
aus seinen Begegnungen mit Bauern, Kleinpächtern und Hirten,
Vagabunden und Landstreichern ihre tiefe Eindruckskraft gewinnen.

Alfred Kornemann liest bei der monatlichen Lesung am Sonntag, 8. April
um11 Uhr, aus dem Werk dieses bedeutenden Autors.

Die nächsten Termine 2018 von "Wort am Sonntag" sind:

6.5. / 3.6. / 1.7.

Termin: Sonntag, 8. April 2018, 11 Uhr

Ort: Stadtmuseum

Eintritt frei

Veranstalter: Kunst- und Vortragsring Lippstadt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TREFF/1116: Kassel - Besichtigung des "Museums für Sepulkralkultur" für Senioren am 25.4.


Besichtigung Museum für Sepulkralkultur für Senioren



Zu einer Besichtigung des Museums für Sepulkralkultur lädt das
städtische Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogrammes
ein. Die Besichtigung findet statt am Mittwoch, 25. April, 14.30 Uhr.
Um Anmeldung ab Montag, 26. März, montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr
unter der Telefonnummer (05 61) 7 87-51 00, sonstige Zeiten unter (05
61) 7 87-50 24, oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MESSE/646: Die einzigartige Kraft der Worte (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 18. März 2018

Die einzigartige Kraft der Worte

Vier Tage bestimmte die Leipziger Buchmesse den Puls der Bücherwelt



"Umarmen Sie Bücher", wünschte sich Buchmessedirektor Oliver Zille frei
nach Kurt Tucholsky zur Eröffnungspressekonferenz. Trotz massiven
Wintereinbruch folgten 271.000 (2017: 285.000) Bücherfreunde seiner
Aufforderung und suchten zur Leipziger Buchmesse vom 15. bis 18. März 2018
die Nähe zu Büchern und Büchermenschen. Alleine 197.000 (2017: 208.000)
Besucher feierten auf dem Leipziger Messegelände die Neuerscheinungen der
2.635 Aussteller aus 46 Ländern (2017: 2.493 aus 43 Ländern). Zu Europas
größtem Lesefest "Leipzig liest" luden 3.600 Mitwirkenden in 3.400
Veranstaltungen das Publikum zum Lauschen, Lesen und Debattieren ein. "Das
geschriebene und gesprochene Wort entfaltete seine ganze Kraft zur
Leipziger Buchmesse, die sich auch in Zeiten hitziger politische Debatten
und kontroversen Diskussion als Hort des friedlichen Diskurses und der
Meinungsfreiheit zeigte", erklärt Martin Buhl-Wagner, Geschäftsführer der
Leipziger Messe.

"Die Leipziger Buchmesse hat in diesem Jahr wieder gezeigt, wie groß das
Interesse am Buch und wie hoch seine gesellschaftliche Relevanz ist", so
Heinrich Riethmüller, Vorsteher des Börsenvereins des Deutschen
Buchhandels. "Bücher fördern den Dialog, den wir in unserer Gesellschaft
mehr denn je benötigen. Verlage und Buchhandlungen setzen sich intensiv
dafür ein, das Buch als Debattenanreger, zuverlässige Quelle für
Information und Bildung und als Ruhepol in unserer 
Multitasking-Gesellschaft wieder stärker im Bewusstsein der Menschen zu verankern."

Ort Internationaler Begegnungen

Rumänien - das Schwerpunktland der diesjährigen Buchmesse begeisterte das
Publikum in 70 Veranstaltungen. Knapp 50 Schriftsteller stellten unter der
Überschrift "Romania.Zoom in" 40 Neuübersetzungen aus der vielfältigen
literarischen Szene des Landes vor. "Unser Weg zur Teilnahme als
Ehrengastland der Leipziger Buchmesse war nicht leicht zu nehmen",
bilanziert Alexandru Popescu vom rumänischen Kulturinstitut. "Aber heute
schauen wir auf Dutzende von Übersetzungen rumänischer Werke ins Deutsche,
wir freuen uns über eine Lawine an Medien-Berichten und die breite
öffentliche Rezeption des Literaturlands Rumänien, und wir sehen die großen
Besucher-Ströme an unserem Buchmesse-Stand. Daher haben wir heute Anlass zu
großer Freude und sind zuversichtlich, dass sich die rumänische Literatur
am deutschsprachigen Buchmarkt auch in Zukunft stark behaupten wird." Viele
der nach Leipzig angereisten Schriftsteller betonten die Bedeutung von
Demokratie sowie von Presse- und Meinungsfreiheit, die sie in ihrer Heimat
teils bedroht sehen.

Diese Werte spielten auch in den Debatten des Programmschwerpunktes
"Europa21 - Denk-Raum für die Gesellschaft von morgen" eine Rolle. "Sind
wir wirklich die Besten?" fragten die 25 internationalen Gäste aus
Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft und Medien von "Europa21". Sie
diskutierten über Solidarität und Partnerschaft innerhalb Europas sowie die
unterschiedlichen Auffassungen von Geschichte und Zukunft des Kontinentes.
Die von dem Journalisten und Autor Mohamed Amjahid kuratierte
Veranstaltungsreihe wurde 2018 zum dritten und letzten Mal von der Robert
Bosch Stiftung und der Leipziger Buchmesse veranstaltet. "Aus dem Leben der
Anderen" erzählten die insgesamt 30 Autoren, die zur 10. Auflage der
Themenreihe des europäischen Netzwerkes für Literatur und Bücher TRADUKI,
zu Gast waren. Zum Jubiläum gratulierten Staatsminister für Europa im
Auswärtigen Amt, Michael Roth, die albanische Kulturministerin Mirela
Kumbaro-Furxhi und der österreichische Schriftsteller Christoph Ransmayr.

"In den letzten vier Tagen sind wir Büchern und Büchermachern um die ganze
Welt gereist, sind Teil intensiver Begegnungen geworden und haben anregende
Debatten geführt. Dabei waren wir auch politisch wie noch nie zuvor. Schon
im Vorfeld wurde das Thema Meinungsfreiheit intensiv diskutiert. Die
friedlichen, wenn auch lautstarken Protestaktionen waren ein Zeichen
dafür", so Oliver Zille, Direktor der Leipziger Buchmesse. "Insgesamt
können wir nach diesen vier Tagen einmal mehr auf die Literatur vertrauen.
Sie setzt sich ein - für Vielfalt und Toleranz. Und das freut mich sehr."

Wir wollen reden! - Großes Interesse am neuen Forum Politik- und
Medienbildung

Die diesjährige Buchmesse war von politischen Debatten geprägt wie kaum
eine Veranstaltung zuvor. Auch in Halle 2 wurde im neuen Forum Politik- und
Medienbildung lebhaft debattiert. You-Tube-Stars, Politiker und Influencer
stellten immer wieder die Frage: Wie können sich junge Menschen stärker in
die Ausgestaltung unserer Demokratie einbringen? Gemeinsam mit Kindern- und
Jugendlichen entwickelten sie spannende Entwürfe für das gesellschaftliche
Miteinander.

Literatur live! - Begegnung mit dem Wort

Eine wahrhaft lebendige Umarmung mit dem Buch war beim Lesefest Leipzig
liest zu erleben. 3.600 Mitwirkende präsentierten ihre aktuellen Werke und
luden Besucher in fantastische, spannende oder unterhaltsame Welten ein.
Hautnah konnten Literaturfans Autoren, ob Debütant oder weltberühmt und
preisgekrönt, begegnen. Dazu gehörten auch ausgezeichnete Autoren wie die
Gewinner des Preises der Leipziger Buchmesse 2018. Für ihre herausragenden
Werke wurden in diesem Jahr gleich vier Autoren prämiert. In der Kategorie
Übersetzung erhielten Sabine Stöhr und Juri Durkot den Preis für ihre
gemeinsame Übersetzungsleistung, Karl Schloegel wurde in der Kategorie
Sachbuch ausgezeichnet. In der Kategorie Belletristik erhielt Esther Kinsky
den Preis der Leipziger Buchmesse.

Manga-Comic-Con erlebt erfolgreiche 5. Auflage

Eine besonders bunte Welt der Literatur öffnete sich einmal mehr in Halle
1. Zur 5. Auflage der Manga-Comic-Con kamen 104.000 Besucher (2017: 105.000
Besucher). Die zahlreichen Ehrengäste feierten mit den tausenden
Cosplayfans ausgelassen den runden Geburtstag der Convention und zeigten
einmal mehr, wie vielschichtig und leidenschaftlich die Welt der
Geschichten ist.

Die Buchwelt von Morgen: Fachbranche diskutiert Zukunftsthemen


Für den gestressten Messebesucher gab es in Halle 4 direkt Abhilfe. Am
Stand der Niederlanden und Flandern verschrieb der Buchdoktor - je nach
Leiden der Besucher - das passende Werk. Der Auftritt war einer von vielen
innovativen Angeboten, Literatur ganz anders zu entdecken. Mehr davon gab
es in Halle 5 im Neuland 2.0. insgesamt 13 Unternehmen zeigten hier, ihre
Businessideen für die Buchbranche von morgen. Mit über 1.000 Veranstaltung
war die Leipziger Buchmesse einmal mehr Treffpunkt der Fachbranche. Mit
spannenden Veranstaltungen wie der Autorenrunde, dem bücher.macher-Forum
oder dem Deutschen Lehrertag stellten Experten die Themen der Zukunft vor.

Die kommende Leipziger Buchmesse, 25. Leipziger Antiquariatsmesse und 6.
Manga-Comic-Con finden vom 21. bis 24. März 2019 statt. Gastland der
Leipziger Buchmesse 2019 ist Tschechien.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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AFRIKA/683: Konflikt um anglophone Regionen des Kamerun eskaliert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. März 2018

Entführungswelle schürt Angst vor Bürgerkrieg

GfbV fordert politischen Dialog und Respekt von Menschenrechten



Göttingen, den 19. März 2018 - Nach einer Welle von Entführungen und
Angriffen auf Schulen hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
vor einer weiteren Eskalation der Krise um die Zukunft der
anglophonen Regionen im überwiegend französischsprachigen Kamerun
gewarnt. "Es gibt keine Alternative zum Dialog und Respekt von
Menschenrechten, um die Krise in Kamerun zu lösen. Dringend müssen
die Bemühungen um Vermittlung und Deeskalation verstärkt werden, um
einen Bürgerkrieg zu verhindern", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Montag in Göttingen.

Am letzten Samstag hatte der Konflikt mit der Entführung von 36
Passagieren eines Busses durch bewaffnete anglophone Kämpfer einen
neuen Höhepunkt erreicht. Zwar wurden einige Entführte inzwischen
wieder freigelassen, doch die Geiselnehmer fordern eine hohe
Lösegeldsumme für die Freilassung des bei dem Überfall verschleppten
Direktors des anglophonen Schul-Prüfungsamtes Ivo Leke Tambo. Der 67
Jahre Universitätsdozent gilt als bislang hochrangigstes Opfer der
Entführungswelle von Repräsentanten des Staates, die seit Januar 2018
von Kämpfern anglophoner Sezessionsbewegungen vorangetrieben wird.

Nachdrücklich verlangte die Menschenrechtsorganisation Informationen
über das Schicksal von 47 inhaftierten mutmaßlichen Anhängern
anglophoner Sezessionsbewegungen. Sie waren nach ihrer Flucht nach
Nigeria den Behörden des Kamerun völkerrechtswidrig übergeben worden.
Seit Monaten fehlt jedes Lebenszeichen von den Verhafteten. Von den
bewaffneten Rebellen forderte die GfbV ein Ende der Angriffe auf
Schulen, die die Zivilbevölkerung tief verunsichern. Mindestens
33.000 Menschen sind vor der Gewalt seit Herbst 2017 in das
benachbarte Nigeria geflohen.

Vergeblich forderten auch die katholischen Bischöfe des Landes einen
Dialog zwischen den Konfliktparteien. "Wenig deutet auf einen
politischen Willen der Regierung zur Entspannung in den
Unruhegebieten hin", erklärte Delius. So bekräftigte Staatspräsident
Paul Biya in einer Kabinettssitzung am letzten Donnerstag, mit dem
Einsatz von Armee und Polizei Recht und Ordnung in den beiden
anglophonen Provinzen durchsetzen zu wollen. Statt in die
Unruheregionen zu reisen, begibt er sich nun auf eine Auslandsreise
nach China. "Biya begreift die tiefgreifende Krise nur als
Sicherheitsproblem und nicht als politischen Konflikt, der auch nur
mit politischem Dialog zu lösen ist", erklärte Delius. Die rund 20
Prozent der Bevölkerung stellende anglophone Minderheit fühlt sich
seit Jahrzehnten benachteiligt und will mehr Autonomie. Radikalere
Forderungen reichen bis zur Ausrufung eines unabhängigen Staates
Ambazonien. "Doch mit Waffengewalt lässt sich diese Krise nicht
lösen", warnte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ASIEN/759: China forciert ideologische Kontrolle von Universitäten und Export von Ideologie


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. März 2018

Menschenrechtler fordern mehr Evaluierung und Kontrolle von
Konfuzius-Instituten

Schrecken der Kulturrevolution dürfen sich nicht wiederholen



Göttingen, den 18. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat vor den Folgen zunehmender ideologischer Indoktrinierung
an Chinas Universitäten auch für Deutschland gewarnt. "Deutsche
Universitäten müssen dafür sorgen, dass Xi Jinpings absurder
Personenkult über die gemeinsam mit China aufgebauten
Konfuzius-Institute nicht auch in Deutschland propagiert wird.
Dringend muss das Engagement der 19 Konfuzius-Institute in
Deutschland stärker evaluiert und kontrolliert werden", forderte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen. "Wenn Chinas
Investitionen in der deutschen Wirtschaft stärker kritisch
durchleuchtet werden, dann muss dies auch für Kooperationen im
Wissenschaftsbetrieb gelten. Denn Chinas Universitäten werden immer
stärker von der Kommunistischen Partei (KP) ideologisch
gleichgeschaltet", warnte Delius. Bildungsminister Chen Baosheng hat
am Freitag auf dem Volkskongress angekündigt, die ideologische
Schulung an Chinas Universitäten zu verstärken.

So plant Chen eine nationale Ideologie-Konferenz, auf der Chinas
Studenten die Lehren von Präsident Xi Jinping bekräftigen sollen. Zur
Verstärkung der ideologischen Schulung werden die staatlichen
Studienvorgaben verändert und eine große Zahl neuer Dozenten für
Unterweisung in Xi Jinpings Theorien eingestellt. Auch sollen
zukünftig wieder wie zu Zeiten der Kulturrevolution (1966-76)
Doktoranden auf das Land geschickt werden, um die Lehren der KP zu
verbreiten. Im Jahr 2017 hatte man bereits an sieben führenden
Universitäten KP-Kaderabteilungen eingerichtet, um die ideologische
Schulung der Dozenten zu verstärken. Auch waren immer häufiger
Lehrbücher ausländischer Wissenschaftler aus den
Universitätsbibliotheken verbannt worden, deren Forschungen
vermeintlich "chinesischen Werten" widersprachen.

Auch beschloss der Volkskongress die Verschmelzung des
Kulturministeriums mit der Obersten Medienbehörde und dem
Tourismusamt. So soll der Ideologie-Export verstärkt und unter
größere Kontrolle der KP gebracht werden.

"Uigurische und kasachische Studenten aus der Region Xinjiang, die
im Ausland studiert haben, spüren schon seit Frühjahr 2017 die
dramatischen Folgen der ideologischen Indoktrinierung", sagte Delius.
Sie wurden alle aus dem Ausland zurückgerufen und zwangsweise in
Umerziehungszentren eingewiesen, weil sie ideologisch als
unzuverlässig angesehen werden. Viele dieser Zentren zur Gehirnwäsche
sind überfüllt und ihre Insassen wissen nicht, wann sie entlassen
werden. Erst letzte Woche verstarb der junge Uigure Yaqupjan Naman
unter ungeklärten Umständen in einem Umerziehungszentrum im Bezirk
Kashgar. Er war in das Lager eingewiesen worden, weil er in die
Türkei gereist war. "Chinas wachsende ideologische Repression
erinnert immer mehr an die schreckliche Zeit der Kulturrevolution, in
der Ideologie zur Machterhaltung instrumentalisiert wurde", sagte
Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2018
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MELDUNG/881: Kampagne MACHT FRIEDEN. protestierte in Berlin (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 19.03.2018

NEIN zum Bundeswehreinsatz in Syrien - JA zu zivilen Lösungen!

Kampagne "MACHT FRIEDEN." protestierte in Berlin



Berlin/Bonn. - Anlässlich der für Ende dieser Woche angesetzten
Bundestagsabstimmung über die Verlängerung und Erweiterung des
Bundeswehrmandats für Syrien und den Irak protestierte die Kampagne "MACHT
FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" gestern vor dem Reichstagsgebäude in
Berlin. Die Kampagne fordert alle Parlamentarier*innen auf, sich im
Syrienkrieg und im Kampf gegen den Terrorismus ausschließlich mit zivilen
Mitteln einzusetzen und den Bundeswehreinsatz zu beenden. Die Kampagne wird
außerdem noch in dieser Woche knapp 5.000 Unterschriften für ein Ende des
Syrieneinsatzes an den Bundestag übergeben.

"Wenn es an einem in Syrien nicht mangelt, dann sind es Waffen, dann ist es
Militär, dann ist es Gewalt", so Campaignerin Elise Kopper bei der
gestrigen Kundgebung. "Und doch soll das Bundeswehrmandat für Syrien in der
kommenden Woche zum nunmehr dritten Mal verlängert werden. Und es soll
zusätzlich erweitert werden um die Ausbildungsmission im Irak. Wie kommt
deutsche Politik immer wieder darauf, dass es gut, dass es sinnvoll, dass
es friedensfördernd wäre, in einen kriegerischen Konflikt noch mehr
Soldatinnen und Soldaten, noch mehr Waffen, Tornados und militärisches 
Know-How zu schicken? Wie kommt deutsche Politik immer wieder darauf, dass es
friedensfördernd wäre, unterschiedlichste Konfliktparteien militärisch
auszubilden? Viel zu oft haben wir in vergangenen Konflikten erlebt, dass
am Ende wieder deutsche Waffen gegen deutsche Waffen kämpfen. Dass am Ende
wieder die von uns ausgebildeten Konfliktparteien gegeneinander kämpfen.
Wieso lernen wir nicht daraus?", so Kopper weiter.

Auch Kampagnen-Co-Sprecher Berthold Keunecke fand kritische Worte zum
Mandat: "Warum werden im Irak zur Minenentschärfung nicht zivile Kräfte
eingesetzt - so wie in Deutschland beim Kampfmittelräumdienst auch? Warum
muss es ein Militärkrankenhaus sein, wenn es auch zivile Ärztinnen und
Ärzte gibt? Warum Militär? Warum Krieg? Warum Völkerrechtsbruch? Dieses
Mandat ist ein Zeichen der Militarisierung des Denkens, dem wir uns
entgegenstellen müssen! Wir brauchen Verständnis für die Situation vor Ort.
Wir brauchen Friedensfachkräfte, die vor Ort Konflikte bearbeiten und die
Regierung beraten können. Wir brauchen ein Umdenken!"

Der Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung des Bundeswehrmandats wird
am kommenden Mittwoch in den zuständigen Ausschüssen beraten. Die
namentliche Abstimmung über das Mandat ist für Ende dieser Woche anberaumt.
Die Kampagne kündigt bereits jetzt erneute Proteste an, sofern das Mandat
wie von der Regierung beabsichtigt bis Oktober 2018 verlängert werden
sollte.



Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird getragen von
25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung, darunter die
IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der Versöhnungsbund
und pax christi. Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen:
www.macht-frieden.de



Die Redebeiträge von Berthold Keunecke und Elise Kopper zur gestrigen
Kundgebung finden Sie unter: 

http://www.macht-frieden.de/sites/default/files/inline-files/MACHT_FRIEDEN_Keunecke_Rede_Berlin_18.03.2018.pdf bzw.

http://www.macht-frieden.de/sites/default/files/inline-files/MACHT_FRIEDEN_Kopper_Rede_Berlin_18.03.2018.pdf

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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ATTAC/1892: Weltsozialforum - 80.000 fordern eine gerechtere Welt


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Salvador da Bahia/Frankfurt am Main, 19. März 2018

Weltsozialforum in Salvador de Bahia: 80.000 fordern eine gerechtere
Welt 

Die Zukunft heißt Widerstand: Kampf um Demokratie in Brasilien im
Fokus des Treffens



Mit einer Teilnehmerzahl von 80.000 aus 127 Ländern und tausenden
Workshops, Seminaren und Foren mit vielfältigen, themenreichen und oft
kontroversen Debatten hat das 14. Weltsozialforum im brasilianischen
Salvador de Bahia in eindrucksvoller Weise die Forderung der sozialen
Bewegungen nach einer besseren Welt dokumentiert. In einer "Agora der
Zukunft" trugen die Teilnehmenden zum Ende des Forums am Wochenende die
Ergebnisse der Debatten zusammen, die aus vielen hundert Projekten des
Widerstands gegen die Politik der herrschenden Eliten und aus
Alternativen zum gegenwärtigen Zustand der Welt bestehen.

Das Forum in der afrobrasilianischen Metropole stand weitgehend unter
dem Eindruck der hochexplosiven politischen Situation des Landes. So
stand der Kampf um die Erhaltung der Demokratie angesichts einer
drohenden Militärdiktatur und gegen die anhaltende Korruption, für die
Rechte der indigenen Völker im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit.
Überschattet wurde das Forum durch den Mord an der populären
Linkspolitikerin Marielle Franco, der im ganzen Land eine Welle von
Protesten auslöste.

Klimagerechtigkeit, sozialökologische Alternativen, Kritik der
Finanzmarktdiktatur, Privatisierung des Bildungswesens und der
öffentlichen Dienste waren untern vielen anderen die gemeinsamen Themen
der globalen Zivilgesellschaft. Aber auch Systemalternativen zur
marktwirtschaftlich organisierten Gesellschaft waren Gegenstand mehrerer
Veranstaltungen. Stark waren neben dem brasilianischen
Gewerkschaftsdachverband CUT zahlreiche internationale Gewerkschaften
wie der französische CGT und der italienische CGIL aber auch die
deutsche GEW vertreten, die einem gemeinsamen Zelt der Gewerkschaften
Strategien im Kampf gegen die Vorherrschaft der multinationalen Konzerne
und den Abbau von Arbeiterrechten diskutierten.

Aus Deutschland waren außer der GEW unter anderem "Brot für Welt", die
Rosa-Luxemburg-Stiftung und die Friedrich-Ebert-Stiftung mit eigenen
Veranstaltungsprogrammen vertreten.

Am Rande des Forums fand ein Treffen des Globalen Attac-Netzwerks statt,
bei dem Attac-Aktivistinnen und -Aktivisten aus Argentinien, Frankreich,
Spanien, Norwegen und Deutschland teilnahmen. Eine Sitzung des
Internationalen Rats des Weltsozialforums zog noch am Wochenende eine
positive Bilanz des Welttreffens.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSTELLUNG/097: Jena - Von Mensch zu Mensch. Ich habe einen Namen", bis zum 24. Mai 2018


idw - Pressemitteilung: Ernst-Abbe-Hochschule Jena

"Von Mensch zu Mensch. Ich habe einen Namen"

Ausstellung an der Ernst-Abbe-Hochschule Jena



Ab sofort ist an der Ernst-Abbe-Hochschule Jena eine neue Ausstellung
für die Öffentlichkeit zugänglich: Porträts von Menschen "mit
fröhlichen oder ernsten Gesichtern, einige lächeln zuversichtlich,
manche schauen unsicher auf ihr Gegenüber". Die Fotos, die im Foyer
vor der Hochschulaula in Haus 4 Station machen, sind Ergebnis eines
Workshops des Stadtteilbüros Lobeda unter Leitung von Doris Weilandt
und Olrik Drabant.

Die Menschen, die auf großformatigen Schwarzweißfotos zu sehen sind,
kamen mit dem großen "Flüchtlingsstrom" 2015 nach Thüringen. In
Notunterkünften fanden sie zum ersten Mal Ruhe nach einer langen Zeit
der Ungewissheit. Sie trafen auf Helfer, die sie freundlich aufnahmen
und ihnen die ersten Schritte in ein neues Leben ermöglichten. Die
knappen Texte deuten die Lebenssituation der jeweiligen Person an.

Die Idee, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen, entstand 2016 im
Flüchtlingsfreundeskreis Lobeda. Fotografie- und Schreibinteressierte
beteiligten sich an dem mehrwöchigen Workshop. In Interviews befragten
die Teilnehmer Geflüchtete aus Afghanistan, Syrien, dem Irak, Eritrea,
Palästina, Albanien und dem Kosovo zu ihren persönlichen Beweggründen.

Viele hatten in ihrer Heimat ein Haus und eine Familie, die
füreinander einstand. Doch durch den Terror des IS sowie Bürgerkriege
mit einem unvorstellbaren Ausmaß an Zerstörung wurde ihnen jede
Lebensgrundlage entzogen. Sie haben alles, was sie besaßen, verloren.
Oft mussten sie von heute auf morgen ihre Wohnorte verlassen.

Die Ausstellung war bereits an mehreren Orten in Thüringen zu sehen
und ist noch bis zum 24. Mai in der Ernst-Abbe-Hochschule Jena.
Gefördert wurde sie von der Landeszentrale für Politische Bildung
Thüringen (Kooperationsprojekt) und vom Lokalen Aktionsplan der Stadt
Jena. Erhältlich ist auch ein Begleitkatalog, in dem die Texte und
Fotos veröffentlicht sind.

Stadtteilzeitung Lobeda / Bernhard Kühn / sn

(Wir danken der Stadtteilzeitung Lobeda für die freundliche
Genehmigung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, Sigrid Neef, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/803: Norden - Kriminelle Weinprobe - die etwas andere Wein-Lese am 13.4.2018


Kriminelle Weinprobe - die etwas andere Wein-Lese in der Norder
Stadtbibliothek 



Am Freitag, den 13. April um 19.30 Uhr findet in der Stadtbibliothek
Norden im Rahmen der Norder Literaturtage eine "kriminelle Weinprobe"
mit dem Esenser Autor Manfred C. Schmidt und Sommelier Martinus
Ekkenga statt.

Ob amüsante "Wellnessmorde", schwarzhumorige
Partnerschaftsproblemlösungen, skurrile Nachbarschaftsstreitigkeiten
oder die neuesten Coups seiner mafiösen "Ostfriesengang", all das sind
die Themen der Kurzkrimis von Manfred C. Schmidt. Das nach außen hin
so Unverdächtige macht bei seinen Stories den Charme der unter der
bürgerlichen Oberfläche schwelenden Heimtücke aus.

Wie bei der letzten Weinprobe fungiert Martinus Ekkenga als Sommelier.
Er wird auf gewohnt kurzweilige Art allerlei Wissenswertes über die
verkosteten Rotweine berichten.

Karten sind ab sofort in der Stadtbibliothek erhältlich. Eine
telefonische Reservierung ist unter 04931/ 923 353 möglich. Die
Weinprobe findet wie beim letzten Mal in Kooperation mit der
Gemeindebücherei Ludgeri statt.

Termin: Freitag, den 13. April um 19.30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0, Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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LESUNG/5999: Hanau - Thomas Gsella und Pit Knorr lesen Texte von F.W. Bernstein am 22. März


Horch ein Schrank geht durch die Nacht!

Thomas Gsella und Pit Knorr lesen Texte von F.W. Bernstein am 22. März
in Schloss Philippsruhe



Fritz Weigle alias F.W. Bernstein ist der dritte Träger des Ludwig
Emil Grimm-Preises der Stadt Hanau. Ihm zu Ehren zeigt das Historische
Museum Hanau Schloss Philippsruhe in Kooperation mit dem Caricatura
Museum Frankfurt eine Sonderausstellung in der Galerie des Schlosses.
Im Rahmen der Ausstellung finden eine Lesung und Sonderführungen
statt.

Den Anfang machen Thomas Gsella und Pit Knorr mit ihrer Lesung am
Donnerstag, 22. März, um 19.30 Uhr im Roten Saal von Schloss
Philippsruhe.

F.W. Bernstein zählt neben Bernd Eilert, Robert Gernhard, Eckhard
Henscheid, Pit Knorr, Chlodwig Poth und Hand Traxler zur
Kernmannschaft der Neuen Frankfurter Schule. Der Karikaturist und
Satiriker hat Pit Knorr, seinen langjährigen Text-Gefährten aus der
Neuen Frankfurter Schule und den ehemaligen Titanic- Chefredakteur und
derzeitigen Ranglistenersten der deutschen Reimkunst Thomas Gsella
auserwählt aus seinen hochkomischen Werken vorzulesen. F.W. Bernstein
liefert mit seinen gekonnten Reimen selbst die humorvolle Begründung
dazu:

"Ihr Vortrag gibt den Texten Stärke,

wie keiner sie vermuten mag;

und alle meine kleinen Werke

sind herrlich - wenn ich's Ihnen sag!"

Ihm zu Ehren haben sich Thomas Gesella und Pit Knorr, Vertreter dieser
seit 40 Jahren in den Scherzbergwerken tätigen Künstlergruppe, zu
einer Lesung seiner Werke zusammengetan. Auf beide Vortragende trifft
eines der bekanntesten Gedichte der Nachkriegszeit zu, nämlich jener
Zweizeiler, der selbstverständlich von niemand anderen stammt als von
F.W. Bernstein selbst: "Die schärfsten Kritiker der Elche, waren
früher selber welche!" Und das ist nur die Spitze eines ungeheuren
Berges hochkomischer Texte und Gedichte voller tiefer Einsichten in
die menschliche Natur.

Die Lesung findet am Donnerstag, 22. März 2018 um 19.30 Uhr im Roten
Saal von Schloss Philippsruhe statt und kostet 14 Euro, ermäßigt 12
Euro. Anmeldung per E-Mail an: museen@hanau.de, Telefon:
06181 - 295 - 1799

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/5998: Magdeburg - Bestsellerduo Anne Weiss und Stefan Bonner stellt "Planet Planlos" vor, 22.3.


Bestsellerduo Anne Weiss und Stefan Bonner stellt "Planet Planlos"
vor 

"Generation Weltuntergang" in der Stadtbibliothek Magdeburg



Superstürme, Dürre, Dauerregen, Überschwemmungen - der Klimawandel ist
da. Das Bestsellerduo Anne Weiss und Stefan Bonner ("Generation Doof")
knöpft sich die Erderwärmung und den Klimawandel vor.

"Generation Weltuntergang"? Mit ihrer bissig-witzigen Analyse
"Generation Doof" wurde das Autorenduo Anne Weiss und Stefan Bonner
bekannt, jetzt stellen sie sich in "Planet Planlos. Sind wir zu doof,
die Welt zu retten?" den bedrohlichen Themen der Erderwärmung und des
Klimawandels. Am Donnerstag, 22. März, sind sie um 19.30 Uhr mit ihrem
neuen Buch zu einer Lesung in der Stadtbibliothek Magdeburg zu Gast.

Anne Weiss und Stefan Bonner kamen zwischen der Mondlandung und dem
Mauerfall auf die Welt und lange Zeit erschien ihre Zukunft trotz
ökologischer Probleme wie das Waldsterben vielversprechend, denn
Greenpeace kümmerte sich um die maroden Meere und die UN-Staaten
verboten FCKW, um das Ozonloch in Grenzen zu halten. Technischer
Fortschritt und digitaler Wandel halten auf der anderen Seite viele
Annehmlichkeiten parat: Dank Billigfliegern kann inzwischen jeder zum
Weltreisenden werden, Südfrüchte aus Übersee gibt es das ganze Jahr
und die Waren kommen täglich per Päckchen ins Haus. Nun reiben sich
die beiden verwundert die Augen angesichts der ernüchternden Realität
mit immer schneller wiederkehrenden Superstürmen, tödlichen Dürren,
Dauerregen und katastrophalen Überschwemmungen - der Klimawandel ist
da.

Dennoch beobachten die Autoren, dass Scharfmacher allerorten gegen die
Klimawissenschaft wettern. Klima-Politik erschöpft sich dagegen aus
ihrer Sicht oftmals in folgenlosen Konferenzen. Weiss und Bonner
fragen sich in ihrer detaillierten Darstellung, welche Verantwortung
der Einzelne für den Klimawandel trägt, was dieser für ihre Generation
wirklich bedeutet und welche Auswege es gibt. Ausblickend zeigen sie
die Konsequenzen einer Umkehr auf und präsentieren einen
"10-Punkte-Masterplan zur Weltrettung" unter der optimistischen
Überschrift "We will survive".

Das Autorengespann Anne Weiss, geb. 1974, und Stefan Bonner, Jahrgang
1975, beobachtet ihre Zeitgenossen ebenso humorvoll und kritisch,
zuletzt legten sie mit "Wir Kassettenkinder" ein charmantes Retro-Buch
für Liebhaber der 80er-Jahre vor.

Zusammen mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen-Anhalt und dem
Umweltamt der Landeshauptstadt lädt die Stadtbibliothek zur
Veranstaltung ein. Alle interessierten Besucher sind herzlich zur
Lesung mit Anne Weiss und Stefan Bonner willkommen. Der Eintritt ist
frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AUSSICHTEN/8220: Und morgen, den 20. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.03.2018 bis zum 21.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8220 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein und kalter Wind

reichen nicht ans Bett heran,

wo Jean-Luc als Frühlingskind

immer noch gut schlafen kann.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / WISSENSCHAFT





POLITIK/121: Die Mission der europäischen Forschung (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 16.03.2018

Die Mission der europäischen Forschung



EU-Forschungskommissar Carlos Moedas hat heute bei einer Rede vor der
Leibniz-Gemeinschaft in Berlin die Grundzüge des künftigen neunten
europäischen Forschungsrahmenprogramms ab dem Jahr 2021 skizziert. Dieses
werde sich durch die Fortsetzung der erfolgreichen Förderung der
Grundlagenforschung durch den Europäischen Forschungsrat (ERC), aber auch
durch einen Perspektivwechsel hinsichtlich großer globaler
Herausforderungen sowie bei der Innovationsförderung auszeichnen.

Nicht zuletzt durch die grundlagenorientierten Förderprogramme des ERC
habe sich Europa als Ort der Forschung auf Weltniveau etabliert. Diese
Strategie werde auch in einem neuen Forschungsrahmenprogramm fortgesetzt,
so der EU-Kommissar. Damit bekannte sich Carlos Moedas ausdrücklich zum
Prinzip der offenen Wissenschaft (Open Science), die Grundlage und
Voraussetzung wissenschaftlicher Exzellenz sei.

Ändern hingegen möchte Moedas die Herangehensweise, großen globalen
Herausforderungen zu begegnen. Hier gelte es, neues kreatives Denken zu
fördern und Perspektivwechsel zu ermöglichen. Die Wissenschafts- und
Innovationslandschaft müsse noch interdisziplinärer und internationaler
werden und die Gesellschaft noch mehr einbinden. Eine missionsgetriebene
Wissenschaft solle die Gesellschaft dazu motivieren, sich gemeinsam den
großen Herausforderungen unserer Zeit zu stellen. Dies sei nicht mit
einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen allein und nur mit dem Rückhalt
der Gesellschaft möglich, so Carlos Moedas. Der Forschungskommissar
ermutigte in diesem Kontext die Leibniz-Gemeinschaft mit ihrem Anspruch,
in der Gesellschaft Wissenschaft für die Gesellschaft zu betreiben,
ausdrücklich, an der Gestaltung dieser Missionen teilzunehmen.

Als dritten Punkt erläuterte Carlos Moedas die Pläne der EU-Kommission zur
Stärkung von Innovationen. Ein Europäischer Innovationsrat (European
Innovation Council, EIC) solle künftig mit einem klaren
bottom-up-gesteuerten und nutzerorientierten Ansatz Innovatoren schnell und
flexibel dabei unterstützen, ihre Ideen voranzubringen. Dazu werde es ab
sofort bis 2020 eine mit 2,7 Milliarden Euro ausgestattete Pilotphase geben.
Entschieden hob Moedas in diesem Kontext die Bedeutung der
Grundlagenforschung hervor, denn schließlich basierten die neuesten und
spannendsten Entwicklungen unserer Tage wie die Genomchirurgie CrisprCas,
Quantencomputer oder die dezentrale Datenbankstruktur Blockchain allesamt
auf interdisziplinärer Grundlagenforschung.

Leibniz-Präsident Matthias Kleiner sagte dazu: "Ich freue mich, dass
Kommissar Moedas die wichtige Rolle unterstrichen hat, die die
Leibniz-Gemeinschaft bei der Gestaltung und Umsetzung der neuen Grundlinien
des künftigen EU-Forschungsrahmenprogramms einnehmen kann. Carlos Moedas'
Bekenntnis zur Bedeutung von sowohl Erkenntnis- als auch
Anwendungsorientierung in der Wissenschaft, zu Open Science und zur
Einbindung der Gesellschaft etwa durch Citizen Science bestärkt mich
darin, dass die Leibniz-Gemeinschaft die richtigen Schwerpunkte setzt, um
eine tragende Rolle in der europäischen Wissenschaft einzunehmen."


Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a.
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 18.700 Personen,
darunter 9.500 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,8 Milliarden Euro.

Weitere Informationen unter:

http://www.leibniz-gemeinschaft.de/ueber-uns/internationales/leibniz-in-europa/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, Christoph Herbort-von Loeper M.A., 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/631: Münster - Themenabend im Stadtarchiv mit Fakten und Anekdoten aus dem Münster um 1900, 22.3.


Fakten und Anekdoten aus dem Münster um 1900

Themenabend im Stadtarchiv: Zeitreise mit dem Sammler Henning Stoffers



Münster (SMS) Im Jahr 1916 wird die magische Marke erreicht: Mit 100
000 Einwohnern darf sich Münster Großstadt nennen. Der Themenabend im
Stadtarchiv legt an einigen Stationen der wachsenden Stadt jener Jahre
Halt ein: Sammler und Autor Henning Stoffers macht Stadtgeschichte aus
der Zeit um 1900 lebendig.

Bei dieser Zeitreise hat er teilweise noch unveröffentlichte Bilder
und Dokumente dabei und wird von neuen Verkehrsmitteln und einer
modernen Versorgung mit Wasser und Strom berichten. Anekdoten und eine
Portion Nostalgie dürfen nicht fehlen, wenn es um die Freizeit der
Münsteraner vor knapp 120 Jahren geht. So wird beim Themenabend auch
die Kneipenkultur lebendig. Henning Stoffers erinnert zugleich an die
Bierkutscher der zahlreichen Brauereien der Stadt. Und entführt in die
Tanzschulen Münsters, in der die Jugend nicht nur den Standardtanz,
sondern auch Benimmregeln lernte.

Info: Themenabend im Stadtarchiv am Donnerstag, 22. März, 18 Uhr, An
den Speichern 8. Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung wird wegen
begrenzter Plätze gebeten: per E-Mail archiv@stadt-muenster.de oder am
Telefon 02 51/4 92-47 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSE/449: Vreden - "So geht Druckkunst" am 28. März 2018


Stadt Vreden

So geht Druckkunst 

Linoldruck-Workshop für Kinder in den Osterferien im kult Westmünsterland in Vreden



Kreis Borken/Vreden. Druckgrafik ist eine ganz besondere Kunst: Sie
entsteht durch ein Vervielfältigungsverfahren und doch ist jedes Stück
einzigartig. Zudem gibt es zahlreiche unterschiedliche
Herstellungsverfahren. Eines davon, den Linolschnitt, können Mädchen
und Jungen jetzt in den Osterferien im kult Westmünsterland in Vreden,
Kirchplatz 14, ausprobieren. Am Mittwoch, 28. März 2018, zeigt
Friedrike Petersohn-Brunnert in der Zeit von 11 bis 15 Uhr im Rahmen
eines Workshops, wie mit Buchstaben oder selbst erstellten Stempeln
vorgegebene Motive oder eigene Kreationen auf frei wählbare
Druckträger wie Papier oder Stofftaschen gedruckt werden können. Durch
die einfache Handhabung des Verfahrens bietet der Workshop eine tolle
Gelegenheit zur Erstellung individueller Geschenke.

Der Workshop ist Teil des Begleitprogramms zur Sonderausstellung
"Passage trifft Grenze", die bis zum 13. Mai im kult Westmünsterland
gezeigt wird. Zu sehen sind 30 Grafiken aus der Sonderausstellung
"Passage" der Leipziger Grafikbörse e. V. zusammen mit 30 grafischen
Arbeiten von Künstlerinnen und Künstlern, deren Werke auch in der
Jubiläumsausgabe "30 Jahre Deutsch-Niederländische Grafikbörse"
abgebildet sind.

Die Teilnehmerzahl ist auf zehn Kinder begrenzt. Um eine telefonische
Anmeldung wird bis Sonntag, 25. März, unter der Rufnummer
02564/9899100 gebeten. Die Teilnahmegebühr beträgt 6 Euro zuzüglich 1
Euro Materialkosten bzw. 3,50 Euro für einen Turnbeutel. Für die
Mittagspause sollte Proviant mitgebracht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KURSE/448: Mönchengladbach - "3 + 2 = 7 Alles ist wie es ist, oder ganz anders" vom 27.-29.3.2018


Stadt Mönchengladbach

3 + 2 = 7 Alles ist wie es ist, oder ganz anders



Mit der Künstlerin Silke Schönfeld entdecken Kinder und Jugendliche im
Altern von 10 bis 13 Jahren, vom 27. bis 29. März, jeweils 14.30 bis
17 Uhr eine Welt hinter der Welt in den merkwürdigen Kunstwerken von
Joseph Beuys, Marcel Broodthaers oder Daniel Spoerri. Was bedeutet
eine Lampe hinter einer Tür oder ein Gipsklecks in der Ecke? Durch
Kombination einfacher Gegenstände erzählt ihr eine Geschichte, die
jeder versteht, oder die ein privates Geheimnis verbirgt. Diese
Kunstform nennt man Installation.

Sie werden diese Geschichten auf Holzplatten fixieren und so kleine
Kunstwerke erstellen. Wichtig hierbei allein ist die Idee. Man muss um
die Ecke denken können, Fantasie und Humor haben und etwas erzählen
wollen. Zu dem Kunstwerk können die Kinder anschließend noch eine
Erklärung/Gebrauchsanweisung schreiben oder ein kleines Erklärvideo
drehen, damit auch jeder versteht was die jungen Künstler meinen oder
auch nicht.

Teilnehmerzahl: max. 15

Kosten: 30 Euro

Leitung: Silke Schönfeld

Ort: Museum Abteiberg. Anmeldungen sind ab sofort über die Homepage
des Museums im Menü "praktische Kurse" möglich:
www.museum-abteiberg.de - Veranstaltungen / Praktische Kurse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSE/447: Mönchengladbach - Mal-Experimente auf großem Format vom 27.-29.3.2018


Stadt Mönchengladbach

Mal-Experimente auf großem Format



Kinder im Alter von sechs bis neun Jahren können sich bei diesem Kurs
vom 27. bis 29. März, jeweils 11 bis 13.30 Uhr, von berühmten
Kunstwerken des Museums inspirieren lassen und malen spielerisch
großformatige Bilder. Hierbei darf auch gekleckst, gespritzt und
gewischt werden. Da mit Acrylfarben gearbeitet werden soll, unbedingt
alte Sachen anziehen, da diese Farbe nicht mehr auswaschbar ist!

Teilnehmerzahl: max. 15

Kosten: 25 Euro

Leitung: Silke Schönfeld

Ort: Museum Abteiberg. Anmeldungen zu allen Kursen sind ab sofort über
die Homepage des Museums im Menü "praktische Kurse" möglich:
www.museum-abteiberg.de - Veranstaltungen / Praktische Kurse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SPORT UND SPIEL/224: Braunschweig - "Spiel & Spaß rund um die Konsole" am 23.3.2018


Stadt Braunschweig

Konsolenspiele in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zur Veranstaltung "Spiel & Spaß rund um die Konsole"
lädt die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Freitag, 23.
März, von 14 bis 17 Uhr, im Rahmen von FiBS (Ferien in Braunschweig)
Kinder und Jugendliche ab acht Jahren ein. Der Eintritt ist frei.
Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470 6834.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können an diesem Nachmittag ihre
Sportlichkeit testen, Geschicklichkeit beweisen oder einfach nur
denken und knobeln. Verschiedene Spiele und Konsolen stehen zum
Ausprobieren und Kennenlernen bereit. Die Aktion wird von
spielkundigen und spielfreudigen Mitarbeitern der Stadtbibliothek
betreut, so dass auch jederzeit Fragen rund um die Spiele beantwortet
werden können. Das reichhaltige Angebot besteht aus rund 3.500
Spielen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1328: Herten - "Oh, wie schön ist Panama" am 19. April 2018


Stadt Herten

Oh, wie schön ist Panama

Kindertheaterstück nach Janosch im Glashaus



Herten. Der kleine Bär und der kleine Tiger sind beste Freunde und
machen sich gemeinsam auf die Suche nach dem Land Panama. In der Reihe
"Kinderbücher werden lebendig" präsentiert das Trotz-Alledem-Theater
am Donnerstag, 19. April, um 15 Uhr das Stück "Oh, wie schön ist
Panama" nach dem Kinderbuchklassiker von Janosch im Glashaus. Die
Kinder- und Jugendbibliothek lädt kleine und große Theater- und
Janosch-Fans ab 5 Jahren zu diesem Stück ein. Karten sind ab dem 22.
März im Glashaus erhältlich.

Der kleine Bär und der kleine Tiger sind beste Freunde und leben
gemütlich in ihrem Haus am Fluss. Als sie eines Tages eine Kiste,
wunderbar nach Bananen duftend und mit der Aufschrift "Panama"
versehen, entdecken, werden die beiden Freunde neugierig. Schnell wird
klar, dass Panama ihr Traumland ist. Aber wo ist Panama? Der kleine
Bär und der kleine Tiger brechen zu ihrem Sehnsuchtsort auf und
erleben eine tolle Reise, auf der sie vielen anderen Tieren begegnen.

Die Buchvorlage von Janosch, 1978 erschienen und 1979 mit dem
Deutschen Jugendbuchpreis geehrt, ist ein echter Kinderbuchklassiker
und auch heute noch beliebt.

Der Eintritt beträgt 4 Euro pro Person bzw. Kind. Der
Kartenvorverkauf beginnt am Donnerstag, 22. März, zu den gewohnten
Öffnungszeiten der Bibliothek. Die Karten sind an der Servicetheke der
Stadtbibliothek im Glashaus erhältlich. Weitere Informationen erhalten
Interessierte unter der Telefonnummer (0 23 66) 303 651. Das
Theaterstück ist dank der finanziellen Unterstützung des Vereins zur
Förderung der Stadtbibliothek im Glashaus e.V. möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. März 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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THEATER/1327: Erlangen - Entdeckerstück + Zirkus Jazzino am 1., 2. und 8.4.2018


Theater Erlangen - für die Kinder ...



UM DIE ECKE

Entdeckerstück von Bernhard Studlar (4-7)

VORSTELLUNGEN AN OSTERN

01.04.18 | 15.00 Uhr | Garage | Karten

02.04.18 | 15.00 Uhr | Garage | Karten

Bist du schon mal um eine Ecke gegangen, ohne zu wissen, was dahinter
ist? Das ist ganz schön aufregend, denn dort wartet das Abenteuer. "Da
kommen die kleinen Theaterbesucher gar nicht mehr aus dem Staunen
raus. Ein Staunen, das die Lust auf weitere Theaterbesuche weckt."
(Erlanger Nachrichten, 24.01.2017)

Regie: Eva Veiders

Mit: Janina Zschernig, Violetta Zupancic

 * 

NUEJAZZ-Combo featuring Gustavo Strauß

JAZZ FOR KIDS: ZIRKUS JAZZINO

eine musikalische Reise durch die Welt (ab 6)

08.04.18 | 15.00 Uhr | Foyercafé | Karten

Zirkusdirektor Struzzo hat seine besten Nummern im Gepäck:
Atemberaubende Seiltänzer, Dompteure und gefährliche Wildtiere erobern
die Manege - natürlich mit tatkräftiger Unterstützung der jüngsten
Artisten und ganz viel Musik!

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse Telefon 09131/862511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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THEATER/1326: Hannover - Mobiles Musiktheater "Und wie klingst du?", Buchungen ab Mitte April 2018


Staatsoper Hannover - Junge Oper

UND WIE KLINGST DU? (UA)



Jede und jeder klingt anders. Manche Leute sprechen eine andere
Sprache, manche reden auch gar nicht. Was dann? Kann man sich
vielleicht anderweitig verständigen? Das mobile Musiktheater "Und wie
klingst du?" ist Musik, Theater und Begegnung - ohne Worte. Kinder ab
3 Jahren und Erwachsene haben Teil an einem szenisch-musikalischen
Dialog: Eine Sängerin und ein Qanun-Spieler sind neugierig auf das
Gegenüber, haben aber unterschiedliche musikalische Sprachen. Sie
»reden« aneinander vorbei, streiten, fragen, schweigen und lernen
schließlich, sich zu verstehen.

Die Junge Oper Hannover gastiert ab Mitte April 2018 mit "Und wie
klingst du?" auf Anfrage in Kindergärten. Kontakt und Buchung: 

eva-maria.koesters@staatstheater-hannover.de oder Telefon (0511) 9999
1085

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSSTELLUNG/9414: Bonn - "Still Moving" - Fotografien von Alessio Fangano vom 22.3.-4.5.2018


"Still Moving" - Fotografien von Alessio Fangano in der Volkshochschule



BN - Der Fotokünstler Alessio Fangano zeigt seine erste
Einzelausstellung unter dem Titel "Still Moving" ab Donnerstag, 22.
März 2018, im Haus der Bildung.

Die in dieser Fotoausstellung gezeigten Arbeiten versuchen in ihren
starken Kontrasten die Doppelgesichtigkeit unseres Lebens
darzustellen. "Still Moving" - zwei Seiten des Lebens: Während die
Stillleben zurückgezogene Reflexionen über kollektive Symbole bieten,
die sich aus der Dunkelheit eines Traumes erheben, so halten die
Moving-Scapes, Fotografien, wie "aus der Hand geschüttelt", bewegte
Momente des täglichen Spektaktels um uns herum fest, Passanten und
Gebäude verschmelzen als Schatten und Reflex mit Himmel und Umgebung.

Von Donnerstag, 22. März, bis Freitag, 4. Mai 2018, zeigt die VHS die
Ausstellung im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1. Die
Ausstellungseröffnung ist am 22. März von 18 bis 19.30 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TREFF/662: Wertheim - Sprechstunde "Kunst und Kuriosa" am 5. April 2018


Sprechstunde "Kunst und Kuriosa"

Grafschaftsmuseum bietet Beratung an



Wertheim. Das Grafschaftsmuseum bietet jeden ersten Donnerstag im
Monat mit der Sprechstunde "Kunst und Kuriosa" eine Beratung an. Nach
Voranmeldung begutachtet Dr. Constanze Neuendorf Kunst- und
Trödelobjekte zum Beispiel aus privaten Nachlässen. Für die nächste
Sprechstunde am 5. April gibt es noch wenige freie Termine am
Vormittag.

Die Museumsmitarbeiterin schätzt ein, ob der Familienschatz
sammelwürdig oder restaurierungsbedürftig ist, ob ein Verkauf lohnt
oder er in der Familie in Ehren gehalten werden sollte. Da das Museum
selbst derzeit keine Objekte annimmt, gibt Dr. Neuendorf darüber
hinaus Tipps, wohin sich die Eigentümer wenden können, wenn sie sich
von dem Objekt trennen wollen. Gebracht werden können
kunsthandwerkliche Objekte aus Keramik, Metall oder Holz sowie
Skulpturen, Grafiken und Gemälde. Die Kunsthistorikerin macht Angaben
zu Technik, Alter, Herkunft und Zustand der Objekte. Für historische
Bücher und lokale Familiendokumente steht bei Bedarf Volkskundlerin
Ursula Wehner zur Seite.

Die Zahl der Objekte ist pro Person und Termin auf maximal drei
begrenzt. Für diesen Service wird keine Beratungsgebühr erhoben,
stattdessen bezahlen die Nutzer den Museumseintritt in Höhe von drei
Euro pro Person. Termine können unter der Telefonnummer 09342/301-511
vereinbart werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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GLEICHHEIT/6599: Slowakei - Regierungschef tritt nach Journalistenmord zurück


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Slowakei: Regierungschef tritt nach Journalistenmord zurück

Von Markus Salzmann

17. März 2018



Der brutale Mord an dem Journalisten Jan Kuciak und seiner Verlobten hat in
der Slowakei eine Regierungskrise ausgelöst. Am Montag ist Innenminister
Robert Kalinak und am Donnerstag Ministerpräsident Robert Fico
zurückgetreten. Nach dem Mord war es im ganzen Land zu Massenprotesten
gegen die Regierung und die allgegenwärtige Korruption gekommen.

Der Enthüllungsjournalist Kuciak und seine Verlobte wurden am 25. Februar
in ihrem Wohnhaus im Dorf Velká Maca, 60 Kilometer östlich von Bratislava,
durch Schüsse aus nächster Nähe hingerichtet. Der 27-Jährige hatte mehrfach
Artikel über Korruption in der Führungsschicht des Landes veröffentlicht.
Zuletzt recherchierte er zu mutmaßlichen Verbindungen der Regierungspartei
zur italienischen Mafia.

Medienberichten zufolge könnte der Journalist im Auftrag einer
Verbrecherbande ermordet worden sein, die in der Slowakei auf betrügerische
Weise EU-Fördergelder abschöpft und Verbindungen zur Regierungspartei hat.

Der brutale Mord löste landesweit Entsetzen aus. Insgesamt gingen
hunderttausend Menschen auf die Straße, allein in Bratislava waren es
50.000. Die Proteste richten sich vor allem gegen den notorisch rechten
Regierungschef Fico und seine sozialdemokratische Smer-SD. In den letzten
Jahren waren immer wieder Skandale aufgedeckt worden, die deutlich machen,
wie korrupt die gesamte politische Elite des EU-Mitgliedslandes ist.

Über die Hintergründe der Ermordung des Journalisten ist bislang nichts
bekannt. Doch die Massenproteste und die Regierungskrise, die sie
auslösten, zeigen, wie angespannt die politischen und gesellschaftlichen
Beziehungen sind. Der Innenminister und stellvertretende Ministerpräsident
Robert Kalinak hatte seinen Rücktritt damit begründet, dass er "mit dieser
Geste zur Stabilisierung der Situation in der Slowakei beitragen" wolle.

Kalinak steht im Verdacht, in eine Bestechungsaffäre verwickelt zu sein.
Sein Rücktritt war von Demonstranten, der Opposition und Teilen der
Regierungskoalition gefordert worden. Am kommenden Montag hätte sich
Regierungschef Fico einem Misstrauensvotum stellen müssen. Dem kam er mit
dem Rücktritt zuvor. Den Misstrauensantrag hatte die rechts-liberale Partei
Freiheit und Solidarität (SaS) eingebracht. Der Forderung nach Neuwahlen
hatte sich aber auch der Koalitionspartner der Smer-SD, die Partei der
ungarischen Minderheit Most-Hid angeschlossen.

Seit der schwierigen Regierungsbildung [1] vor zwei Jahren kam es immer
wieder zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen den drei
Regierungsparteien, zu denen auch die rechtsextreme Nationalpartei (SNS)
gehört. Nach dem Mord an Kuciak forderte Most-Hid nicht nur den Rücktritt
Ficos, sondern auch eine generelle Umbildung des Kabinetts.

Hintergrund sind starke gesellschaftliche Spannungen. Während die
offizielle Arbeitslosenquote in der Slowakei bei rund fünf Prozent liegt,
sind in den armen Regionen im Osten des Landes über 20 Prozent arbeitslos.
Unter der Roma-Minderheit sind es über 50 Prozent. In den großen Städten,
vor allem in der Hauptstadt, ist Wohnraum mittlerweile ebenso teuer wie in
westeuropäischen Metropolen und für einfache Arbeiter kaum mehr zu
bezahlen. Im letzten Jahr streikten [2] aus diesem Grund die Arbeiter des
VW-Werks in Bratislava für höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen.

Insbesondere unter Fico, der von 2006 bis 2010 und dann wieder ab 2012 an
der Spitze der Regierung stand, haben sich die Lebensbedingungen
verschlechtert. Seine erste Regierung, der neben den Sozialdemokraten zwei
äußerst rechte Parteien angehörten, unterstützte das Spardiktat der
Europäischen Union in Griechenland und wälzte die Wirtschaftkrise auf die
eigene Bevölkerung ab.

Die drastischen Sparmaßnahmen verband Fico mit einem beispiellosen
Rechtsruck. 2008 rehabilitierte er öffentlich den Klerikalfaschisten Andrej
Hlinka. Gleichzeitig schränkte er die Pressefreiheit ein und verschärfte
den Kurs gegen Flüchtlinge.

Das stärkte die extreme Rechte, die immer stärker auftritt. 2016 zog die
neofaschistische Partei Unsere Slowakei von Marian Kotleba ins Parlament
ein. Unter den Augen der Regierung unterhält sie Bürgerwehren, die Roma und
Ausländer drangsalieren.

Den Grundstein für diese Entwicklung hatte Fico schon früh gelegt. Er hatte
seine politische Karriere in der tschechoslowakischen Kommunistischen
Partei begonnen, bekannte sich nach der Wende zur Marktwirtschaft und
unterstützte den Ausverkauf des öffentlichen Eigentums, der zahlreiche
Arbeiter in Armut stürzte. Weil ihm die Nachfolgerin der KP, die SDL, nicht
weit genug nach rechts ging, rief er 1999 die Smer-SD ins Leben.

Nachfolger Ficos als Regierungschef wird der weitgehend unbekannte Ökonom
Peter Pellegrini. Er gilt als wenig eigenständig, und daher ist sicher,
dass Fico im Hintergrund weiterhin Einfluss hat. Pellegrini wird
voraussichtlich rund ein Drittel des Kabinetts austauschen.

Neuwahlen würden Smer-SD derzeit laut Umfragen eine verheerende Niederlage
bescheren. Viele Mitglieder der Regierung müssten dann Strafverfahren
fürchten. Pellegrini muss sich mit seinem neuen Kabinett im Parlament der
Vertrauensfrage stellen und benötigt die Unterstützung von mindestens 76
Abgeordneten, was keineswegs als sicher gilt.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/03/23/slow-m23.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/06/21/vowa-j21.html

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1740: Die Revolution bleibt eine Herausforderung für den Anarchismus


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Die Revolution bleibt eine Herausforderung für den Anarchismus

von N.O. Fear



Gabriel Kuhn ist seit Jahren ein in unterschiedlichen Spektren
geschätzter Beteiligter der internationalen anarchistischen Bewegung
und Theorieentwicklung. Zwar ist er durchaus in einer spezifischen
Strömung des Anarchismus verankert, aber er zeigt sich immer wieder
interessiert und offen für das, was sich in anderen Spektren tut. Er
will dabei vor allem organisatorisch die unterschiedlichen Strömungen
zu einer gemeinsamen Perspektive des Anarchismus zusammenführen - ein
ambitioniertes Unterfangen. Bei diesem ist ihm wichtig, dass der
Anarchismus als Gesamtbewegung die revolutionäre Perspektive nie aus
den Augen verliert.

Das ist eine Intention, die ich mit ihm teile - auch wenn ich
bescheidener glaube, dass es möglich ist, theoretisch und strategisch
auf eine bestimmte Strömung des Anarchismus Einfluss zu nehmen und
über sie dann auf soziale Massenbewegungen, nie jedoch, den gesamten
Anarchismus organisatorisch zu erfassen.

"Anarchismus und Revolution" ist nach "Vielfalt, Bewegung, Widerstand"
(Unrast, 2009) das zweite Buch von Gabriel, das seine verstreuten
Texte, Rezensionen und Diskussionsbeiträge sammelt. Das neue Buch
umfasst Reflexionen über klassische Anarchisten wie Erich Mühsam und
Gustav Landauer, beinhaltet aber vor allem vielfältige
Auseinandersetzungen mit aktuellen Diskussionen im internationalen
Anarchismus wie etwa dem exklusiv syndikalistischen Ansatz von Michael
Schmidt (und Lucien van der Walt) im Buch "Schwarze Flamme", den
Bemühungen von Philippe Kellermann um eine Verbindung von Marxismus
und Anarchismus oder das Potential sowie die Sackgassen
poststrukturalistischer Theorieentwicklung (am Beispiel von Badiou,
Žižek, Deleuze). Abgeschlossen wird das Buch mit "23 Thesen zum
Anarchismus" - ein Text, der eine ausführlichere Diskussion verdient
hätte. (1)


Vom Optimismus zu größerer Skepsis

Gegenüber dem Buch von 2009 gibt es bei Gabriel einen
Einschätzungswandel. Das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts war
seiner Ansicht nach noch vom Optimismus eines nach dem Mauerfall, der
Krise des Marxismus und nach Seattle 1999 weltweit erstarkenden
Anarchismus und anarchistischer Initiativen, Bewegungen und Projekte
geprägt, was in diesem Band noch bei Mark Brays Studie zum Einfluss
des Anarchismus bei der Occupy-Wall-Street-Bewegung (2011/12)
nachhallt. Bray hat Interviews mit 192 Organizern dieser Bewegung
geführt, wonach 72 % dieser Organizer "explizit oder implizit
anarchistischen Prinzipien" (S. 87) folgten. Nun zeugen die Texte
dieses Buches, laut Gabriels Vorwort, aber "von einer größeren
politischen Skepsis sowohl angesichts der sich immer weiter
ausdehnenden Herrschaft des Neoliberalismus als auch der ständig
wachsenden (neo)faschistischen Bedrohung" (S. 7). Ich würde auf
weltweiter Ebene den Turning Point verschieben auf das Scheitern der
so hoffnungsvoll begonnenen arabischen Aufstände und deren Versinken
in Militärdiktatur, westlicher Militärintervention und Bürgerkriegen
von Syrien bis zur Sahel-Zone - mit der Rückwirkung internationaler
Terrorismus, Fluchtbewegungen und massivem staatlichem
Überwachungsausbau, verstärkt noch durch die Klimakrise. Die
wichtigsten emanzipativen Bewegungen dieser Zeit sind m.E. "Welcome
Refugees" sowie die Klimabewegung. In der Tat haben sich damit die
Bedingungen auch für die anarchistische Bewegung verändert. Die
Analyse dieses letzten Komplexes kommt bei Gabriel allerdings kaum vor
- ich wäre gespannt über seine Stellungnahmen dazu gewesen.

An einer Stelle schreibt Gabriel über seine eigene politische
Sozialisation, dass er sich als Zwanzigjähriger "bedingungslos der
autonomen Szene" zugerechnet und dann ob der Krise des Marxismus zur
poststrukturalistischen Theorie gefunden hat (S. 157f.). Man merkt das
an ein paar Stellen, wenn Gabriel etwa von "präfigurativer Politik"
(S. 183) spricht. Daran stört mich sowohl "präfigurativ" wie
"Politik". In vor-poststrukturalistischen Zeiten haben wir davon
gesprochen, dass die anarchistische "Utopie" (und nicht "Politik")
bereits jetzt in unserem Verhalten und unseren Projekten so weit wie
möglich "vorweggenommen" (und nicht "präfiguriert") werden soll. Das
ist also weder Politik im traditionellen Sinne noch ist dafür das Wort
"präfigurativ" vonnöten. Dieses Wort dokumentiert nur den Gap, den
Abgrund, der noch immer zwischen universitär-poststrukturalistischer
Theorie und ihrer m.E. kaum einmal (vielleicht noch am ehesten bei
Transgender, aber ohne revolutionäre Perspektive) gelungenen, vor
allem vermittelbaren Umsetzung in bewegungsaktivistische Praxis
besteht. Gabriel scheint hier auch etwas desillusioniert, weil manch
poststrukturalistische/r TheoretikerIn, anstatt zur Revolution
vorzudringen, doch nur zum Beiwerk der neoliberalen Demokratie
verkommen ist: "Das dabei aufgebotene Gelaber ist in vielen Fällen
kaum auszuhalten" (S. 157).

Neben Gabriels Offenheit, seiner Kritik an rigiden
Anarchismusdefinitionen (etwa eines Michael Schmidt) und seiner
wichtigen, radikalen Selbstkritik am uniformen Habitus anarchistischer
Szenen als "Standardmodus von griesgrämig bis rotzig" (S. 186) schätze
ich an ihm auch seine aufgrund seines Aktivismus innerhalb der
Anti-AKW-Bewegung geprägte libertäre Technologiekritik. Gerade in
poststrukturalistischen Diskussionen habe ich nie verstanden, warum
die Betonung von kultureller Hegemonie, symbolischer Macht, also
Mechanismen der Internalisierung von Herrschaft - in
klassisch-anarchistischer, prä-poststrukturalistischer Begrifflichkeit
also das Theorem der "freiwilligen Knechtschaft" - nicht auch wie
selbstverständlich den Vermittlungssprung zur machtpolitischen
Internalisierung zeitgenössischer Herrschaftsformen in die jeweilige
Technologie mit vollzogen hat. Dieser Sprung war noch für
technologiekritische Denker wie Günter Anders, Jaques Ellul, Robert
Jungk, Lewis Mumford oder Edward P. Thompson evident. Mit Gabriel bin
ich einig, dass daraus keineswegs der Primitivismus eines Paul Zerzan
herauskommen muss.


Anarchismus und Marxismus, gar Maoismus in einer
Einheitsfront? 

Gabriel meint, er habe seinen Anti-Marxismus verloren. Das liege auch
am Älterwerden. Sein Zugang zum Marxismus sei jetzt von
"aufgeschlossener Neugierde" (S. 158) geprägt, er will Anarchismus und
Marxismus sogar zu einer "linken Einheitsfront im Kampf gegen den
Neoliberalismus" (S. 159) zusammenführen. Bei aller Wertschätzung für
Gabriels Offenheit, im Hinblick auf den Marxismus teile ich sie nicht.
Seine Neugierde überrascht mich angesichts seiner Klarsicht gegenüber
etwa Alain Badiou, der kommunistische Politik nach dem Mauerfall zwar
jenseits des Staates und sogar der Partei denken will, aber im
Anarchismus nur "eitle Kritik" (S. 34) des Kleinbürgers sieht und sich
weigert, sich jenseits marxistischer Klischees damit zu beschäftigen.
Noch mehr verstört mich Gabriels zwar kritisches, aber doch auch
emanzipativ begründetes Interesse am zeitgenössischen asiatischen
Naxalismus/Maoismus oder eine Rezension eines Buches von J.
Moufawad-Paul, in welchem der Autor den peruanischen "Leuchtenden
Pfad" gar dem Zapatismus vorzieht (S. 167ff.). Wenn Gabriel in These
16 seiner 23 Thesen zum Anarchismus schreibt, es sei "verständlich,
wenn für indische Bauern ein 'langwieriger Volkskrieg' - und damit der
Leninismus in seiner maoistischen Variante - als vielversprechendste
Variante auf die staatliche Repression erscheint" (S. 192), dann
antworte ich: Nein, dafür habe ich als Anarchist kein Verständnis und
ich halte diese Bäuerinnen und Bauern auch nicht für frei in ihrer
Entscheidung. Es gibt in Indien eine lange Geschichte und Gegenwart
gandhianisch-gewaltloser bäuerlicher Massenbewegungen und damit
Aktionsalternativen gegen die staatliche Repression. Den autoritären
Charakter naxalitischer Bauernführer in Indien habe ich bei Besuchen
selbst erlebt, vor allem deren unzulängliche Aufarbeitung von Pol
Pot/Kampuchea. Ich habe in Kalkutta Aussteigernetzwerke aus
Guerillagruppen besucht, die Jugendliche betreuten, die von ihrem 12.
bis zu ihrem 18. Lebensjahr nichts anderes für ihr Leben lernten, als
Gewehre zu benutzen! In diesen Kreisen war dann bei den langjährig
Erfahrenen Peter Marshalls Buch "Demanding the Impossible. A History
of Anarchism" populär - aber die Voraussetzung ihres Interesses am
Anarchismus war gerade der Ausstieg aus dem Maoismus, aus dem Leben
eines Guerillero und die damit gewonnene Reflexionsfreiheit.

Darin sehe ich das Hauptproblem einer Einheitsfront zwischen
Anarchismus und Marxismus: In seinen Krisenzeiten direkt nach dem
Mauerfall öffneten sich marxistische Strömungen in Ansätzen der
Selbstkritik. Heute ist das m.E. nicht mehr der Fall, die Reihen
werden - mit wenigen Ausnahmen - wieder geschlossen und die
Tageszeitung "junge Welt" verteidigt das militaristisch-autoritäre
Maduro-Regime in Venezuela!



Gabriel Kuhn: Anarchismus und Revolution. Gespräche und Aufsätze,
Unrast-Verlag, Münster 2017,194 S., 14 Euro, ISBN 978-3-89771-226-3


Anmerkung

(1) Vom Autor dieser Rezension findet sich eine ausführliche
Auseinandersetzung mit Gabriel Kuhns Kritik am "Insurrektionalismus"
von Peter Gelderloos aus diesem Buch (S. 123-142) in GWR 421, S. 9-11.
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OSSIETZKY/994: Entspannung - Von Egon Bahr lernen


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 5 vom 10. März 2018

Entspannung: Von Egon Bahr lernen

von Daniela Dahn



UN-Generalsekretär António Guterres hat auf der ansonsten von
Hardlinern dominierten Münchner Sicherheitskonferenz als einziger die
dramatisch gefährliche Kriegssituation in der Welt nachgezeichnet. Und
er hat als einziger der Russischen Föderation gedankt für die
Konferenz in Sotschi, die eine Friedenslösung und freie Wahlen in
Syrien gefordert hat und vom Westen boykottiert und von der Großpresse
nur kritisiert wurde.

In München wurde auch die angebliche Notwendigkeit neuer, kleinerer
Atomwaffen debattiert, die die Hemmschwelle angeblich erhöhen sollen.
Spürbar fehlte ein Entspannungspolitiker wie Egon Bahr. Seit seiner
Tutzinger Rede "Wandel durch Annäherung" 1963 hatte er sich das Image
des Meisters der Diplomatie erworben, des Brückenbauers, der Krisen
durch Verhandeln entschärft. Frieden war seine Priorität.

Eine der letzten Reden Egon Bahrs galt dem 60. Jahrestag des
Russell-Einstein-Manifestes im Juli 2015. Darin erinnerte er an etwas,
was doch eigentlich alle wissen: Die atomare Zweitschlagsfähigkeit,
über die alle A-Mächte verfügen, macht die klassische Hoffnung auf
Sieg im Krieg sinnlos. Wer zuerst schlägt, stirbt als zweiter, setzt
die verrückte Bereitschaft zum eigenen Ende voraus. Die Theorie der
Abschreckung sei eine unverwendbare Theorie geworden. Sicherheit
voreinander muss durch Sicherheit miteinander ersetzt werden.

Wer erinnert denn heute noch an die Lehren von Brandt und Bahr? Als
vor 20 Jahren auf Initiative von Bahr der Willy-Brandt-Kreis gegründet
wurde, ein inoffizieller Gesprächskreis von linken Sozialdemokraten
und Linken mit und ohne Parteibuch, hatte ich die Ehre, dabei zu sein.

Im Gründungsaufruf 1998 hieß es: "Der Mangel an Orientierung für
Deutschland und Europa ist offenbar. Die gesamteuropäische Stabilität
muss über und vor die Erweiterung der NATO gestellt werden. Ein
ungebändigter Kapitalismus vernachlässigt sein wertvollstes Kapital,
den Menschen. Transnationale Großunternehmen operieren ohne Gegenmacht
und unterminieren die Demokratie. Die Politik muss die Fähigkeit
zurückgewinnen, auch der Ökonomie gesellschaftliche Rahmenbedingungen
zu setzen. Wenn das nicht gelingt, drohen in Europa Verhältnisse wie
in der Weimarer Republik."

Inzwischen sind diese fast erreicht. Mein politisches Denken wurde
durch die Begegnung mit Egon Bahr und dem Kreis dahingehend bestärkt,
dass bei Verhandlungen mit Überheblichkeit nichts zu erreichen ist,
sondern man sich der Unvollkommenheiten und Fehler der eigenen Seite
immer bewusst sein sollte. Westliche Werte - diesen Euphemismus hat
Bahr nie benutzt. Weil damit die freiheitlichen Ideale von Demokratie
als Feigenblatt benutzt werden, um die Verheerungen der in globalen
Zwängen der Gewinnmaximierung steckenden Wirtschaftsordnung zu
kaschieren. Damals schon sagte er: "Täglich sind die Entartungen eines
Kapitalismus zu erleben, der seinen Konkurrenten verloren hat. Seine
Fähigkeit, sich ohne Konkurrenz zu reformieren, muss noch bewiesen
werden."

Diese Hoffnung nicht aufgebend, verfassten wir im Kreis unter seiner
Federführung einen Appell zur Beendigung des Jugoslawien-Krieges
- vergeblich selbstverständlich. Gegen NATO-Logik kam auch ein Egon
Bahr nicht an, aber er ließ nicht locker. Zu einem normalen
Selbstwertgefühl gehöre auch die Fähigkeit, einmal Nein zu Vorschlägen
der Verbündeten zu sagen, beharrte er. "Die konzeptionslose Ausweitung
der NATO - bis wohin eigentlich? -, ohne die vereinbarte Partnerschaft
mit Russland zu vollziehen, möge Deutschland verhindern." Später
beklagte er in unserer Runde, die NATO-Osterweiterung sei ein
Jahrhundert-Fehler gewesen.

Oft genug gingen seine visionären Forderungen der realen Politik, auch
seiner eigenen Partei, zu weit. Etwa wenn er warnte, den Schutz von
Menschenrechten nicht als Begründung für Gewalt und Eroberung zu
missbrauchen. "Gewalt ist vollkommener geworden als das Völkerrecht.
Eine weltweite Diskussion über Prävention ist dringend erforderlich."

Wer sich mit Russland einlässt, kann die Berührung mit Tragik nicht
vermeiden, war seine Erfahrung. Wofür Stalingrad nur eine Metapher von
vielen ist. Und doch einmalig dafür, den Ausgang des Krieges bestimmt
und die Tragik folgerichtig auch gegen die Eindringlinge gewendet zu
haben.

Egon Bahr verhandelte auf oberster Ebene, hat dort Kontakte gehalten,
bis zu privaten Freundschaften. Bei seiner Hochzeit 2011 war auch der
eben verstorbene Valentin Falin geladen und sein zuverlässiger Freund
und "back channel" Wjatscheslaw Keworkow. Dieser KGB-Mann hatte die
Verhandlungen mit Egon Bahr vorangetrieben, die 1970 zum Moskauer
Vertrag führten. Wo sind solche Einladungen heut noch denkbar, ohne
gleich der Kontaktschuld verdächtigt zu werden?

Egon Bahr konnte zuhören, er war neugierig. Und hat uns in unserem
Thinktank auch ermuntert, Kontakte auf anderen Ebenen zu pflegen - auf
wissenschaftlichen, künstlerischen, lokalen. Wenn die oberste
Politikebene versagt, muss der Wille zum Frieden aus der Gesellschaft
kommen. Es soll noch hunderte Hochschul- und Städtepartnerschaften
geben, aber man hört nie etwas davon. Sind sie nicht mehr aktiv, oder
haben Journalisten nicht den Auftrag, darüber zu berichten?

Es gibt in Berlin eine große russische Community - aber von einem
lebhaften Gedankenaustausch hört man wenig. Sind wir selbst neugierig
genug? Ich empfinde diese Sprachlosigkeit als große Leerstelle. Wo
sind denn all die Intellektuellen geblieben, mit denen früher,
zumindest für Ostdeutsche mit etwas Sprachkenntnissen, doch Gespräche
möglich waren.

Was ist eigentlich aus den 20 Millionen KPdSU-Mitgliedern geworden?
Sind wir neugierig genug auf Erfahrungen und Erkenntnisse von
Menschen, die einst gesellschaftliche Umwälzungen vorantrieben? Der
Versuch, Kapitalismus zu überwinden, ist vorerst gescheitert - sind
die Ursachen hinreichend besprochen? Was wissen wir über Konzepte, die
heutige Defizite in Russland zu überwinden suchen?

Sicher, im Zeichen realer Kriegsgefahr scheinen solche Fragen
nebensächlich. Aber vielleicht ist das ein Irrtum, vielleicht haben
wir keine Zeit zu verlieren, auf allen Ebenen zu ermutigen.

89-jährig hielt Egon Bahr seine letzte Rede, drei Wochen vor seinem
Tod. Kein Zufall: in Moskau. Und er fragte darin, ob die Ostpolitik
von 1969 wiederholbar sei. Viele Konflikte seien konstant geblieben,
aber neue hinzugekommen, die für ein Bündnis beider Seiten sprächen:
etwa der IS und der Cyberkrieg. Man müsse ohne Vorbedingungen
verhandeln.

Russland werde allein bestimmen, welche Schritte es zur Demokratie
gehe. Die Mehrheit der Länder der Erde lebe mit anderen Werten als den
westlichen und erwarte Achtung dafür. "Ich habe noch keine Erwägungen
gehört, Sanktionen gegen China oder Saudi-Arabien zu verhängen, weil
sie unseren Vorstellungen nicht entsprechen", spottete er. Deutschland
sei vom Rückgang des Handels mit Russland am meisten betroffen, die
USA am wenigsten. Dort profitiere man eher von der schwindenden
Zusammenarbeit. Und er empfahl - lange vor Trumps Präsidentschaft
- die Emanzipation von Amerika.

Auch die Sicherheit für die Ukraine sei nur mit, nicht gegen Russland
zu schaffen. "Niemand nähme einen Schaden, wenn die Situation auf der
Krim respektiert wird, ohne zeitliche Begrenzung", schlug er vor.

Körperlicher Einsatz blieb seinen sprachlichen Bildern vorbehalten:
Man müsse die Hand am Puls des Anderen halten, um Überraschungen und
Missverständnisse zu vermeiden. Und manchmal müsse man am Anfang sein
Herz über die Hürde werfen.

Machen wir also einen neuen Anfang.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2234: Virginia und Miami unter Wasser


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Virginia und Miami unter Wasser

Der Meeresspiegel steigt mehr als doppelt so schnell wie angenommen

von Manuel Kellner



Der Meeresspiegel steigt mehr als doppelt so schnell wie bislang
vermutet. Das zeigt eine neue Studie (PNAS, Steve Nerem und andere(*))
vom Februar dieses Jahres. Danach wird er im Jahr 2100 doppelt so hoch
sein als bisher angenommen. Dies ist immer noch eine eher konservative
Schätzung.


In Wirklichkeit ist die Lage dramatischer. Die Folgen sind
unabsehbar. Es ist damit zu rechnen, dass der Pegel um mindestens 65
Zentimeter höher liegt als 2005, bisher ging man von maximal 30
Zentimetern aus. Bei einem Anstieg des Meeresspiegels um 65 Zentimeter
müssten die Menschen der Küstenregion des US-Bundesstaats Virginia und
auch die der Millionenstadt Miami langsam, aber sicher evakuiert
werden. Die ersten Opfer werden in den nächsten Jahren und Jahrzehnten
aber die Bewohner der Küstenregionen armer Länder wie Bangladesh sowie
diejenigen zahlreicher Südseeinseln sein.

Die angeführte Studie ist nicht irgendeine, sondern die längste bisher
durchgeführte Messreihe. Verwendet wurden dafür Satellitendaten der
letzten 25 Jahre. Sie begann mit dem Start des
Erdbeobachtungssatelliten Topex/Poseidon im August 1992 und wurde mit
den drei Jason-Satelliten fortgesetzt.

Das Klimaphänomen El Niño im Pazifik wurde berücksichtigt, ebenso die
Schwankungen auf der Erdoberfläche und die Folgen des Vulkanausbruchs
des Pinatubo auf den Philippinen 1991. Die Messungen am offenen Meer
wurden zudem mit den Gezeitenpegelständen an den Küsten abgeglichen.
Es gibt keine Schlupflöcher, auch nicht für die hartnäckigsten Leugner
des globalen bedrohlichen Klimawandels.

Die Forscher um den Geophysiker Steve Nerem haben methodisch einfach
den Trend der letzten 25 Jahre extrapoliert. Damit sieht die Studie
von naheliegenden Entwicklungen ab, die den Anstieg noch mehr
beschleunigen dürften. Es nicht realistisch zu glauben, dass es beim
prognostizierten Anstieg des Meeresspiegels bleibt. Nerem sagt selbst:
"Angesichts der großen Veränderungen, die wir heute in den Eisschilden
sehen, ist das unwahrscheinlich."

Unmittelbare Gründe für den exponenziellen Anstieg sind das
Abschmelzen der Eiskappen in den Polarregionen und die Ausdehnung des
Meerwassers bei Erwärmung. Die Erwärmung der Erdatmosphäre ist
Menschenwerk. Hauptursachen sind die Nutzung fossiler Energieträger,
die extensive Landwirtschaft, aber auch die fortschreitende
Vernichtung der natürlichen Absorptionsreserven von CO2 wie der
tropischen Regenwälder.

Die einzige Chance, diese zerstörerischen Trends zu stoppen, ist, die
Macht der Großkonzerne - angefangen bei den Energiekonzernen - zu
brechen und Schluss zu machen mit dem kapitalistischen Wachstumszwang.
Da steht der kurzfristige Profit über allem, unter der Knute der
verallgemeinerten Konkurrenz. Wir brauchen hingegen eine demokratisch
gelenkte Wirtschaft im Dienst der Bedürfnisse aller Menschen auch der
kommenden Generationen.

(*) www.pnas.org/content/early/2018/02/06/1717312115
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MELDUNG/904: Fachtagung - Medienethik in Zeiten der Digitalisierung (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 16.03.2018

Fachtagung: Medienethik in Zeiten der Digitalisierung



Diese Woche fand an der Fachhochschule St. Pölten die Jahrestagung des
Interdisciplinary Media Ethics Centre (IMEC) in Kooperation mit der FH St.
Pölten statt. Thema der Veranstaltung war "Der Mensch im digitalen
Zeitalter: ethische Fragen zum Einfluss von Ökonomisierung,
Digitalisierung und Mediatisierung auf die Conditio humana". Am Programm
standen Vorträge unter anderem zu ethischen Fragen, gesellschaftlicher
Verantwortung, Selbstregulation, Kindermedien und Ergebnissen empirischer
Studien.

"Die digitale Transformation der Medienwelt wirft eine Vielzahl ethischer
Fragen auf, die auf der Tagung thematisiert wurden. Die Veranstaltung bot
dabei eine möglichst große Perspektivenvielfalt aus Sicht von Medienethik,
Philosophie, Psychologie, Wirtschaftswissenschaft, Rechtswissenschaft,
Soziologie und Technikforschung", erklärt Michael Litschka, Leiter des
Studiengangs Digital Media Management des FH St. Pölten und Mitorganisator
der Veranstaltung.

"Das Thema 'Der Mensch im Digitalen Zeitalter' ermöglicht
Anknüpfungspunkte aus sehr verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen.
Die Tagung in St. Pölten war solchen Fragen gewidmet und bot Raum, sich im
interdisziplinären Diskurs intensiv miteinander über Herausforderungen und
Lösungsoptionen zu verständigen", sagt Larissa Krainer vom Institut für
Medien- und Kommunikationswissenschaft der Alpen-Adria-Universität
Klagenfurt und Mitorganisatorin der Tagung.

Krainer präsentierte auf der Tagung eine ethische Reflexion
interdisziplinärer Perspektiven und Fragestellungen zum Mensch im
digitalen Zeitalter. Matthias Rath von der PH Ludwigsburg referierte zum
Tagungsthema "Conditio humana" aus philosophischer Sicht.

Verantwortung, Selbstregulierung, Kindermedien

Marlies Prinzing von der deutschen Hochschule Macromedia sprach über
gesellschaftliche Verantwortung und öffentliche Reflexion der
Kommunikationswissenschaft u. Medienethik, Thomas Steinmaurer von der
Universität Salzburg stellte ein Konzept der "digitalen Resilienz zwischen
individueller Selbstbestimmung und sozialer Verantwortung" vor und
Franzisca Weder, Isabell Koinig, Denise Voci sowie Matthias Karmasin von
der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt/ÖAW präsentierten einen
Ländervergleich zu Medienethik und sozialer Verantwortung für die
D-A-CH-Region.

Gudrun Marci-Boehncke von der TU Dortmund referierte zur Medienpraxis in
der Kinder- und Jugendliteratur und Caroline Roth-Ebner von der
Alpen-Adria-Universität Klagenfurt sprach zu Erlebniswelten für Kinder und
deren medienpädagogischen Implikationen.

Fabian Wiedel von der Universität Passau präsentierte in seinem
Abschlussvortrag zur Tagung Grenzen der Aufmerksamkeit und mentale
Überlastungen in einer mediatisierten Gesellschaft und Fragen nach der
Verantwortung und Michael Litschka von der FH St. Pölten sprach zum Thema
Selbstregulierung und Social Choice.

Jahrestagung Interdisciplinary Media Ethics Centre "Der Mensch im
digitalen Zeitalter"

14.03.2018 bis 16.03.2018, FH St. Pölten


Interdisciplinary Media Ethics Centre (IMEC)

Im Jahr 2015 gründete eine Gruppe internationaler Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in Wien das Interdisziplinäre Zentrum für Medienethik
(IMEC). Die Forschungs- und Beratungseinrichtung beschäftigt sich mit
Fragen der Ethik in einer vernetzten und digitalisierten Welt und sucht
den aktiven Austausch mit Medienpraktikerinnen und -praktikern sowie
Medienpolitikerinnen und -politikern. Beteiligt sind die
Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, das Institut für vergleichende Medien-
und Kommunikationsforschung der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften, die PH Ludwigsburg, die Universität Bremen und die FH St.
Pölten. Michael Litschka von der FH St. Pölten ist zweiter Sprecher des
IMEC.

Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. In
mittlerweile 17 Studiengängen werden mehr als 3.000 Studierende betreut.
Neben der Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die
wissenschaftliche Arbeit erfolgt zu den oben genannten Themen sowie
institutsübergreifend und interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in
stetigem Austausch mit den Instituten, die laufend praxisnahe und
anwendungsorientierte Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, Mag. Mark Hammer, 16.03.2018
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MAGAZIN/846: WDR Quarks - Verflixte innere Uhr. Warum uns Zeitumstellungen stressen, 20.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Verflixte innere Uhr - warum uns Zeitumstellungen
stressen

Dienstag, 20.03.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 01.18 Uhr



Wer in Schichten arbeitet, wird eher übergewichtig und ist anfälliger
für manchen Krebs; nach der Umstellung auf die Sommerzeit erleiden
Menschen häufiger Herzinfarkte und wenn Jugendliche zu früh in die
Schule müssen, werden die Noten schlechter. Nur drei Beispiele, die
zeigen, was passieren kann, wenn der Mensch an seiner inneren Uhr
dreht - oder ihren natürlichen Takt missachtet. Lange Zeit
unterschätzten Wissenschaftler die Auswirkungen der inneren Zeit. Das
ändert sich jetzt.

Quarks sucht den Weg zurück zum individuellen Takt. Was lässt sich im
Alltag mit der inneren Uhr in Einklang bringen? Wo liegen Grenzen?


Der Alltagscheck

Jedes Lebewesen hat in seinen Genen einen individuellen Zeitablauf
fürs tägliche Leben verankert. Und jeden Tag synchronisiert das
Sonnenlicht ihn mit dem natürlichen Tagesbeginn. So die Theorie. Aber
seit der Industrialisierung fehlt den Menschen zu oft das Sonnenlicht.
Die innere Uhr bringt das durcheinander. Quarks vergleicht den Alltag
eines Ziegenhirten, einer Ärztin und eines Büroangestellten. Wer lebt
wann gegen seine innere Uhr und welche Folgen hat das für Gesundheit
und Wohlbefinden? Quarks erklärt, warum wir bestimmtes Licht zu
bestimmten Zeiten brauchen.


Eine Schule in NRW macht es anders 

In der Pubertät findet eine innere Zeitumstellung statt: Jugendliche
werden zu Spättypen - ganz natürlich. Das kollidiert mit einem frühen
Schulbeginn. Noten verschlechtern sich. Das Dalton-Gymnasium in
Alsdorf bei Aachen bietet deswegen den Oberstufenschülern einen
flexiblen Schulbeginn an. Quarks schaut sich an, wie das funktioniert
und was es bringt.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. März 2018
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REPORTAGE/487: WDR - Vertuschung und Verbrechen. Die Polizei von Las Vegas, 21.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Vertuschung und Verbrechen - Die Polizei von Las Vegas

Ein Film von Ramsey Denison

aus der Reihe "Die Story"

Mittwoch, 21.03.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Als sich Stephen Paddock am 1. Oktober 2017 in seinem Hotelzimmer in
Las Vegas erschießt, hat er so viele Menschen wie kein anderer
Einzeltäter in der Geschichte der USA getötet: 58 Menschen starben
durch seine Hand, 851 wurden durch seine Schüsse verletzt. Vielleicht
wären es weniger Opfer gewesen, wäre der Tatort nicht Las Vegas - eine
Stadt, deren Polizei wie kaum eine andere in den USA im Ruf steht,
brutal, korrupt, pflichtvergessen und verantwortungslos zu sein. War
das der Hintergrund für das späte Eintreffen am Schauplatz des
Massenmordes?

Mit dem Las Vegas Police Department hat sich TV-Reporter Ramsey
Denison erstmals vor vier Jahre beschäftigt. Damals beobachtete er
eine Gruppe Polizisten, die einen Verdächtigen in Handschellen brutal
misshandelt. Er wählt eine Notrufnummer und wird kurz darauf selbst
von der Polizei misshandelt und eingesperrt. Um Ramsey Denison
festzuhalten, ist der Polizei von Las Vegas jedes Mittel recht: Der
Polizeibericht ist voller Lügen, die Videoaufnahmen vom Tatort
verschwinden. Als er schließlich doch freigelassen wird, beginnt
Ramsey Denison, nachzuforschen. Anhand dreier Todesfälle in Las Vegas
wird in diesem Film das Problem von Polizeibrutalität in den USA
beleuchtet. Und die Frage, warum sich das Las Vegas Police Department
mit der Wahrheit über die Tat des Massenmörders Stephen Paddock so
schwer tut.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. März 2018
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THEMENREIHE/376: ARD-alpha - Themenabend zum Tod von Stephen Hawking, 20.03.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. März 2018

ARD-alpha

Themenabend zum Tod von Stephen Hawking 

Dienstag, 20. März 2018, ab 20.15 Uhr



Er war ein Universalgenie, ein Kämpfer, eine Ausnahmeerscheinung: der
britische Astrophysiker Stephen Hawking, der am 14. März im Alter von
76 Jahren verstorben ist. Kein anderer Wissenschaftler erreichte auch
außerhalb der Fachwelt so große Bekanntheit wie er. Anlässlich seines
Todes gedenkt ARD-alpha Stephen Hawkings am Dienstag, den 20. März
2018, ab 20.15 Uhr mit einem Themenabend und gibt Einblicke in die
Physik der Schwarzen Löcher - das Thema, das Hawking ein Leben lang
begleitete und dem er zahlreiche Geheimnisse entlockte.

Zum Auftakt des Themenabends erinnert der Dokumentarfilm "Hawking" von
Stephen Finnigan um 20.15 Uhr an eine der berühmtesten
Wissenschaftspersönlichkeiten unserer Zeit. "Hawking" ist die
persönliche Lebens- und Schaffensgeschichte von Stephen Hawking, eine
intime und bewegende filmische Reise in die Welt eines
Ausnahmewissenschaftlers, in der dieser erstmals mit eigenen Worten
seine Geschichte erzählt und dabei auch Einblicke in sein Privatleben
gewährt. Mit 21 Jahren erhielt Hawking die Diagnose ALS, eine
unheilbare Nervenkrankheit.

"Was diesen Film so besonders macht, ist die gleichzeitige Betrachtung
der Person wie auch seiner Forschung", sagt Regisseur Stephen Finnigan
über seinen Film. "Wir erzählen die Geschichte, wie er (Hawking, Anm.)
zu dem wurde, der er heute ist und wie er gegen die Krankheit um sein
Überleben gekämpft hat. Mir wurde das Privileg zuteil, ihm in seinem
Alltag nahe zu kommen, und es war eine große Freude, ihn
kennenzulernen. Stephen ist ein sehr, sehr lustiger Mensch mit einem
großartigen Sinn für Humor."


Detektivarbeit Astrophysik

Im Anschluss an den Dokumentarfilm spricht Andreas Bönte um 21.45 Uhr
in der Reihe "nacht:sicht" mit der jungen Frankfurter Astrophysikerin
und Philosophin Sibylle Anderl über die Philosophie des Weltalls: Was
genau wissen wir über unsere und ferne Galaxien, und wie kommt man zu
diesen Erkenntnissen? In detaillierter Detektivarbeit erkundet die
Astrophysik, die Stephen Hawking wie kein anderer populär machte,
Jahrmillionen alte Spuren im Weltall, aus denen sich Rückschlüsse über
die Beschaffenheit und die Zukunft des Universums ziehen lassen.
Sibylle Anderl erklärt, wie es heute empirisch möglich ist, den Kosmos
allein mithilfe von Beobachtungen und Modellen zu vermessen. Außerdem
spricht sie über Modetrends in der Astrophysik, Utopien in der
Wissenschaft und die spannende Frage: Welche Farbe hat ein Schwarzes
Loch?


Hawking-Vorlesung im Original

Ab 22.15 Uhr lädt "Die alpha-Stephen-Hawking-Nacht" neben Würdigungen
durch europäische Wissenschaftler unter anderem zu einer spannenden
Vorlesung von Stephen Hawking in englischer Sprache ein, die dieser am
21. April 2008 anlässlich des 50-jährigen Bestehens der NASA an der
George Washington University in Washington D.C. gehalten hat: "Why We
Should Go Into Space".


Die Sendungen des Themenabends im Überblick

20.15 Uhr

Hawking

Dokumentarfilm, Großbritannien 2013

Regie: Stephen Finnigan

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 27. März 2018

21.45 Uhr

nacht:sicht

Welche Farbe hat das Schwarze Loch?

Andreas Bönte im Gespräch mit der Astrophysikerin und Philosophin Dr.
Sibylle Anderl (2018)

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 20. März 2019

22.15 Uhr

Die alpha-Stephen-Hawking-Nacht

u. a.

NASA 50th Anniversary Lecture Series

Dr. Stephen Hawking Lecture

"Why We Should Go Into Space"

George Washington University

April 21, 2008

(in englischer Sprache)

 * 

Quelle:
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FEATURE/990: Deutschlandfunk Kultur - Geschichte des Rechtsterrorismus in der Bundesrepublik, 21.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Massiv unterschätzt

Geschichte des Rechtsterrorismus in der Bundesrepublik

Von Philipp Schnee

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 21. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Hepp-Kexel-Gruppe, Aktion Widerstand, Ekkehard Weil, Bombenhirn
Naumann - kaum jemand kennt diese Namen. Auch den verantwortlichen
Politikern ging es wohl so, als 2011 der NSU aufflog. Schnell war von
einer neuen, ungekannten Qualität des Rechtsextremismus die Rede.
Ungekannt war sie, aber neu nicht. Banküberfälle, Morde,
Sprengstoffanschläge durch Rechtsterroristen gab es in der
Bundesrepublik seit den 60er-Jahren. Eine Hochphase mit 30 Toten
innerhalb kurzer Zeit erlebte der bundesdeutsche Rechtsterrorismus
Anfang der 80er-Jahre. Warum aber kann sich kaum jemand an die
Terrorakte, die Opfer, die Täter erinnern? Hat man in Deutschland
Erinnerungslücken, wenn es um den Terrorismus von rechts geht?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/989: Deutschlandfunk - In Kadyrows Schatten, 20.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

In Kadyrows Schatten

Tschetschenen im Exil werden von Russland als Terroristen diffamiert,
um ihre Auslieferung zu erreichen

Von Renata Nasseri

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 20. März 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ende Oktober 2016 werden in Thüringen, Hamburg und München 14 junge
Tschetschenen verhaftet. Der Verdacht: Finanzierung und Unterstützung
des IS. Doch bis heute gibt es keine Beweise, gegen keinen der
Beschuldigten erging ein Haftbefehl. Seit einiger Zeit beobachten
Menschenrechtler, dass das Regime von Ramsan Kadyrow gegen Landsleute,
die wegen Verfolgung in Deutschland um Asyl ersuchen, Anschuldigungen
fabriziert und sie über Interpol zur Fahndung ausschreibt. Und auch
der russische Geheimdienst FSB warnt die deutschen Kollegen regelmäßig
vor angeblichen terroristischen Aktivitäten der Tschetschenen und
versucht deren Abschiebung zu erreichen. Mit Erfolg. Was davon ist
Propaganda, was entspricht der Realität?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018
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FEATURE/988: Deutschlandfunk Kultur - Der deutsche Patient, 20.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der deutsche Patient

Probleme und Potenziale des kaum digitalisierten Gesundheitssystems

Von Philip Banse

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 20. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Versprechen klingen verlockend. Wenn das deutsche Gesundheitswesen
erst einmal digitalisiert ist, fallen Doppeluntersuchungen weg, können
die Kosten besser kontrolliert werden, wird es auch auf dem Land eine
Spitzenversorgung geben, haben wir überall mündige Patienten. Soweit
die hehren Pläne. Die Realität sieht allerdings immer noch etwas
anders aus, denn kaum eine Branche in Deutschland ist noch so analog
wie die 350-Milliarden-Industrie aus Krankenhäusern, Ärzten und
Krankenkassen. Eine Sendung über Milliardengräber wie die
Gesundheitskarte, Lichtblicke wie die Telemedizin und die Gründe der
schleppenden Digitalisierung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2507: WDR 3 - Bernd Alois Zimmermann zum 100. Geburtstag, 20.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Kulturradio WDR 3 würdigt Bernd Alois Zimmermann zum 100.
Geburtstag

Dienstag, 20.03.2018, 9.00 - 24.00 Uhr, WDR 3



Am 20. März wäre Bernd Alois Zimmermann 100 Jahre alt geworden. Der
Komponist aus der Eifel hat das Musiktheater in Deutschland für immer
verändert. Seine bekannteste Komposition "Die Soldaten" war der Beginn
der multimedialen Oper. Das Kulturradio WDR 3 widmet Zimmermann, der
dem WDR zeitlebens eng verbunden war, an diesem Tag ein besonderes
Programm.

Am Dienstag, 20.3. (9-12 Uhr) stellt das WDR 3 Klassik Forum Werke von
Bernd Alois Zimmermann in den Fokus seiner Sendung. Über 100
verschollen geglaubte Werke hat Dirigent und Oboist Heinz Holliger
jüngst in den WDR Archiven gefunden. Diese Bearbeitungen Zimmermanns
gelten als eine kleine Sensation. Holliger hat sie jetzt vom WDR
Sinfonieorchester neu einspielen lassen. Er erzählt in WDR 3 TonArt
von dem Sensationsfund (15-17.45 Uhr). Mehr über Zimmermanns Leben
verrät das WDR 3 Zeitzeichen (17.45-18 Uhr und als Podcast jederzeit
auf wdr3.de). Um 20-22.00 Uhr sendet WDR 3 ein großes Radiokonzert mit
WDR-Auftragswerken von Bernd Alois Zimmermann. Darunter sind
Kompositionen wie die frühe "Sinfonie in einem Satz", das Cellokonzert
"Canto di speranza", die Kantate "Omnia tempus habent" sowie das
Doppelklavierkonzert "Dialoge". Heinz Holliger und WDR-3-Moderator
Michael Struck-Schloen stellen im Gespräch die Werke vor.

Dass Bernd Alois Zimmermann ein äußerst vielseitiger Komponist war,
der außer neuer Musik auch Hörspielmusik und Filmmusik komponierte und
eine Affinität zum Jazz hatte, erfahren die WDR 3 Hörerinnen und Hörer
im WDR 3 Hörspiel (ab 19 Uhr) und in WDR 3 Jazz & World (22-24 Uhr).

Schon vor dem Geburtstag widmet WDR 3 Bernd Alois Zimmermann einige
Sendungen. So bietet das WDR 3 Kulturfeature am Samstag, 17.3., ab 12
Uhr, ein Porträt unter dem Titel einer seiner Kompositionen, "Ich
wandte mich und sah an alles Unrecht...". Es stellt Zimmermann als
Menschen vor - u.a. seine Freundschaft mit Heinrich Böll - und
veranschaulicht die Vielseitigkeit seines Schaffens von leichter
Unterhaltungsmusik bis hin zur komplexen Oper "Die Soldaten".

Bernd Alois Zimmermann steht 2018 ebenfalls im Zentrum des Kölner
Musik-Festivals "Acht Brücken". Die Kölner Oper inszeniert die Oper
"Die Soldaten" neu und gibt sechs Vorstellungen (29.4.-20.5.) Der WDR
hat die Soldaten 1963 konzertant uraufgeführt. Das Kulturradio WDR 3
sendet die Premiere der Neuinszenierung am Sonntag, 6. Mai, ab 20 Uhr.
Einen Tag zuvor, am 5. Mai, sendet WDR 3 ab 20 Uhr ein WDR 3 Konzert.
Im Mittelpunkt steht die Vokal-Sinfonie aus der Oper "Die Soldaten".

 * 
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BERICHT/009: "Brand" - der Film, das Treffen, die Debatte ... (SB)




Filmpremiere von BRAND Teil I und II im Künstlerverein Malkasten in
Düsseldorf am 11. März 2018


Scott Pruitt läßt grüßen - der Kohlelobbyist und Intimfeind der
US-Umweltschutzbehörde EPA, die er als Generalstaatsanwalt von Oklahoma 40mal
verklagte, wurde von US-Präsident Donald Trump, seinerseits ein vehementer
Förderer fossiler Energieproduktion, als Chef eben jener Behörde eingesetzt.
Auch die neue Bundesregierung hat für den Klimaschutz entscheidende
Regierungsämter mit ausgesprochenen UnterstützerInnen der Kohleindustrie besetzt.
Neben Energieminister Peter Altmaier läßt die neue Umweltschutzministerin Svenja
Schulze keinen Zweifel daran, daß die größte fossile Energieressource der
Bundesrepublik auch künftig eine wichtige Rolle im nationalen Energiemix spielen
wird. Zwar gesteht sie den Erneuerbaren Energien den Vorrang vor allen anderen
Energieträgern zu, spricht sich aber gleichzeitig für eine Modernisierung und
Effizenzsteigerung im Bereich fossil befeuerter Kraftwerke aus, wobei sie
ausdrücklich zur weiteren Erforschung und Erprobung der Technologie zur
Kohlendioxidabscheidung und -speicherung (CCS) auffordert [1].

Was in den USA unter dem Euphemismus Clean Coal gehandelt wird, wird aus
schwerwiegenden Gründen als Fortschreibung fossiler Energieerzeugung unter
Einsatz einer ökologischen Hochrisikotechnologie kritisiert. Carbon Capture and
Storage (CCS) belastet den ohnehin geringen Wirkungsgrad von Kohlekraftwerken um
weitere 25 bis 40 Prozent, was wiederum bedeutet, daß mehr Kohle verbrannt
werden muß, um zum gleichen Ergebnis an verfügbarer Elektrizität zu gelangen.
Nicht mitgedacht bei dem ökologisch angeblich sinnvollen Einsatz von CCS werden
die atmosphärischen Emissionen und anderen Umweltbelastungen, die im
Braunkohletagebau wie beim Transport der Kohle anfallen. Zudem sind mit dem
Verbringen des abgeschiedenen CO2 in Hohlräume in der Erde oder in die Tiefsee
langfristige Risiken geologischer und ökologischer Art verbunden, mit dem
heutige Probleme schlicht auf künftige Generationen umgelastet werden.




[image: Kraftwerke hinter Pumpstationen - Foto: © 2017 by Hambacher Forst Filmkollektiv]

Verbrauchsmaximierung 

Foto: © 2017 by Hambacher Forst Filmkollektiv



Die frühere Beraterin des US-Regierungskontraktors Booz Allen Hamilton - jener
Firma, deren bürgerrechtsfeindliche Praktiken ihren ehemaligen Angestellten
Edward Snowden dazu brachten, als Whistleblower die Notbremse zu ziehen - und
bisherige SPD-Generalsekretärin in NRW sowie langjährige Gewerkschafterin der IG
BCE, die in NRW vehement für den möglichst langfristigen Betrieb des
Braunkohletagebaus eintritt, auf einer Ebene mit Scott Pruitt zu vergleichen
mag unfair erscheinen. Eine so stark mit der Kohleindustrie verbandelte
SPD-Politikerin zur Chefin des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit in einer Bundesrepublik zu machen, die ihren erklärten
Klimaschutzzielen weit hinterherhinkt, ist dennoch eine politisch bezeichnende
Entscheidung. Mit ihr werden Schritte zur schnellen Einstellung der fossilen
Energieerzeugung noch unwahrscheinlicher, als sie aufgrund der strikten
Orientierung der Bundesregierung auf Wachstum und Wettbewerb ohnehin sind. Wo
die Staaten mit immer härteren Bandagen und anwachsender Kriegsgefahr um
Handelsvorteile und den geostrategischen Zugriff auf verbliebene Ressourcen
kämpfen, weil das Erwirtschaften realer Gewinne in der langfristigen globalen
Krisenkonjunktur immer schwieriger wird, ist das Externalisieren ökologischer
Kosten eine naheliegende, weil erst in größeren Zeiträumen negativ zu Buche
schlagende und kausal nur schwierig zu verortende Option.

Um so wichtiger ist es, angesichts der ungeminderten Beschleunigung des Klimawandels,
der in seiner Folge längst eingetretenen Katastrophen über mehrere Jahre
währender Dürren und dementsprechender Ernteausfälle, der deutlichen Zunahme von
Extremwetterereignissen wie sintflutartige Regenfälle und zerstörerische
Wirbelstürme bis zum spektakulären Abschmelzen der Polkappen mit
Überflutungsfolgen, aufgrund derer zahlreiche küstennahe Städte aufgegeben
werden und Milliarden Menschen neue Siedlungsräume suchen müssen, das Bewußtsein
für die sozialen und ökologischen Gefahren dieser Entwicklung zu schärfen. In
einem Land, dessen Bevölkerung mit den immensen Verbrauchsaufwendungen und
Mobilitätserfordernissen der industriellen Überproduktion vergleichsweise gut lebt,
stehen Probleme dieser Art nicht im Mittelpunkt der gesellschaftlichen Debatte.
Die Verpflichtung, einen Beitrag zur Verlangsamung des Klimawandels zu leisten,
wird zwar bei jeder PR-technisch lohnenden Gelegenheit auf den Lippen getragen,
das Ergreifen wirksamer Maßnahmen bleibt jedoch fernab der erklärten Absicht auf
der Strecke von Interessen, die sehenden Auges Menschen und Natur
zerstörene Produktionsverhältnisse fortschreiben.
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Sterbendes Immerath 
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Sehen, hören, sprechen, denken

Als die Künstlerin Susanne Fasbender im Juni 2012 erstmals das Rheinische
Braunkohlerevier erkundete, war die Düsseldorferin überrascht über das schiere
Ausmaß an Fläche, das die unweit der Landeshauptstadt NRW gelegenen
Braunkohletagebaue in Anspruch nehmen. Obschon von hohen Gebäuden aus mit bloßem
Auge zu erkennen, wissen viele Menschen in den großen Städten am Rhein kaum
etwas über die Kohlekraftwerke, die das Gros der von ihnen verbrauchten
elektrischen Energie zum Preis massiver Luftverschmutzung und Naturzerstörung
erzeugen. Dies sollte sich jedoch mit der Besetzung des noch erhaltenen
Hambacher Forstes, der bei Einhaltung des staatlich genehmigten Betriebsplanes
des Tagebaus Hambach fast vollständig gerodet werden soll, allmählich ändern.

Zwar hatten mehrere Bürgerinitiativen als auch die Umweltschutzorganisationen
BUND und Greenpeace schon vor dem April 2012, als die erste Waldbesetzung
begann, mit Protestaktionen wie auch juristischen Mitteln versucht, die Zerstörung
der auf dem Abbaugebiet der Tagebaue Garzweiler und Hambach liegenden Dörfer und
des Hambacher Forstes zu verhindern. Im angeblichen Gemeinwohlinteresse wurde
jedoch stets der Kohleindustrie der Vorzug gegeben. Rheinbraun, später RWE
Power, setzte seine Interessen dank erheblichen politischen Einflusses auf die
Landesregierung NRW und regionale Regierungsbehörden als auch mit der
Unterstützung der Belegschaften, die ihre Arbeitsplätze nicht verlieren wollten,
bis heute fast vollständig durch. Mit der Waldbesetzung und der Formierung einer
Anti-Kohle-Bewegung, die ebenfalls zu Mitteln des zivilen Ungehorsams griff und
seit mehreren Jahren große Klimacamps in der Region organisiert, nahm der
Widerstand gegen die fossile Energieproduktion Konturen der Antiatombewegung der
1970er und 1980er Jahre an.
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Emissionsvertikale im Rheinischen Braunkohlerevier
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War deren Erfolg spätestens mit der Atomkatastrophe von Tschernobyl 1986
unausweichlich geworden und wurde vom Super-GAU in Fukushima 2011 auf negative
Weise eindrucksvoll bestätigt, so müssen die AktivistInnen des Kohlewiderstands,
auch wenn ihr Vorteil darin besteht, viel vom Kampf gegen die Atomenergie gelernt zu
haben, dickere Bretter bohren. Die von den Tagebauen angerichteten Zerstörungen
erscheinen weniger spektakulär, weil etwa der Nachweis durch giftige Emissionen
und Stäube bedingter Schädigungen der menschlichen Physis umfassenderer
medizinstatistischer Erhebungen bedarf. Auch sind die negativen Folgen des
Abfalls des Grundwasserpegels, geologischer Verschiebungen und dadurch bedingter
Bauschäden, der Austausch eines CO2-absorbierenden Waldes mit erheblicher
Biodiversität oder höchst fruchtbaren Ackerbodens aus Lößerde gegen die im
Wortsinn verwüstete Landschaft, die die Harvester und Bagger des Tagebaus
hinterlassen, eher lokaler und regionaler Art. Die CO2-Emissionen der
Kohleverstromung werden zwar in gigantischen Rauchsäulen über den
Kohlekraftwerken manifest, doch um die verheerenden Folgen des Klimawandels und
deren Verschleierung durch eine auf den Verbrauch fossiler Energie abonnierte
Politik beurteilen zu können, bedarf es eines genaueren, die sinnliche
Wahrnehmung des fossilen Brandes mit dem Verständnis seiner treibenden Faktoren
erweiternden Blickes auf das Problem.
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Susanne Fasbender
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Mit der Film-Trilogie "Brand" hat Susanne Fasbender eben dies getan. Die von ihr
in Kooperation mit dem Hambacher Forst Filmkollektiv unternommene Reise ins
Rheinische Braunkohlenrevier nahm angesichts dieser Komplexität schon bald den
Charakter einer "Denkreise zum Kern der ökologischen Krise" an. Die besonders
unter jüngeren Menschen anerkannte Bedeutsamkeit des Kampfes gegen die
Fortsetzung fossiler Energieerzeugung ergibt sich nicht zuletzt aus dem globalen
Charakter des Problems. Man muß schon auf naturgeschichtliche Zäsuren wie das
Sterben der Dinosaurier zurückgreifen, um eine Analogie für den
Paradigmenwechsel zu finden, der im Dimensionssprung von regionalen bis
bestenfalls kontinentalen Erschütterungen menschlicher Lebenswelten hin zur
weltbedrohenden ökologischen Katastrophe des Anthropozäns besteht. Nicht umsonst
verweist die Bewegung für Klimagerechtigkeit auf die globale Reichweite der
Freisetzung von Treibhausgasen, geht das wirtschaftliche Wachstum der
hochproduktiven Industriegesellschaften des Nordens doch zu Lasten eines globalen
Südens, für den keine nachholende Entwicklung gleicher Art mehr vorstellbar
erscheint.

Dieser sich nicht etwa schließenden, sondern in der Divergenz von Armut und
Reichtum, Hunger und Sattheit, niedriger und hoher Lebenserwartung immer weiter
auseinanderklaffenden Widerspruchslage zwischen beiden Welten sind denn auch
zentrale Wortbeiträge zu Beginn der Trilogie gewidmet. Im Diskurs über die
komplexe Materie der Inwertsetzung des Lebens am Beispiel des Handels mit
Verschmutzungsrechten und indigene Lebensformen diskriminierender
Klimaschutzmaßnahmen [2] zeigt sich, daß die Erfahrungen von Enteignung und
Umsiedlung betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlerevier in den
materiellen Nöten der Bevölkerungen Lateinamerikas, Afrikas und Südasiens
wiederauferstehen. Die globalen Wirkketten der imperialen Lebensweise, die ihre
Freiheiten in Konsum und Mobilität mit hohem Verbrauch fossiler Energie
erkaufen, kreuzen sich am Ort der Freisetzung jener Brennstoffe, die in der Erde
zu belassen von immer mehr Menschen in aller Welt gefordert wird, und in den
Schicksalen von Menschen, die ihren angestammten Lebensmittelpunkt zugunsten
einer angeblich gemeinnützigen, im Kern jedoch vom Interesse an ertragreicher
Kapitalverwertung angetriebenen Produktionsweise aufgeben sollen.
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Sonntäglicher Ausflug in ein Kunstetablissement
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"Vom Eigentum an Land und Wäldern" hat die Regisseurin die ersten zwei Stunden
ihrer insgesamt sechsstündigen Denkreise überschrieben. Ohne die
privatwirtschaftliche Eigentumsordnung und ihre regulative Fundierung in den
Eingriffsrechten eines Staates, der zuvörderst den Interessen
monopolkapitalistischer Akteure verpflichtet ist, wäre die Durchsetzung einer
weniger destruktiven Form der Energieerzeugung und die Einstellung einer
gleichfalls von Kapitalinteressen bedingten Überproduktion bei gleichzeitigem
Mangel an essentiellen Versorgungsleistungen unter mittellosen Menschen
sicherlich weniger schwierig zu bewerkstelligen. "Warum gehört denn die Welt
nicht denen, die in ihr leben?" fragten Floh de Cologne schon vor 47 Jahren,
ohne daß sich Grundsätzliches an den herrschenden Eigentumsverhältnissen
geändert hätte.

Um die "Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur" geht es in Teil 2. Auch
in der Erzählung vom Verlust einer viele Generationen in die Vergangenheit
reichenden Heimat, die in der Authentizität der individuellen Schilderung jeden
Anwurf, hier werde mit rechtsoffenen Begrifflichkeiten gehandelt, als
ideologisch überdeterminiert erkennen läßt, werden persönliche Erfahrungen in
grenzüberschreitende Dimensionen gefaßt, die die Flucht- und
Wanderungsbewegungen notgetriebener Menschen in der globalen Peripherie und die
Machtverhältnisse im hochproduktiven Zentrum auf den einen Nenner
zerstörerischen Naturverbrauches bringen. Wie lassen sich Verluste
quantifizieren, um sie mithilfe abstrakter Tauschprozesse null und nichtig zu
machen, während sie tatsächlich im Schutz marktgestützter Wechselverhältnisse um
so verhängnisvoller anwachsen? Was hat die Zurichtung des Menschen auf seine
Verfügbarkeit und Beherrschbarkeit mit der Art und Weise seiner sozialen
Reproduktion zu tun? Warum glauben die BürgerInnen der Bundesrepublik an die
Berechenbarkeit und Rechenschaftspflichtigkeit eines Staates, der ihnen immer
wieder beweist, daß er alles andere als das ist?

Fragen wie diese klingen auch in dem dritten Teil dieses ungewöhnlichen
Dokumentarfilms auf. "Widerstand im reichen Land" - das erinnert an "Wer sich
nicht wehrt, lebt verkehrt". Im Gespräch mit AktivistInnen der Wald- und
Wiesenbesetzung erfahren die ZuschauerInnen, wieso dieser angegrauten Parole
heute noch und wieder Gültigkeit zukommt. Das im Hambacher Forst gegen den Brand
der fossilen Industrie verteidigte Leben ist in den Parametern seiner
Verwertbarkeit nicht zu erfassen. Es widersetzt sich seiner
verbrauchsorientierten Quantifizierung ebenso wie den Kategorien einer
Gesellschaft, die Mensch und Natur der Verallgemeinerung ihrer angeblich
übergeordneten Nutzung aussetzt. In der Autonomie seines Daseins ist das im Wind
flatternde Blatt und der im Laub raschelnde Käfer ebenso ein vollständiges
Universum seiner selbst wie der Wald und seine Bäume oder die Menschen in ihren
Hütten. Einen Baum als Lebewesen zu begreifen, dessen Existenz nicht minder
beeinträchtigt werden sollte als die eigene physische Integrität, mag in Zeiten,
wo ein Buch über "Das geheime Leben der Bäume" die Bestsellerlisten erklimmt,
nicht mehr ganz abwegig erscheinen. Die ganze Vielfalt eigener Subjektivität
nicht ihrer Verbrauch- und Ausbeutbarkeit preiszugeben bleibt dennoch ein
Geheimnis, das sich nicht in Wort und Schrift vermitteln läßt, sondern der
mutigen Praxis aktiver Widerständigkeit bedarf.
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Filmvorführung im Theatersaal 
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Treffen der Ungehorsamen

Am 11. März war es soweit. Im Theatersaal des Künstlervereins Malkasten in
Düsseldorf fand die Uraufführung der ersten beiden Teile der Trilogie "Brand"
statt. Fast 300 Menschen wollten sich die Premiere des Langzeitprojekts nicht
entgehen lassen. Nicht wenige von ihnen hatten selbst Teil an der Entstehung des
Werkes, sei es als AktivistInnen aus dem Kohlewiderstand oder als von den
Umsiedlungen betroffene BürgerInnen. Die Wahl des Ortes, bei dem es sich nicht
um ein konventionelles Kino handelte, sondern ein Veranstaltungszentrum des
Düsseldorfer Kunstbetriebes, unterstrich den gestalterischen Charakter des
Filmwerkes. Susanne Fasbender hat sich bereits in mehreren Kunstprojekten vor
allem mit filmischen und grafischen Mitteln mit den Problemen des Extraktivismus
und der sozialökologischen Folgen der Kohleverstromung auseinandergesetzt.

Da es sich bei ihrer Arbeit um ein weitgehend in Eigenregie mit kaum vorhandenem
Budget entstandenes Projekt handelt, war auch die Ausrichtung der Premierenfeier
in hohem Ausmaß vom Engagement für die Sache des Braunkohlewiderstands geprägt.
So wartete ein ansonsten für Demonstrationen und Veranstaltungen sozialer
Bewegungen kochender Aktivist mit einem großzügigen Buffet auf, von dem sich
die Gäste gegen Spende bedienen konnten. Überhaupt wäre das Treffen im Malkasten
ohne die unentgeltliche Hilfe zahlreicher Menschen, die an der Vor- und
Nachbereitung der Premiere teilhatten, nur unter großen Schwierigkeiten zu
bewerkstelligen gewesen. Dementsprechend war der Eintritt kostenlos, die
Anwesenden kamen zusammen, um an einem der vielen Ergebnisse des sozialen
Widerstandes im Rheinischen Braunkohlerevier teilzuhaben und dabei dessen
anwachsende Wirkmächtigkeit zu unterstützen.
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Gedankenaustausch am Buffet
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Zur Einführung in die Trilogie lag eine 67 Seiten starke Broschüre bereit, die
auch auf der Webseite des Filmprojektes abrufbar ist [3]. In ihr schildert
Susanne Fasbender die Beweggründe und Überlegungen, die sie zu einer Arbeit
veranlaßt haben, deren Ausgang nicht von vorneherein feststand, weil sie sich
selbst in einem Erkenntnisprozeß mit teils überraschenden Eröffnungen und
Wendungen befand. Die Autorin und Literatur-Dozentin Frauke Tomczak ist mit
einem längeren Text vertreten, in dem sie die drei Teile des Filmes inhaltlich
zusammenfaßt und analytisch gewichtet. Zahlreiche Einstellungen aus den Filmen
illustrieren die Broschüre und vermitteln einen Eindruck von der Vielfalt der
ProtagonistInnen, die das Publikum durch diese Denkreise führen und einen
Einblick in ihre Motive gewähren. Im mindesten Fall geht daraus hervor, warum
Widerstand gegen die Fortsetzung des fossilen Brandes auch dann zu leisten wäre,
wenn der jeweilige Mensch dadurch nur mittelbar betroffen ist.
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Druckformate bleiben wichtig ...
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Die inhaltliche und ästhetische Qualität der beiden gezeigten Filme wurde nicht
nur durch die anerkennenden Worte vieler Premierengäste bezeugt. Sie zeigte sich
auch darin, daß der Saal zum Ende des zweiten Filmes so gut gefüllt war wie zu
Beginn des ersten Teils fünf Stunden zuvor. Zwar verließen einige ZuschauerInnen
die Premierenveranstaltung nach dem ersten Teil, dafür kamen wieder andere, die
lediglich den zweiten Teil sehen wollten. Ein insgesamt 344 Minuten währender
Dokumentarfilm entzieht sich schon aufgrund seiner unüblichen Länge der
Verbreitung durch konventionelle Distributionskanäle. Sich dem Themenkomplex aus
"Fossilem Wirtschaften, Braunkohle, Klimapolitik und dem Widerstand im
Rheinischen Revier" auf eine zeitlich so großzügig bemessene Weise zu nähern
bietet allerdings auch Einstiegsmöglichkeiten und Anknüpfungspunkte, die, wenn
überhaupt vorhanden, im Tempo marktüblicher Dokumentationen untergehen könnten.
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Wilfried Lörkens, Haus Palandt in Borschemich - Christel Honold-Ziegahn, Vizebürgermeisterin Erkelenz (rechts)
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Das Publikum im Düsseldorfer Malkasten war in den fast vier Stunden, in denen
die Kulturlandschaften und Naturräume des Rheinischen Braunkohlereviers ohne
jeden Konsum- oder Erledigungszwang betrachtet und genossen werden konnten, so
aufmerksam bei der Sache, daß noch genügend Energie blieb, um danach in
kleinerer Runde zu einem Gespräch mit einigen ProtagonistInnen
zusammenzutreffen. Das Gesehene und Gehörte in einem Gespräch nachwirken zu
lassen, lose Fäden weiterzuspinnen und offenen Fragen zu diskutieren,
wäre sicherlich auch bei vielen anderen Filmveranstaltungen wünschenswert,
die soziale und gesellschaftliche Konfliktkonstellationen zum Gegenstand haben.
Schon in der großen Pause zwischen den beiden Teilen wurde die Gelegenheit zum
Gespräch intensiv genutzt, zumal sich bei dieser Gelegenheit auch viele Menschen
trafen, deren gemeinsames Ziel nicht von vornherein durch den Vorteil einer
kollektiven aktivistischen Praxis gedeckt ist, auf kurzem Weg Verständigung zu
erzielen und wirksam in Aktion zu treten. 
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1100 Jahre Dorfgeschichte verschwinden in der Garzweiler Grube [4]
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Aus den Erfahrungen und Fehlern der Vergangenheit lernen

Das fast einstündige Nachgespräch erwies sich auch deshalb als sinnvolle
Ergänzung der Filme, als einige der darin auftretenden ProtagonistInnen heute an
anderen Orten leben oder zu weiterführenden Schlußfolgerungen gelangt sind als
zu dem Zeitpunkt vor einigen Jahren, als sie sich der Kamera und dem Mikrofon
der Regisseurin stellten. So sind die Gebrüder Helmut und Joachim Meier, die
eine Gärtnerei in Borschemich führten und viele Jahre in erbittertem Streit mit
RWE lagen, inzwischen in den Allgäu gezogen. Eigens für die
Premierenveranstaltung nach Düsseldorf gereist verneinten sie die Mutmaßung, der
Konzern mache den BewohnerInnen der zum Abbaggern vorgesehenen Dörfer gute
Angebote. Ihnen sei als Ersatz für ihr 30.000 Quadratmeter Anbaufläche
umfassendes Unternehmen eine Gärtnerei mit nur 10.000 Quadratmetern Fläche
angeboten worden. Sie sahen keinen Sinn darin, den laufenden Betrieb zu
verkleinern und damit der faktischen Enteignung zu entsprechen. Ohnehin wäre RWE
eine reale Bewertung der alten Häuser zu teuer. Eine Entschädigung ohne
Wertminderung stellte die ganze Enteignungspraxis in Frage, denn RWE würden die
dann erforderlichen Kompensationen schlicht zu teuer sein. Da die Kaufkraft im
Allgäu dreimal so hoch sei wie im Rheinischen Revier, hätten sie sich
schließlich zum Umzug entschlossen, so die Brüder, deren Erzählungen über ihren
Kampf mit RWE ganze Bücher füllen könnten.
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Helmut und Joachim Meier
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Für die durch die Androhung einer Zwangsenteignung erwirkten Umsiedlungen werden
Ausweichquartiere in Dörfern angeboten, die die Existenz der unumkehrbar in der
Grube verschwundenen Orte nicht nur durch das Präfix "Neu-" im Ortsnamen
simulieren sollen. Ob nun Artefakte der früheren Kirche den Neubau des
Gotteshauses schmücken, die gleichen Straßennahmen verwendet und die
Toten umgebettet werden, so erfüllen diese Reißbrettsiedlungen keineswegs den
Zweck, daß sich die Umgesiedelten durch die bloße Ähnlichkeit zum verlassenen
Dorf dort wieder heimisch fühlen. So berichtete eine Betroffene davon, daß die
frühere Dorfgemeinschaft unwiderruflich zerstört wurde bis dahin, daß man
in einen Wettbewerb um den schöneren Neubau trete und andere Formen des
Nachbarschaftsstreits ausbrächen, die es vorher nicht gegeben habe.

Auch Willi Hoffmann, der 65 Jahre lang in seinem nun nicht mehr vorhandenen Dorf
gewohnt hat, bestritt, am neuen Ort auch nur annähernd die gleiche
Lebensqualität erreicht zu haben. Wer überhaupt eine Entschädigung erhalten
wolle, müsse umziehen. Die Leute kompensierten die Kränkung des Verlustes der
Heimat und des Hauses durch den Versuch, ein Traumhaus zu errichten, das
natürlich schöner sein müsse als das des Nachbarn. Wurde früher das eigene Haus
einfach der nächsten Generation übergeben, so daß Schulden gar nicht erst
entstehen konnten, hätten sich die von Rheinbraun angebotenen Kredite bei
unerfahrenen Menschen häufig als Kostenfalle erwiesen. Sie hätten sich
reihenweise übernommen und mußten das neue Haus wieder verkaufen. Ohnehin hätten
die Umsiedlungen negative soziale Folgen wie geschiedene Ehen und zerbrochene
Freundschaften hervorgebracht. In den neuen Orten konnte sich keine
gleichwertige sozialen Struktur bilden. Auch baute schon 10 bis 15 Jahre vor der
Umsiedlung kein jüngerer Mensch mehr ein Haus im alten Ort, weil es später
wieder abgerissen würde. Damit falle eine ganze Generation aus, und auch die
umgesiedelten Menschen könnten den Bruch ihrer Sozialstrukturen nicht einfach
fugenlos übergehen. So bestehe der neue Ort nur noch aus Fragmenten der
Bevölkerung des alten Ortes.

Ihr sei es daher sehr wichtig gewesen, die Frage des Eigentums im Film zu
thematisieren, erklärte die Regisseurin. Die Eigentumsverhältnisse seien
rechtsförmig auf die Bevorteilung der Industrie ausgerichtet und begünstigten
die Entstehung von Monopolen. Daß die Leute sich von unten selber organisieren
sei nicht gewollt und werde durch die Rohstoff- und Eigentumsgesetze wirksam
verhindert. Dabei begünstige das als gemeinnützig deklarierte Bergwerkseigentum
das Unternehmen, werde es doch als Grundlage für Kredite genutzt, mit denen
Investitionen in den Betrieb des Tagebaus getätigt werden könnten. Wenn der
Widerstand bezichtigt werde, dem Konzern Verluste bereitet zu haben, dann sei zu
fragen, welche Verluste dem Gemeinwesen durch dessen Geschäftsaktivitäten
entstehen. Ein RWE-Angestellter habe ihr berichtet, daß ein Konzern in Leverkusen,
der einer der größten Kunden von RWE sei, allein soviel Strom wie die Haushalte von
Düsseldorf, Essen und Köln zusammengenommen verbrauche. So werde der Strom vor
allem für große Konzerne produziert, die besonders günstige Konditionen beim
Strompreis erhielten.
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Helmut Meier, Joachim Meier, Willi Hoffmann, Vera Püttmann
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Nun hatte das Gespräch Fahrt aufgenommen. Willi Hoffmann schilderte noch einmal
ganz emotional, wieso ein seelenloser Umsiedlungsort niemals ein angemessener
Ersatz für den ihm zugefügten Verlust sein könne. Allein die Gerüche des alten
Ortes trieben ihn um. Er könne sich mit geschlossenen Augen erinnern, wie es
roch, wenn man beim Nachbarn ins Haus ging. Jetzt könne er nur noch in Träumen
in seinen Ort zurück, denn es gibt ihn nicht mehr. Man kann dieses Land nicht
mehr betreten, den Baum nicht mehr sehen, dort ist nur noch ein Loch, und das
geht wirklich an die Substanz. Er würde alles dafür geben, noch einmal wieder
durch den Ort zu gehen, den Geruch in die Nase zu bekommen, zu spüren, wie es
damals war. Wenn man in einen richtig alten Wald gehe, dann rieche und spüre man
die Bäume, doch wer auf die rekultivierte Sophienhöhe gehe, der finde nur grüne
Zahnstocher vor. So sei es in dem neuen Ort auch, da fehle vieles.
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Elisabeth Hoffmann-Heinen
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Die viele Jahre im Braunkohlewiderstand aktive Elisabeth Hoffmann-Heinen
berichtete, wie groß der Einfluß des Konzerns auf die Bevölkerung der Region
sei. So seien an ihrem Auto, wenn sie es, mit einem Schild gegen Rheinbraun
versehen, an ihrem Arbeitsplatz in Grevenbroich parkte, häufig die Scheibe
kaputtgeschlagen oder Dellen ins Blech gedrückt worden. Sie sei jetzt leider in
einem Alter, wo sie nicht mehr wie jüngere Leute Widerstand leisten könne. Um so
größer sei ihr Respekt vor den AktivistInnen, die sich jetzt mit anderen Mitteln
als ihre Generation wehrten. Sie unterstütze das in jeder Form, unter anderem
auch damit, daß sie andere Leute darüber aufkläre, daß es sich bei ihnen nicht,
wie in den Medien propagiert, um Kriminelle handle, sondern um Menschen, die
sich auf eine Art wehrten, die dieses Unternehmen und das ganze Konglomerat aus
staatlichen und privatwirtschaftlichen Akteuren verdient habe. Auch sie würde
auf die Bäume gehen, wenn sie jung wäre, das müsse sein, so diese Protagonistin
des Films unter großem Applaus.

Eine andere Frau schilderte, wie beeindruckt sie von der Darstellung des
Widerstandes in den Dörfern gewesen sei, wo man über Jahrzehnte gekämpft habe.
Sie halte gerade auch die emotionalen Momente wie bei der Entwidmung des
Immerather Doms für wichtig, weil sie die Unmöglichkeit belegten, die Seele und
das kollektive Zusammenleben eines Dorfes künstlich wiederherzustellen. Man
müsse sich klarmachen, in welchen Machtverhältnissen wir tatsächlich leben. Was
im Rheinischen Braunkohlerevier passiert, verorte man üblicherweise in den
Ländern des globalen Südens, aber es finde mitten in Deutschland statt.

Ein Aktivist, der mehrere Jahre in der Wald- und Wiesenbesetzung gelebt hat,
schlug für die Zukunft vor, mehr gegen die Spaltungsstrategien von RWE zu tun.
Der Konzern versuche, mit den Betroffenen individuelle Verhandlungen zu führen.
Es gebe jedoch in anderen Regionen Dörfer, die das Wegziehen in vergleichbaren
Situation verweigerten und nur kollektiv in Verhandlungen getreten sind. Ihm sei
in der Gesprächsrunde klargeworden, wie wichtig es ist, daß die in den Dörfern
noch widerständig agierenden Menschen und die Leute auf der Besetzung mehr
miteinander in Austausch treten. Dies sei bislang zu wenig geschehen, meinte der
Aktivist. Ein anderer Aktivist entgegnete, daß es schon seit über fünf Jahren
das Bündnis gegen Braunkohle im Rheinischen Braunkohlerevier gebe, an dem sehr
viele Akteure, Bürgerinitiativen als auch Teile der Waldbesetzung beteiligt
seien. Es gehe also auch anders.

Ein Aktivist berichtete, daß sie 2011 auf dem Klimacamp in Manheim noch 80 bis
90 AktivistInnen waren, die von RWE nicht ernstgenommen wurden. 2014 seien es
schon mehrere hundert gewesen, und nun seien zu der Aktion im Hambacher Loch
anläßlich des Weltklimagipfels in Bonn Anfang November 5000 Leute
zusammengekommen. Die Anti-Kohle-Bewegung sei in der sogenannten Mitte der
Gesellschaft angekommen, das mache die Entwicklung in den nächsten Jahren
hochinteressant. Im kollabierenden Kapitalismus würden Widerstandsformen wie
Ende Gelände und Hambacher Forst immer direkter, ohne dabei gewalttätig zu
werden. Auch das habe der Film gezeigt, bedankte sich der Aktivist.
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Mit einem Ausblick auf die Premiere des dritten Teils, die in absehbarer Zeit
stattfinden und durch eine Podiumsdiskussion ergänzt werden soll, klang die
Runde aus. Die dann anstehende Auseinandersetzung mit den verschiedenen Formen
des Widerstandes dürfte auch deshalb interessant werden, weil die politischen
Maßnahmen zur Durchsetzung herrschaftlicher Interessen immer repressiver werden.
Man darf also gespannt darauf sein, wie es weitergeht, auf daß eine Debatte
entstehe, die nicht im theoretischen Raum verpufft.
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Fußnoten:


[1] https://www.heise.de/tp/news/Svenja-Schulze-Kohlefrau-als-Umweltministerin-3990288.html

[2] BERICHT/110: Naturbegriffe - rechen-, teil- und handelbar ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0110.html

[3] http://www.brandfilme.org/broschuere-brochure.html

[4] BERICHT/067: Klimacamp trifft Degrowth - Blick auf das braune Sterben ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0067.html
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ONKOLOGIE/1907: Krebskliniken im Schwitzkasten eines Medikamentenherstellers (idw)


DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 15.03.2018

Krebskliniken im Schwitzkasten eines Medikamentenherstellers



Berlin, 15. März 2018 - In den letzten Jahren ist es zu einer
Preisexplosion bei Carmustin gekommen, einem unverzichtbaren Arzneimittel
in der Behandlung von Patienten mit fortgeschrittenem Lymphknotenkrebs.
Nach kontinuierlicher Preissteigerung seit 2013 hat sich der Preis zu
Beginn dieses Jahres nochmals verdreifacht. Der Vorgang ist ein weiteres
Beispiel für die fortbestehenden Unsicherheiten der medikamentösen
Versorgung von Krebspatienten, vor allem mit älteren Arzneimitteln
außerhalb des Patentschutzes.

Seit mehreren Jahren gibt es wiederholt Engpässe bei Arzneimitteln gegen
Krebs und andere lebensbedrohliche Erkrankungen. Die Gründe sind
vielfältig. Sie reichen von Problemen bei der Herstellung bis zur Rückgabe
der Zulassung aus wirtschaftlichen Gründen. Das Krebsmedikament Carmustin
wird seit mehr als 40 Jahren in der Behandlung von bösartigen Tumoren
eingesetzt. Es ist heute ein fester und unersetzbarer Bestandteil der
vorbereitenden Chemotherapie vor autologen Blutstammzelltransplantationen.
Vor allem Kinder und Erwachsene mit aggressivem Lymphknotenkrebs sind
darauf angewiesen. Der frühere Inhaber des Medikamentes hatte die Lizenz
für Carmustin 2013 abgegeben. Seither gibt es weltweit nur einen einzigen
Hersteller. Im gleichen Zeitraum kam es immer wieder zu drastischen
Preissteigerungen für dieses Arzneimittel. Seit erneutem Wechsel des
Alleinimporteurs für Deutschland Anfang 2018 hat sich der Preis für
Carmustin nochmals stark erhöht und beträgt mittlerweile mehr als das
40-Fache des Preises von vor 2013!

Tumorkliniken und die betroffenen Krebspatienten sind dieser
monopolistischen Preisgestaltung hilflos ausgeliefert. Sie bedeutet für
die Kliniken eine dramatische finanzielle Mehrbelastung, die im aktuellen
Vergütungssystem dazu führt, dass autologe Blutstammzelltransplantationen
mit Carmustin nicht mehr kostendeckend durchgeführt werden können. Jede
einzelne Transplantation führt derzeit zu einem Verlust von mehreren
tausend Euro für die transplantierende Klinik. Prof. Dr. med. Nicolaus
Kröger, Sprecher der Deutschen Arbeitsgemeinschaft für Knochenmark- und
Blutstammzelltransplantation e.V. (DAG-KBT): "Eine derart rasante
Kostensteigerung ist durch die aktuellen Vergütungsmechanismen im
DRG-System nicht aufzufangen. Diese Risiken können nicht von den
Krankenhäusern getragen werden. Für Medikamente dieser Art muss eine
dynamische Refinanzierung ins Vergütungssystem implementiert werden!"

Prof. Dr. med. Michael Hallek, Geschäftsführender Vorsitzender der DGHO
Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie, weist
darauf hin, dass insbesondere die Monopolisierung in der Herstellung von
Arzneimitteln mit abgelaufenem Patentschutz zu einer hohen Abhängigkeit
führt: "Hier müssen wir gemeinsam mit der Politik dafür sorgen, dass eine
Balance zwischen einem auskömmlichen Mindestpreis und dem Schutz vor
unkalkulierbaren Preisexplosionen gefunden wird. Einerseits muss es sich
lohnen, die Medikamente sicher und in hoher Qualität herzustellen.
Andererseits dürfen Herstellungsmonopole nicht zulasten solidarischer
Gesundheitssysteme und zulasten von Krebspatienten missbraucht werden,
wenn der Patentschutz abgelaufen ist. Der neu installierte 'Jour Fixe zu
Liefer- und Versorgungsengpässen' des Bundesinstituts für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) mit Beteiligung der wissenschaftlichen
Fachgesellschaften ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Erarbeitung
gemeinsamer Lösungen."

DGHO, DAG-KBT, die Arbeitsgemeinschaft Zelltherapie der Deutschen
Lymphom-Allianz (GLA) und die Patientenorganisation Deutsche Leukämie- &
Lymphom-Hilfe (DLH) fordern von der Politik weitere Maßnahmen zur Sicherung der
Versorgung mit unverzichtbaren Krebsmedikamenten auf nationaler und auf
europäischer Ebene.

Über die DGHO

Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie
e.V. besteht seit über 80 Jahren und hat heute mehr als 3.300 Mitglieder,
die in der Erforschung und Behandlung hämatologischer und onkologischer
Erkrankungen tätig sind. Mit ihrem Engagement in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung, mit der Erstellung der Onkopedia-Leitlinien, mit der
Wissensdatenbank, mit der Durchführung von Fachtagungen und
Fortbildungsseminaren sowie mit ihrem gesundheitspolitischen Engagement
fördert die Fachgesellschaft die hochwertige Versorgung von Patientinnen
und Patienten im Fachgebiet.

Über die DAG-KBT

Die Arbeitsgemeinschaft für Knochenmark- und Blutstammzelltransplantation
e.V. ist ein Vereinigung, die innerhalb der Fachgesellschaften DGHO und
GPOH (Gesellschaft für Pädiatrische Onkologie und Hämatologie) die
stammzelltransplantierenden Ärztinnen/Ärzte und
Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftler vertritt. Ziel und Zweck der
Arbeitsgemeinschaft ist es, auf wissenschaftlicher Basis die
Behandlungsmöglichkeiten und -ergebnisse für die Stammzelltransplantation
kontinuierlich zu verbessern und die Qualität der Stammzellgewinnung und
Prozessierung zellulärer Produkte zu optimieren.

Über die Deutsche Leukämie- & Lymphom-Hilfe

Die Deutsche Leukämie- & Lymphom-Hilfe e.V. (DLH) ist der Bundesverband
der Selbsthilfeorganisationen zur Unterstützung von Erwachsenen mit
Leukämien und Lymphomen. Sie wurde im Jahr 1995 gegründet und vertritt
heute bundesweit knapp 100 Selbsthilfegruppen und -vereine. Neben der
Unterstützung und Förderung lokaler und regionaler Selbsthilfeinitiativen
sind die Erstellung qualitativ hochwertiger, patientenverständlicher
Informationsmaterialien sowie die Interessenvertretung der Patienten (u.a.
G-BA, IQWiG, Leitlinien-Projekte) weitere Arbeitsschwerpunkte. Betroffene,
Angehörige und Interessierte finden bei der DLH Patientenbeistand,
kompetente Ansprechpartner bei allen Fragen zu Krankheitsbildern,
Therapien oder lokale Anlaufstellen. Der jährliche bundesweite
DLH-Patientenkongress mit regelmäßig etwa 500 bis 600 Teilnehmern bietet
Informationen zu den neuesten medizinischen Entwicklungen sowie
Erfahrungsaustausch zwischen Betroffenen.

Über die Deutsche Lymphom-Allianz

Ziel der Deutschen Lymphom-Allianz ist es, die erfolgreiche Arbeit der
verschiedenen Studiengruppen (Deutsche Studiengruppe für niedrigmaligne
Lymphome, Deutsche Studiengruppe Hochmaligne Non-Hodgkin Lymphome,
WP-Lymphome Ostdeutsche Studiengruppe für Hämatologie und Onkologie)
fortzusetzen und die Behandlungsmöglichkeiten für Patientinnen und
Patienten mit Lymphomerkrankungen zu verbessern.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgho.de - Website der DGHO

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V., Michael Oldenburg, 15.03.2018
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FORSCHUNG/3806: Wie Zellen sich vor mechanischer Überreizung schützen (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 15.03.2018

Wie Zellen sich vor mechanischer Überreizung schützen



Die Ionenkanäle PIEZO 1 und PIEZO 2 sind dafür bekannt, dass sie sich auf
leichteste Berührungsreize hin öffnen. Nun haben MDC-Forscher
herausgefunden, dass die Kanäle auch auf Spannungsänderungen reagieren.
Diese Spannungsempfindlichkeit scheint eine evolutionär sehr alte
Eigenschaft der Kanäle zu sein, die Zellen vor mechanischem Stress
schützt.

Ein leichter Lufthauch, ein sanftes Streicheln - die menschliche Haut ist
in der Lage, selbst leichteste Berührungsreize wahrzunehmen. Maßgeblich
daran beteiligt ist ein erst vor sieben Jahren entdeckter Ionenkanal in
den Membranen der Hautsinneszellen: PIEZO 2 reagiert auf mechanische
Reize, indem er sich öffnet, wenn die ihn umgebende Zellmembran sich
dehnt. Sobald der Kanal sich öffnet, sendet die Sinneszelle Signale zum
Gehirn.

PIEZO 1 öffnet sich nach dem gleichen Prinzip wie PIEZO 2. Er ist
allerdings nicht am Tastsinn beteiligt, sondern an der Bildung von
Blutgefäßen. Neue Adern entstehen nämlich immer nur dann, wenn im Körper
ein Blutfluss registriert wird. PIEZO 1 ist der Sensor, der das strömende
Blut wahrnimmt. Aus diesem Grund ist der Kanal für den Menschen und andere
Säugetiere überlebensnotwendig. Mäuse, denen PIEZO 1 fehlt, weil das Gen
gelöscht wurde, sterben entweder schon vor oder kurz nach ihrer Geburt.

Die meisten PIEZO-Kanäle sind geschlossen

Bislang war man - vielleicht aufgrund des einzigartigen Aufbaus der beiden
Ionenkanäle, der sich von dem Aufbau klassischer, spannungsabhängiger
Kanäle grundsätzlich unterscheidet - davon ausgegangen, dass PIEZO 1 und
PIEZO 2 allein auf mechanische Reize reagieren. Ein Team um Professor Gary
Lewin vom Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der
Helmholtz-Gemeinschaft (MDC) in Berlin hat jetzt jedoch herausgefunden, dass die
PIEZO-Kanäle tatsächlich sehr empfindlich Spannungsänderungen
registrieren.

Mithilfe dieser Fähigkeit schützten sich Zellen sehr wahrscheinlich vor
mechanischer Überreizung, berichten der italienische Erstautor und
Initiator der Studie, Dr. Mirko Moroni aus der Arbeitsgruppe Lewins, und
seine Kolleginnen und Kollegen im Fachblatt Nature Communications.
Unterstützt wurde die Arbeit von der Alexander von Humboldt-Stiftung und
der Deutschen Forschungsgemeinschaft.

Schon Fliegen und Fische besitzen den Schutzmechanismus

"Normalerweise, das heißt bei einem Membranpotenzial von zirka -60 mV,
sind rund 95 Prozent aller PIEZO-Kanäle geschlossen und lassen sich auch
auf mechanische Reize hin nicht öffnen", erklärt Lewin. "Erst wenn sich
die Spannung ändert und die Membran depolarisiert wird, werden mehr Kanäle
aktivierbar." Hierbei scheine es sich erstens um eine evolutionär sehr
alte und zweitens um eine äußerst wichtige Eigenschaft zu handeln, betont
der Forscher.

Dass der erst jetzt entdeckte Schutzmechanismus bereits viele Millionen
Jahre zu existieren scheint, schließen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus der Tatsache, dass sie auch bei Fruchtfliegen und
Zebrafischen auf die Spannungsabhängigkeit der PIEZO-Kanäle gestoßen sind.
Bei beiden Spezies sei diese Eigenschaft sogar noch ausgeprägter als bei
evolutionär jüngeren Arten wie Maus und Mensch, berichten die Forscher.

Eine Mutation in PIEZO 1 schädigt die roten Blutkörperchen

Wie wichtig der Regulation der Spannung ist, zeigt jedoch nicht allein die
Tatsache, dass er offenbar schon seit weit mehr als hundert Millionen
Jahren existiert und sich folglich in der Evolution immer wieder
durchgesetzt hat. Moroni ist darüber hinaus bei PIEZO-1-Kanälen
menschlicher Blutzellen auf eine Mutation gestoßen, die die
Spannungsabhängigkeit dieser Ionenkanäle verändert: Sie reagieren auf
Änderungen des Membranpotenzials viel sensibler und werden somit auch
mechanischen Reizen gegenüber empfindlicher.

"Menschen mit einer solchen Genveränderung leiden an einer Krankheit
namens hereditärer Xerocytose", sagt Lewin. Dabei handelt es sich um eine
angeborene Anomalie der roten Blutkörperchen, die bei den betroffenen
Patienten zur Blutarmut führt. Auch Eisschnellläuferin Claudia Pechstein
leidet an einer milden Form dieser Erkrankung, weshalb man bei ihr im Jahr
2014 zu viele unreife rote Blutkörperchen fand und sie deshalb des Dopings
verdächtigte.

Entdeckt wurde der Mechanismus eigentlich nur aus Zufall

"Dass Menschen krank werden, weil die Spannungsabhängigkeit ihrer
PIEZO-Kanäle verändert ist, zeigt, wie bedeutsam diese Eigenschaft ist. Auch
wenn sie so lange unbemerkt geblieben ist - und Dr. Mirko Moroni sie fast
zufällig als Erster entdeckt hat", sagt Lewin. Anscheinend müssten sich
die Blutzellen über diesen Mechanismus vor mechanischem Stress schützen,
dem sie ansonsten bei ihrem Fluss durch die engen Blutgefäße permanent
ausgesetzt seien. Als nächstes wollen Lewin und seine Kolleginnen und
Kollegen nun herausfinden, welchen Einfluss eine veränderte
Spannungsabhängigkeit von PIEZO 2 womöglich auf den Tastsinn hat.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/lewin#t-profile

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03502-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft, Martin Ballaschk, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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GENTECHNIK/280: Sleeping Beauty ermöglicht effizienten Gentransfer in blutbildende Stammzellen des Menschen (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 15.03.2018

Sleeping Beauty ermöglicht effizienten Gentransfer in blutbildende Stammzellen des Menschen



Die Gentherapie mit blutbildenden Stammzellen zielt darauf ab, eine
lebenslange therapeutisch wirksame Korrektur dieser Zellen bei Menschen
mit bestimmten genetischen Erkrankungen vorzunehmen. Dieser
Behandlungsansatz hat sich in klinischen Prüfungen als wirksam erwiesen,
wobei das Risiko der Entwicklung von Leukämien so gering wie möglich
gehalten werden muss. Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) haben in
einem internationalen Forschungsverbund ein Verfahren entwickelt, mit dem
sie "Springende Gene" (Transposons) nutzen, um Gene effizient zu
übertragen und im Genom der modifizierten Zellen zu verankern. Über die
Forschungsergebnisse berichtet Molecular Therapy (Open Access)

Bei der Gentherapie bestimmter Erbkrankheiten wird mithilfe bestimmter
Transportvehikel, die auch als Genfähren oder Vektoren bezeichnet werden,
das therapeutische Gen in die Zielzellen übertragen. Der Gentransfer in
blutbildende Stammzellen, die sogenannten hämatopoetischen Stammzellen,
wird erfolgreich in klinischen Prüfungen zur Behandlung verschiedener
genetischer Erkrankungen erprobt, bei denen die Erkrankung durch einen
Defekt in nur einem Gen (monogenetisch) hervorgerufen wird. Hierzu gehören
beispielsweise bestimmte angeborene Immundefekte wie die Gruppe der
schweren kombinierten Immundefekte (SCID, Severe Combined Immundeficiency
Disorder). In einigen klinischen Studien kam es allerdings vereinzelt zur
Entwicklung von Mutationen und Krebserkrankungen (Leukämie). Große
Anstrengungen werden seitdem unternommen, um sicherere Vektorsysteme zu
entwickeln.

Wissenschaftler um Dr. Zoltán Ivics, Leiter der Abteilung Medizinische
Biotechnologie des Paul-Ehrlich-Instituts, nutzen für den Gentransfer
Sleeping Beauty, ein normalerweise springendes Gen (Transposon). Bei dem
Sleeping-Beauty-Transposon-System (SB-Transposon-System) handelt es sich
um eine nicht virale Genfähre, die in der Herstellung nicht teuer und in
der Anwendung vergleichsweise einfach ist. Bisher war jedoch aufgrund
technischer Probleme die klinische Anwendung nicht möglich.

Ivics und Kollegen haben in einer internationalen Kooperation mit weiteren
Forschern aus Deutschland sowie Spanien und Frankreich nachgewiesen, dass
sich mit dem SB-Transposon-System bei Verwendung von Minicircle-DNA Gene
20-mal effizienter übertragen lassen als bisher. Die Minicircle-DNA ist
sehr klein, weil für den Herstellungsprozess von Plasmiden verwendete
Gensequenzen entfernt wurden.

Zudem ließ sich durch die Bereitstellung des für den Gentransfer
erforderlichen Enzyms Transposase in Form einer synthetischen Boten-DNA
(mRNA) die Wirksamkeit und Sicherheit des stabilen Gentransfers ex vivo
(außerhalb des Körpers) in die blutbildenden Stammzellen deutlich
steigern.

"Wir haben den Gentransfer mit dem Sleeping-Beauty-Transposon-System
methodisch so weiterentwickelt, dass eine klinische Nutzung dieser Methode
denkbar ist", beschreibt Ivics den potenziellen Nutzen dieser
Forschungsergebnisse.

Hintergrund: Transposon "Sleeping Beauty" und Springende Gene
Ein Transposon - springendes Gen - ist ein DNA-Abschnitt, der seine
Position im Genom verändern kann (Transposition). Die Fähigkeit, sich in
das Genom zu integrieren, lässt sich für den Gentransfer nutzen. "Sleeping
Beauty" ist ein künstliches Transposon, das von Transposons abgeleitet
wurde, die schon vor mehr als zehn Millionen Jahren in Fischen vorkamen.
In Anlehnung an Grimms Dornröschen wurde es "Sleeping Beauty" genannt.


Originalpublikation:

Holstein M, Mesa-Nuñez C, Miskey C, Almarza E, Poletti V,
Schmeer M, Grueso E, Ordóñez Flores JC, Kobelt D, Walther W, Aneja MK,
Geiger J, Bonig HB, Izsvák Z, Schleef M, Rudolph C, Mavilio F, Bueren JA,
Guenechea G and Ivics Z (2018): 

Efficient Non-Viral Gene Delivery into
Human Hematopoietic Stem Cells by Minicircle Sleeping Beauty Transposon
Vectors. 

Mol Ther. 2018 Mol Ther Jan 17 [Epub ahead of print]

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ymthe.2018.01.012


Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und Veterinär-Impfstoffe zu und ist für die Genehmigung
klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung und Bewertung
möglicher Nebenwirkungen - zuständig. Die staatliche Chargenprüfung,
wissenschaftliche Beratung/Scientific Advice und Inspektionen gehören zu
den weiteren Aufgaben des Instituts. Unverzichtbare Basis für die
vielseitigen Aufgaben ist die eigene experimentelle Forschung auf dem
Gebiet der Biomedizin und der Lebenswissenschaften. Das
Paul-Ehrlich-Institut mit seinen rund 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nimmt zudem
Beratungsfunktionen in nationalem (Bundesregierung, Länder) und
internationalem Umfeld (Weltgesundheitsorganisation, Europäische
Arzneimittelbehörde, Europäische Kommission, Europarat und andere) wahr.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1525001618300194?via%3Dihub 

Fulltext-Article (Open Access)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2018/04-sleeping-beauty-ermoeglicht-effizienten-gentransfer-in-blutbildende-stammzellen.html 

Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts

http://idw-online.de/de/news690906

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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MELDUNG/889: Equal Pay Day 2018 - Hebammenverband setzt sich für gerechte Vergütung von Hebammen ein (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 15. März 2018

Equal Pay Day 2018: Hebammenverband setzt sich für gerechte Vergütung von Hebammen ein



Hebammen begleiten Frauen bei Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett.
Sie ermöglichen Frauen mit ihren Kindern und Familien einen
bestmöglichen Start ins gemeinsame Leben. Diese verantwortungsvolle
Tätigkeit wird gesellschaftlich hoch geschätzt. Ein angemessenes
Gehalt oder eine gute Vergütung bekommen Hebammen jedoch nicht - weder
als Angestellte in den Kliniken, noch als freiberufliche Hebammen. Die
Hebammentätigkeit ist ein Beruf, der überwiegend von Frauen ausgeübt
und damit vergleichsweise schlecht bezahlt wird. Frauen verdienen in
Deutschland derzeit durchschnittlich 21 Prozent weniger als Männer.
Aktuell müssen Frauen im Schnitt 77 Tage mehr arbeiten, um das selbe
Gehalt wie Männer zu erhalten. Aus diesem Grund findet in Deutschland
am 18. Mai, dem 77. Tag des Jahres, der Equal Pay Day statt. Der
Deutsche Hebammenverband (DHV) nimmt dies zum Anlass, eine gerechte
Vergütung für Hebammen zu fordern.

"Hebammen sind unersetzlich und setzen sich rund um die Uhr für Frauen
und ihre Kinder ein", meint Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des
DHV. Der Hebammenverband fordert die angemessene Entlohnung von
Hebammenleistungen entsprechend ihrer gesellschaftlichen Bedeutung.
Frauenberufe und sogenannte Care-Berufe, beispielsweise in
Pflegeeinrichtungen oder in der Altenpflege, werden nicht entsprechend
des großen fachlichen Wissens wie auch der hohen Verantwortung
vergütet.

Auch Hebammen erhalten gemessen an ihrer hohen Qualifikation und ihrer
Bedeutung für die Gesundheit von Frauen und Kindern aus Sicht des
Hebammenverbandes keine angemessene Vergütung. Trotz der
Vergütungssteigerung 2017 für freiberufliche Hebammen durch die
gesetzlichen Krankenkassen haben viele Hebammen immer noch ein
geringes Einkommen und müssen zunehmend mehr Zeit für bürokratische
Verfahren und Anträge aufwenden, die dann in der Betreuung der Frauen
fehlt.

Der Equal Pay Day thematisiert seit 1988 die Lohnungleichheit zwischen
Frauen und Männern. Inzwischen findet der Tag in zahlreichen
europäischen Ländern statt.

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe
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HERZ/1040: Leben mit Lungenhochdruck (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 15.03.2018

Leben mit Lungenhochdruck

"herzblatt", die Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung für Kinder und
Erwachsene mit angeborenem Herzfehler, widmet sich in der aktuellen
Ausgabe dem Schwerpunktthema Lungenhochdruck



Ein bis drei von einer Million Menschen erkranken alljährlich neu an einem
erhöhten Blutdruck im Lungenkreislauf. Die Ursachen der "pulmonalen
Hypertonie" (Lungenbluthochdruck) können sehr unterschiedlich sein - die
meisten Patienten leiden an einer strukturellen oder funktionellen
Erkrankung des linken Herzens; bei Menschen mit angeborenem Herzfehler
wird eine Lungenhochdruck-Häufigkeit von vier bis zehn Prozent beobachtet.

Lungenhochdruck ist eine zwar seltene, aber schwere Erkrankung: Früher kam
die Diagnose nicht selten einem Todesurteil gleich. Im letzten Jahrzehnt
sind in der Behandlung große Fortschritte erzielt worden, die das
Schwerpunktthema der aktuellen Ausgabe von "herzblatt" sind: Über den
derzeitigen Stand der Diagnose und Therapie des Lungenhochdrucks
informiert im medizinischen Übersichtsartikel umfassend und verständlich
Professor Christian Apitz, Leiter der Sektion Pädiatrische Kardiologie der
Universitätsklinik für Kinder- und Jugendmedizin in Ulm. Im Beitrag "Leben
mit Lungenhochdruck" kommen - wie immer in "herzblatt" - Betroffene zu
Wort. Der Beitrag "Leben mit Lungenhochdruck" erzählt die Geschichte des
achtjährigen Joel, der mit einem schweren Herzfehler zur Welt kam und im
Alter von zwei Jahren an Lungenhochdruck erkrankte.

Die Prognose der Betroffenen hat sich verbessert. Dennoch gibt es bislang
keine Therapie, die ursächlich ansetzt oder gar eine Heilung in Aussicht
stellt. Patienten und Ärzte setzen ihre Hoffnungen derzeit beispielsweise
auf neue Ansätze, die darauf zielen, den Widerstand im Gefäßsystem der
Lunge herabzusetzen, um Symptome wie Luftnot und eingeschränkte
Belastbarkeit rasch und nachhaltig zu lindern. Neue Studienergebnisse
weisen auch darauf hin, dass - entgegen der bisherigen Annahme - ein
ärztlich sorgfältig überwachtes und individuell dosiertes körperliches
Training therapeutisch sinnvoll sein kann: Leider gibt es bislang nur
wenige Kliniken, die ein derartiges Training anbieten. Woran es zudem
mangelt, sind große Medikamentenzulassungs-Studien für Kinder und
Jugendliche mit Lungenhochdruck: Wie die verfügbaren Medikamente bei
dieser Patientengruppe angewendet werden, orientiert sich weitgehend an
der Vorgehensweise bei Erwachsenen. Und nicht zuletzt gilt es, die
Grundlagenforschung zu intensivieren. Nur so lassen sich die Ursachen des
Lungenhochdrucks besser verstehen und neue Zielmoleküle für präzise
ansetzende, effektive Behandlungsstrategien finden.

"Strukturiertes Entlassmanagement": Nutzen Sie Ihren Anspruch!
Abgerundet wird die aktuelle "herzblatt"-Ausgabe von der "Sprechstunde",
in der Fachleute individuell auf die medizinischen Fragen Betroffener
eingehen. In der Rubrik "Rat & Hilfe" geben die Mitarbeiter der
Sozialrechtlichen Beratungsstelle - einem gemeinsamen Angebot von
Kinderherzstiftung und Herzkind e.V. - Tipps im Umgang mit
sozialrechtlichen Alltagsfragen. Diesmal informieren sie über das
"Strukturierte Entlassmanagement", auf das ein gesetzlicher Anspruch
besteht und das dazu beitragen soll, Patienten nach ihrer Entlassung aus
dem Krankenhaus besser und lückenloser zu versorgen. Für die neue Rubrik
"Aus den Fachjournalen" werten Experten für die Leser von "herzblatt" die
einschlägige Fachliteratur aus: Vorgestellt wird in der aktuellen Ausgabe
eine Studie, die deutlich macht, dass eine sorgfältige Überwachung der
neurophysiologischen Entwicklung auch bei zunächst unauffällig
erscheinenden Kindern nach frühen Operationen am offenen Herzen sinnvoll
erscheint, damit frühzeitig eine therapeutische Unterstützung erfolgen
kann.


Magazin "herzblatt" abonnieren:

Das Magazin "herzblatt" erscheint viermal im Jahr. Es wendet sich an
Eltern, deren Kind mit einem Herzfehler zur Welt kam, an die
heranwachsenden Kinder und an junge Erwachsene mit angeborenen Herzfehlern
(EMAH). Mitglieder erhalten das Magazin der Kinderherzstiftung regelmäßig
und kostenfrei. Sie können das Heft abonnieren bei:

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65000

PM_DHS_herzblatt_1_2018_Lungenhochdruck

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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INFEKTION/1722: Forschung - Multiresistente Erreger im Visier (idw)


Fachhochschule Südwestfalen - 15.03.2018

FH-Forscher nehmen multiresistente Erreger ins Visier

Projekt zur Prävention und Reduktion von MRE für Mensch und Tier



Soest. Multiresistente Erreger (MRE) stellen für Forscher in der
Human- als auch in der Tiermedizin eine der größten Herausforderungen dar. Da die
MRE zwischen Tier und Mensch übertragbar sind, rückt das Thema zunehmend
auch in den Fokus der Verbraucher. Mit welchen flächendeckenden Mitteln
die Verbreitung vermindert werden kann, daran forschen Wissenschaftler der
Fachhochschule Südwestfalen im Rahmen des Kooperationsprojekts
"#1Health-PREVENT".

Als multiresistente Erreger gelten Keime, bei denen die Auswahl der
wirksamen Antibiotika immer geringer wird - für Mensch und Nutztier mit
teils fatalen Folgen. Diesen Erregern nur noch mit den verbliebenen
wirksamen Antibiotika zu Leibe rücken zu wollen, verbietet sich. Das
Vorkommen multiresistenter Erreger würde dadurch noch zunehmen. MRE wurden
in zahlreichen Untersuchungen erforscht, so sind die Erreger in mehr als
80% der konventionell schweinehaltenden Betriebe nachgewiesen worden. Es
gibt jedoch immer noch keine Studien zu Interventionen, die eine
Verbreitung im One Health Kontext - also unter gleichzeitiger
Berücksichtigung human- und veterinärmedizinischer Aspekte - eindämmen
könnten. Daher unterstützt das Bundesministerium für Bildung und Forschung
das Forschungsprojekt #1Health-PREVENT - One Health Interventionen zur
Prävention der zoonotischen Verbreitung von antibiotikaresistenten
Erregern. Forscher aus der Human- und aus der Veterinärmedizin arbeiten
gemeinsam daran, mehr über das Vorkommen multiresistenter Keime,
Möglichkeiten zur Eindämmung und Methoden der Diagnostik herauszufinden.
Zu den Projektpartnern zählen das Universitätsklinikum Münster (UKM), das
Institut für Hygiene und Institut für Medizinische Mikrobiologie, Münster,
das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Berlin, die Freie
Universität Berlin (FUB), das Institut für Mikrobiologie und Tierseuchen,
das Nationale Referenzzentrum (NRZ) Staphylokokken und Enterokokken,
Wernigerode, die Universität Würzburg, das Institut für Molekulare
Infektionsbiologie, Würzburg und die Fachhochschule Südwestfalen,
Fachbereich Agrarwirtschaft, Soest.

In einem Teilprojekt geht es um Untersuchungen zur MRE-Reduktion in
schweinehaltenden Betrieben. Die Projektleitung hat Prof. Dr. Marc
Boelhauve von der Fachhochschule inne. Dabei sollen Schweine in der
Mastzeit, also über einen Zeitraum von ca. elf Wochen, begleitet werden.
Die Wissenschaftler wollen zu Beginn bei Einstallung und gegen Ende der
Mastzeit Proben nehmen. Die Abteile werden zuvor gereinigt und
desinfiziert, so dass die Erreger der Vorgruppe weitestgehend eliminiert
werden. Für die Untersuchung möchte das Team möglichst viele tierhaltende
Betriebe mit unterschiedlichen Haltungsformen gewinnen. "Wir wollen
nachweisen, dass die Keimdichte in einigen Betrieben konstant bleibt, in
anderen wird diese erhöht sein und in wieder anderen wird der Wert sinken.
Spannend wird, herauszufinden, wie die unterschiedlichen Ergebnisse
zustande kommen. Ist die Haltung auf Spaltenboden von Vorteil oder eher
auf Stroh? Wirken sich ein großzügiges Platzangebot und viel frische Luft
im Offenstall positiv aus? In der Praxis funktioniert es offenbar,
multiresistente Stämme zumindest einzudämmen, wir haben nur noch nicht die
richtigen Hebel dafür gefunden.", erläutert Prof. Boelhauve die
Vorgehensweise.

Angedacht ist auch eine Versuchsreihe mit Laktobazillen, die über das
Futter in den Darm gelangen oder sich als Nebel auf die Nasenschleimhäute
der Tiere setzen. "Laktobazillen gehören zu den Milchsäurebakterien. Diese
sind bekannt dafür, dass sie krank machende Erreger im Darm oder in der
Nase verdrängen, indem sie Nährstoffe für sich beanspruchen und andere
Bakterien an der Vermehrung hindern und direkt auf andere Bakterien
einwirken können. Die 'Guten' verdrängen die 'Schlechten'.", berichtet
Iris Kobusch, wissenschaftliche Mitarbeiterin, von ersten erfolgreichen
Tests.

Um eine erste flächendeckende Lösung erarbeiten zu können, sind die
Wissenschaftler auf die Mithilfe der Schweinehalter angewiesen. Diese
müssten ihre Tiere für die Untersuchungen zur Verfügung stellen und
Fragebögen zur allgemeinen Haltung ausfüllen. Fest steht schon jetzt, eine
hundertprozentige Eliminierung der multiresistenten Keime im Stall wird
nicht erreicht werden können. Je nachdem, welche Empfehlungen das FH-Team
zur Prävention und Kontrolle von MRE liefert, wird dies nicht bei allen
Beteiligten auf Zuspruch stoßen. Jedoch: "Wenn ein technisch machbarer Weg
gefunden ist, MRE mit überschaubarem Aufwand aus dem Stall zu bekommen,
bin ich sicher, dass Schweinehalter dies zügig umsetzen möchten, da sie
auch durch MRE direkt betroffen sein können. Aber letztlich geht es ja
darum, die Gefahr für die Gesundheit von Mensch und Tier zu reduzieren.",
weist Prof. Boelhauve auf die Bedeutung des Projektes hin.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution201
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INFEKTION/1721: Hoffnung auf neue Therapieansätze gegen Killerpilz (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans- Knöll-Institut (HKI) - 15.03.2018

Hoffnung auf neue Therapieansätze gegen Killerpilz 

Neue Erkenntnisse zu menschlicher Immunabwehr



Jena. Ein Team aus internationalen Wissenschaftlern wirft mit einer jüngst
in Nature veröffentlichten Studie neues Licht auf die Immunreaktion
unseres Körpers auf einen gefährlichen krankheitserregenden Pilz. Jährlich
fordert er etwa 200.000 Menschenleben und verursacht bei Millionen von
Patienten Lungenerkrankungen und Allergien wie zum Beispiel Asthma. Unter
Beteiligung der Friedrich-Schiller-Universität Jena fanden die Forscher
einen Anhaltspunkt, der nun im Kampf gegen den tödlichen Pilz helfen
könnte.

Von Monika Weiß

Die Infektion mit dem Pilz Aspergillus fumigatus ist für Patienten nach
chirurgischen Eingriffen wie einer Transplantation eine der am meisten
gefürchteten Komplikationen. Bei einem geschwächten Immunsystem kann der
in der Natur häufig vorkommende Schimmelpilz in den Blutkreislauf gelangen
und eine Infektion der inneren Organe bis hin zu einer Sepsis verursachen.
Über 50 % der Patienten sterben daran. Aspergillus fumigatus ist deshalb
so gefährlich, weil er sehr schwer zu diagnostizieren und behandeln ist.
Wissenschaftler versuchen aus diesem Grund seit langem zu verstehen, wie
das menschliche Immunsystem den Pilz erkennt. Dieses Verständnis ist
wichtig, um Therapien zu entwickeln, die die körpereigenen Abwehrkräfte
aktivieren.

Wie registriert das Immunsystem den gefährlichen Eindringling?

In Zusammenarbeit überwiegend europäischer Institutionen* identifizierten
die Forscher unter Leitung von Professor Gordon Brown von der University
of Aberdeen einen neuartigen Mechanismus: Das Immunsystem unseres Körpers
reagiert auf einen unerwarteten Bestandteil des Pilzes, das Melanin. Der
Farbstoff wird von einem eigens dafür zuständigen Rezeptor mit der
Bezeichnung MelLec erkannt und eine Reaktion des Immunsystems folgt.
Bisher nahmen Wissenschaftler an, dass das Immunsystem in erster Linie
Zucker in der Zellwand von Pilzen erkennt.

Manche Varianten des Rezeptors können die Anfälligkeit für Infektionen im
Zuge medizinischer Behandlungen wie Transplantationen sogar erhöhen, wie
die Forschergruppe zusätzlich feststellte.

Professor Gordon Brown, Direktor des "Medical Research Council Centre for
Medical Mycology" an der University of Aberdeen, fasst die Ergebnisse
zusammen: "Ein besseres Verständnis, wie unser Immunsystem auf den
Eindringling reagiert, ist entscheidend dafür, ihn bei infizierten
Menschen besser zu erkennen und neue Therapien zu entwickeln. Wir haben
nun nachgewiesen, dass unser Immunsystem auf Teile des Pilzes reagiert,
von denen wir vorher nicht wussten, dass sie erkannt werden. Diese
Entdeckung ist zwar ein großer Schritt nach vorn, sie unterstreicht jedoch
auch, wie komplex der Kampf gegen diese Pilze ist."

Was trugen Jenaer Wissenschaftler bei?

Aus Deutschland war Professor Axel Brakhage an den Forschungsarbeiten
beteiligt. Er ist Lehrstuhlinhaber an der Friedrich-Schiller-Universität
Jena und Direktor des Leibniz-Instituts für Naturstoff-Forschung und
Infektionsbiologie. Als einer der renommiertesten Experten für
Pilzinfektionen hatte er den Biosyntheseweg des Pigments Melanin und
dessen Bedeutung für die krankmachende Wirkung des Pilzes entdeckt.
Vergleichende Untersuchungen mit Hilfe der von ihm erzeugten Pilzmutanten
zeigten, dass der Rezeptor MelLec genau diesen vom Pilz gebildeten
Farbstoff bindet. Er kommentiert den Durchbruch folgendermaßen: "Es
fasziniert mich, dass sich im Zuge der Evolution ein eigener Rezeptor für
das Pilzmelanin entwickelt hat. Dies deutet darauf hin, dass der Farbstoff
bei einer Infektion eine wichtige Rolle für den Menschen spielt."
Weiterhin hält der Mikrobiologe fest: "Derart komplexe Vorgänge wie die
Besiedelung des Menschen durch Pilze und die dagegen gerichtete
Immunantwort können längst nicht mehr von einer einzelnen Gruppe oder gar
einem Wissenschaftler allein untersucht werden. Wir sind sehr froh über
das europaweite Netzwerk erfahrener Forscher, das die verschiedenen
Teilaspekte von Pilzinfektionen auf molekularer Ebene untersucht und das
gewonnene Wissen zusammenführt. Die erfolgreiche Bekämpfung von
Infektionen ist nur noch über Nationengrenzen hinweg möglich", bekräftigt
der Universitätsprofessor.

Besonders eindrucksvoll demonstriert Dr. Betty Hebecker, eine weitere
Autorin des Nature-Artikels, diese internationale Zusammenarbeit. Sie
fertigte ihre Doktorarbeit am Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung
und Infektionsbiologie in Jena an. Im Anschluss wechselte sie ausgestattet
mit einem Stipendium der Deutschen Forschungsgemeinschaft als Postdoc in
Gordon Browns Gruppe nach Aberdeen.


Originalpublikation

Stappers MHT, Clark AE, Aimanianda V, Bidula S, Reid DM, Asamaphan P,
Hardison SE, Dambuza IM, Valsecchi I, Kerscher B, Plato A, Wallace CCA,
Yuecel R, Hebecker B, da Glória Teixeira Sousa M, Cunha C, Liu Y, Feizi T,
Brakhage AA, Kwon-Chung KJ, Gow NAR, Zanda M, Piras M, Zanato C, Jaeger M,
Netea MG, van de Veerdonk FL, Lacerda JF, Campos A, Carvalho A, Willment
JA, Latgé J-P, Brown GD (2018) 

Recognition of DHN-melanin by a C-type
lectin receptor is required for immunity to Aspergillus. 

Nature

http://dx.doi.org/10.1038/nature25974


Beteiligte Institutionen

Institut Pasteur, University of Minho, Imperial College London,
Friedrich-Schiller-Universität Jena, Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und
Infektionsbiologie, National Institute of Allergy and Infectious Diseases
(NIAID), National Institutes of Health (NIH), Radboud University Medical
Center, University of Lisbon, Instituto Português de Oncologia do Porto

Informationen zum HKI

Das Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie -
Hans-Knöll-Institut - wurde 1992 gegründet und gehört seit 2003 zur
Leibniz-Gemeinschaft. Die Wissenschaftler des HKI befassen sich mit der
Infektionsbiologie human-pathogener Pilze. Sie untersuchen die molekularen
Mechanismen der Krankheitsauslösung und die Wechselwirkung mit dem
menschlichen Immunsystem. Neue Naturstoffe aus Mikroorganismen werden auf
ihre biologische Aktivität untersucht und für mögliche Anwendungen als
Wirkstoffe zielgerichtet modifiziert.

Das HKI verfügt über fünf wissenschaftliche Abteilungen, deren Leiter
gleichzeitig berufene Professoren der Friedrich-Schiller-Universität Jena
(FSU) sind. Hinzu kommen mehrere Nachwuchsgruppen und
Querschnittseinrichtungen mit einer integrativen Funktion für das
Institut, darunter das anwendungsorientierte Biotechnikum als
Schnittstelle zur Industrie. Gemeinsam mit der FSU betreibt das HKI die
Jena Microbial Resource Collection, eine umfassende Sammlung von
Mikroorganismen und Naturstoffen. Zurzeit arbeiten etwa 430 Personen am
HKI, davon 140 als Doktoranden.

Das HKI ist Initiator und Kernpartner großer Verbundvorhaben wie der
Exzellenz-Graduiertenschule Jena School for Microbial Communication, der
Sonderforschungsbereiche FungiNet (Transregio) und ChemBioSys, des
Zentrums für Innovationskompetenz Septomics sowie von InfectControl 2020,
einem Konsortium im BMBF-Programm Zwanzig20 - Partnerschaft für
Innovation. Das HKI ist Nationales Referenzzentrum für invasive
Pilzinfektionen.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64998
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KREBS/1161: Familiärer Brustkrebs nicht nur genetisch vererbbar (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 15.03.2018

Familiärer Brustkrebs nicht nur genetisch vererbbar



Forschern der University of Melbourne ist ein wissenschaftlicher
Durchbruch gelungen, indem sie vererbbare, nicht genetische Marker bei
familiärem Brustkrebs gefunden haben. Die Krebsfrüherkennung kann dadurch
erheblich verbessert werden.

Dank der Forschungsarbeit von Wissenschaftlern der University of Melbourne
können Ärzte das Brustkrebsrisiko künftig besser vorhersagen. Die
Wissenschaftler konnten vererbbare, aber nicht genetische Brustkrebsmarker
identifizieren.

Mutationen von bekannten Brustkrebsgenen wie etwa BRCA1 oder BRCA2 können
nur bei etwa 20% der Frauen festgestellt werden, denen ein Gentest
aufgrund der familiären Brustkrebsbelastung angeboten wird.
Wissenschaftler der University of Melbourne, allen voran Professor Melissa
Southey, haben 210 Personen aus 25 verschiedenen Brustkrebs-vorbelasteten
Familien befragt. Dabei haben sie 24 zuvor unbekannte epigenetische
Veränderungen gefunden, die das Brustkrebsrisiko der Frauen beeinflussen
und die über Generationen hinweg weitergegeben wurden, ohne die
DNA-Sequenz der Gene zu verändern.

"Die Mehrheit der Frauen, die sich den Gentests unterzogen haben, hatten
keine Erklärung für die Brustkrebsveranlagung," so Professor Southey von
dem Department of Clinical Pathology der University of Melbourne und Chair
of Precision Medicine der Monash University. "Diese bahnbrechende
Forschungsarbeit hilft nicht nur Frauen aus Familien mit vielen
Brustkrebs-Vorkommnissen, sondern wird die Vorhersage des
Brustkrebs-Risikos für alle Frauen verbessern. Somit wird der Weg für neue
epigenetische Therapiemöglichkeiten für Brustkrebs geebnet."

Die im Journal Nature Communications veröffentlichte Studie untersucht die
epigenetische Veränderungen namens DNA Methylierung, wobei
Methylgruppenchemikalien die DNA beeinflussen, ohne deren Sequenz zu
verändern. Die DNA Methylierung kann genetische Vielfalt nachahmen. Diese
Studie ist eine der ersten, die das Genom systematisch nach Bereichen
scannt, wo DNA Methylierung vererbt werden kann und die erste, die diese
Methode bei familiären Brustkrebs anwendet.

Dr James Dowty, Statistiker der University of Melbourne, sagt: "Unsere
Forschungsmethoden waren sehr erfolgreich im Bereich Brustkrebs. Sie
können jederzeit auf andere vererbbare Krankheiten ausgeweitet werden.
Unsere Arbeit ist das Resultat einer Kollaboration von Molekularbiologie
und Statistik - ein Beispiel von vielen in der heutigen modernen
Medizinforschung." Der wissenschaftliche Mitarbeiter Dr Eric Joo
(University of Melbourne und Monash University) fügt hinzu: "Einige
Menschen wissen, dass sie aus einer durch Brustkrebs vorbelasteten Familie
stammen, aber sie besitzen keine Mutation auf den bekannten
Brustkrebsgenen. Diese Studie soll zeigen, warum manche dieser
Personengruppen dann doch ein gehäuftes Brustkrebs-Vorkommen haben. "Es
ist sehr spannend einen Teil dieses großen Puzzles zu lösen."

Dr Joo hofft darauf, weitere Tests entwickeln zu können, um die
Brustkrebs-Methylisierungsmarker noch besser ausfindig zu machen.

Zu den Forschungsergebnissen trugen ausserdem Wissenschaftler der Cancer
Council Victoria's Division Cancer Epidemiology & Intelligence Division
und der University of Utah bei.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann, Sabine Ranke-Heinemann, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/411: Entzündungsreaktion nach Schlaganfall beschleunigt Atherosklerose (idw)


Klinikum der Universität München - 15.03.2018

Entzündungsreaktion nach Schlaganfall beschleunigt Atherosklerose

Experimentelle Studie am Münchner Institut für Schlaganfall- und
Demenzforschung zeigt die negativen Auswirkungen von Schlaganfall auf
bestehende Makroangiopathie.



Schlaganfall ist nach wie vor eine der Haupttodesursachen in entwickelten
Ländern. Nach einem ersten Schlaganfall ist das Risiko für ein weiteres
Ereignis über Jahre hin erhöht. Frühere Studien zeigten auf, dass
insbesondere eine Atherosklerose in den großen Blutgefäßen deutlich mit
rezidivierendem Schlaganfall assoziiert wird. Atherosklerose ist eine
chronische Entzündung der Arterienwände, in dessen Verlauf es zur Bildung
von atherosklerotischen Plaques (Gefäßverkalkungen) kommt. Diese können zu
Rissen in der Blutgefäßwand führen und Infarkte in den Endorgangen, etwa
im Gehirn, verursachen.

Welche Mechanismen dieser erhöhten Rezidivrate nach Schlaganfall aufgrund
einer Atherosklerose zugrunde liegen, war bislang allerdings unbekannt.
Schlaganfall selbst führt zu einer multiphasischen Immunkaskade des
systemischen Immunkompartiments. Bereits wenige Stunden nach Schlaganfall
kommt es zu einer sterilen Entzündung. Diese Entzündung lässt sich auch
nach Wochen sowohl in Patienten als auch in Mäusen nachweisen. In einer
vorhergehenden Arbeit der Arbeitsgruppe von Dr. Artur Liesz am Institut
für Schlaganfall- und Demenzforschung konnte bereits gezeigt werden, dass
ein Grund hierfür sogenannte Alarmine sind. Alarmine sind verschiedenste
Moleküle (Proteine, DNA, etc.), die von sterbenden Hirnzellen in die
Blutzirkulation ausgeschüttet werden. Hier können sie via bestimmter
Rezeptoren (sogenannte Pattern Recognition Receptors) verschiedenste
(Immun)-Zellen aktivieren.

In der aktuellen Arbeit konnte das Team von Dr. Liesz erstmals nachweisen,
dass es einen mechanistischen Zusammenhang zwischen Alarminen nach
Schlaganfall und beschleunigter Atheroskleroseprogression gibt. In einer
experimentellen Studie mit internationalen Kollaborationspartnern
(Deutschland, Frankreich, Italien, Schweden, Schweiz, Vereinigte
Königreiche), die in der aktuellen Ausgabe von Science Translational
Medicine erschienen ist, konnte der Mechanismus im Detail aufgedeckt
werden und zugleich potentielle Zugriffspunkte für zukünftige
Therapieansätze gefunden werden.

Demnach kommt es nach Schlaganfall zu einer Synergie aus stressinduzierter
Aktivierung des Knochenmarks und zugleich zu massiver Ausschüttung von
Alarminen aus dem Gehirn. Immunzellen des Knochenmarks (sogenannte
Monozyten) werden mobilisiert und der Anstieg von immunologischen
Botenstoffen (Chemokine) und Adhäsionsmolekülen auf den Gefäßwänden führt
zu einer neuen Welle von Immunzellen, die in die Entzündungsherde der
vorhandenen Plaques einwandern. Es konnte gezeigt werden, dass dies nicht
nur zur Vergrößerung, sondern auch zu einer gesteigerten Vulnerabilität
der atherosklerotischen Plaques führt.

Durch pharmakologische Hemmung der adrenergen Knochenmarksaktivierung
beziehungsweise der ausgeschütteten Alarmine konnte die Einwanderung
entzündlicher Zellen in die Plaques vermindert werden.

Die Ergebnisse dieser Studie wecken die Hoffnung, dass eine Blockade der
aufgedeckten immunologischen Checkpoints auch beim Menschen angewendet
werden kann. Hierdurch ließe sich möglicherweise die hohe Rezidivrate nach
atherosklerotischem Schlaganfall reduzieren.


Publikation

Brain-released alarmins and stress response synergize in acelerating
atherosclerosis progression after stroke

Stefan Roth, Vikramjeet Singh, Steffen Tiedt, Lisa Schindler, Georg Huber,
Arie Geerlof, Daniel J. Antoine, Antoine Anfray, Cyrille Orset, Maxime
Gauberti, Antoine Fournier, Lesca M. Holdt, Helena Erlandsson Harris,
Britta Engelhardt, Marco E. Bianchi, Denis Vivien, Christof Haffner,
Jürgen Bernhagen, Martin Dichgans, Arthur Liesz

DOI: http://dx.doi.org/10.1126/scitranslmed.aao1313


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München, Philipp Kressirer, 15.03.2018
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AKTION/908: Wiesbaden - Infotag für Patienten ... aktiv älter werden, 07.04.2018


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 15.03.2018

Der zwölfte Patiententag in Wiesbaden: Informationstag für Patienten - Aktiv älter werden



Die Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e.V. (DGIM) veranstaltet
auch in diesem Jahr gemeinsam mit der Stadt Wiesbaden einen Patiententag,
um ihren Bürgern aktuelles medizinisches Wissen des 124.
Internistenkongresses direkt zugänglich zu machen. Der Fokus des
Informationstags liegt in diesem Jahr auf der Altersmedizin: Denn
Aufklärung und Prävention im Alter, zum Beispiel zu medizinischen
Notfällen, werden angesichts des demographischen Wandels immer wichtiger.

Die Veranstaltung findet am Samstag, den 7. April 2018, im Rathaus
Wiesbaden (Schlossplatz) statt, der Eintritt ist kostenlos. Bei der
Pressekonferenz am Mittwoch, den 4. April informieren Experten der DGIM
vorab darüber, was Besucher beim Patiententag erwartet.

 * 

Älterwerden stellt für viele Menschen eine Herausforderung dar. Doch mit
der Unterstützung durch Angehörige, Freunde und Ärzte lässt sich der
Alltag im Alter leichter gestalten. Deshalb ist es besonders wichtig, dass
alle Beteiligten gut informiert sind und miteinander kommunizieren. "Der
Patiententag der DGIM bietet ein hervorragendes Forum, dass sich nicht nur
an alte oder kranke Menschen richtet, sondern auch an jene, die mit
Erkrankten in ihrem Umfeld zu tun haben oder einfach gesundheitsbewusst
sind", sagt Dr. med. Norbert Schütz, der langjährige Organisationsleiter
des Patiententags. Eine umfangreiche Vortragsreihe informiert zum Umgang
mit altersbedingten Krankheiten in alltäglichen Lebenssituationen, Thema
sind zudem medizinische Notfälle im Alter. "Durch aktive Prävention und
medizinische Informationen können Ärzte den Betroffenen vorhandene Ängste
nehmen", sagt Dr. Schütz.

Ein weiterer Faktor, der im Alltag von alternden Menschen einen hohen
Stellenwert einnimmt, ist die Mobilität. "Durch ausreichend Bewegung kann
vielen altersbedingten Krankheiten vorgebeugt werden", sagt auch
Privatdozentin und Sportwissenschaftlerin am Institut für Biomedizin des
Alterns in Nürnberg, Dr. phil. Ellen Freiberger, die beim Patiententag im
Obergeschoss des Rathauses eine Schrittanalyse anbietet, die anhand der
Schrittmuster bei unterschiedlichen Bedingungen der Probanden prüft, ob
bereits ein erhöhtes Sturzrisiko besteht.

Neben den Vortragsreihen findet auch die Verleihung des Förderpreises für
Selbsthilfegruppen durch die Marion und BerndWegenerStiftung Mainz statt.
Die Auszeichnung geht an besonders engagierte Selbsthilfegruppen aus dem
medizinischen Bereich. Ein weiteres Programm-Highlight wird die Aufführung
des Theaterstücks "Die Spenderniere" sein, die sich mit dem Thema
Organtransplantation befasst. Programm und Highlights des Patiententags
stellen zudem Experten der DGIM bei einer Pressekonferenz am Mittwoch, den
4. April vor. Vertreter der DGIM und der Stadt Wiesbaden bieten einen
Überblick über die behandelten Themen.

Das Programm zum Patiententag finden Interessierte hier: 

dgim2018.de/wp-content/uploads/sites/24/2014/08/Programm_Patiententag_2018_280218_v02.pdf

Vorläufige Themen und Referenten:

Ein Tag von Ärzten für Patienten: Schwerpunktthemen und geplante Aktionen
des Patiententags der DGIM

Dr. med. Norbert Schütz

Chefarzt der Medizinischen Klinik Krankenhaus Usingen, Hochtaunus-Kliniken

Organisationsleiter des Patiententags anlässlich des 124. Internistenkongresses

Medizinische Notfälle im Alter: Was zu tun ist und wie man sich
vorbereiten kann

Privatdozent Dr. med. Philipp Bahrmann

Leiter der Medizinischen Klinik II: Allgemeine Innere Medizin, Geriatrie
und Frührehabilitation der Asklepios Paulinenklinik Wiesbaden

Der Patiententag in Wiesbaden: Warum Gesundheit in der Landeshauptstadt großgeschrieben wird

Dieter Schlempp

Stadtrat, Landeshauptstadt Wiesbaden

Bewegung im Alter: Warum jeder Schritt zählt

Privatdozentin Dr. Ellen Freiberger

Kongressteam DGIM 2018, Sportwissenschaftlerin am Institut für Biomedizin des Alterns, Nürnberg

Aktuelles von der DGIM und Ausblick auf 2019/2020

Maximilian G. Broglie

Geschäftsführer der DGIM, Wiesbaden

Moderation: Janina Wetzstein, Pressestelle der DGIM, Stuttgart

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgim2018.de

http://dgim2018.de/wp-content/uploads/sites/24/2014/08/Programm_Patiententag_2018_280218_v02.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V., Janina Wetzstein, 15.03.2018
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HINTERGRUND/228: Die innere Uhr in der Musik (idw)


Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation - 16.03.2018

Die innere Uhr in der Musik

Max-Planck Forscher finden universelle Gesetzmäßigkeiten menschlicher
Musikperformance



Musiker geben Rhythmen nicht mit der Genauigkeit einer Maschine wieder,
kleine Schwankungen machen einen Teil der menschlichen Musikperformance
aus. Ohne solche Schwankungen, die sogenannten Mikroabweichungen vom
perfekten Rhythmus, wirkt Musik auf uns meist künstlich und ausdruckslos.
Göttinger Forscher aus dem Max-Planck-Institut für Dynamik und
Selbstorganisation (MPIDS) und dem Bernstein Zentrum für Computergestützte
Neurowissenschaften (BCCN) haben mehr als Einhundert Aufnahmen aus den
Bereichen Jazz, Rock und Pop analysiert und festgestellt, dass die
Mikroabweichungen in den gespielten Rhythmen einer universellen,
genreunabhängigen Gesetzmäßigkeit folgen. Auf verschiedenen Zeitskalen
sind zwei verschiedene Prozesse in unserem Gehirn für die Schwankungen
verantwortlich. Dieses Ergebnis ist kürzlich in dem Fachmagazin Plos ONE
erschienen.


Den Zauber der Musik besser verstehen

Aus allen von Menschen erschaffenen Künsten ist die Musik wahrscheinlich
die am wenigsten greifbare. Die subtile Mischung aus Klang und Stille, aus
Vorschrift und Interpretation, aus erfüllter Erwartung und Überraschung
berührt unser Herz, lässt uns träumen und bringt oft unerwartete Emotionen
in uns hervor. Ein Team des MPIDS und BCCN um Viola Priesemann, Leiterin
einer Max Planck Forschungsgruppe und Theo Geisel, Emeritus Direktor am
MPIDS ergründet die Geheimnisse der Musik mit Methoden der statistischen
Physik und der sogenannten Chaos-Theorie, um ihren Zauber nicht nur
spüren, sondern auch besser verstehen zu können. Obwohl Musik ein
scheinbar endloses Streben nach Perfektion darstellt, treten bei
Aufführungen kleine, teilweise nur in tausendstel Sekunden messbare
Abweichungen und Temposchwankungen auf, die der Musik das gewisse Etwas
geben.

Aus dem Labor auf die Bühne

In einer früheren umfangreichen Studie, in der Musiker unterschiedlich
komplizierte Rhythmen unter Laborbedingungen nach einem Metronom trommeln
mussten, fanden die Göttinger Forscher, dass diese Abweichungen auf sehr
langen Zeitspannen miteinander zusammenhängen und einander beeinflussen
können. "Es ist als hätte das menschliche Gehirn ein nachhaltiges
Gedächtnis für diese Abweichungen," kommentiert Theo Geisel. Diese
bemerkenswerten Ergebnisse unter Laborbedingungen ermöglichten den
Wissenschaftlern in der Vergangenheit einen neuen "Humanizer" zu
entwickeln, ein Programm, das computergenerierte Rhythmen
"vermenschlicht". Doch dies war nur der Anfang eines spannenden Projekts.

Echte Musik läuft unter komplexeren Bedingungen ab und der musikalische
Kontext, sowie das Genre spielen vermutlich eine Rolle. Oft werden Stücke
von mehreren, gleichzeitig miteinander interagierenden Menschen gespielt.
Es entsteht ein gemeinsamer Rhythmus, ohne dass ein Metronom diesen von
außen vorgeben müsste. Göttinger Forscher haben jetzt den wichtigen
Schritt aus dem Labor in die wirkliche Welt der komplexen Musikperformance
unternommen und haben dafür mehr als Einhundert Originalaufnahmen von
Jazz, Rock und Pop Stücken analysiert, die zumeist ohne Metronom, also
ohne äußere Taktgebung, von den Bands aufgenommen wurden. "Wir haben aus
den Aufnahmen die Folge der Schläge des Schlagzeugbeckens extrahiert,
welche die rhythmische Grundlage des Musikstücks bilden, und die
Zeitabstände zwischen zwei aufeinander folgenden Schlägen auf die
tausendstel Sekunde genau gemessen, um kleinste Rhythmusabweichungen
innerhalb einer Musikaufnahme quantifizieren zu können", erläutert Viola
Priesemann die wissenschaftliche Vorgehensweise. Eine durchschnittliche
Aufnahme enthält ungefähr 500 bis 1000 Beckenschläge. Die Auswertung der
so gewonnenen Zeitreihen hat erstaunliche Einsichten in die komplexe
Musikperformance der Bands gegeben.

Metronom im Kopf

Die Langzeitkorrelationen der Schwankungen, die den Forschern schon im
Labor aufgefallen waren, konnten auch in den echten Musikstücken
nachgewiesen werden. Die Ergebnisse zeigen außerdem, dass diese
Schwankungen grundsätzlich von zwei in sich überlagerten Prozessen
gesteuert werden. Zum einen ist es eine innere Uhr, welche uns im Kopf den
Zeitrahmen vorgibt und zum anderen ist es ein motorischer Prozess, welcher
unsere Fähigkeit einen Ton oder Schlag zum gewünschten Zeitpunkt
auszuführen, kontrolliert. Erstmalig zeigen die MPIDS -
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, dass diese beiden Prozesse
innerhalb eines Musikstücks auf unterschiedlichen Zeitskalen hervortreten.

Betrachtet man den ersten und einige unmittelbar danach folgende
Beckenschläge, so sind die rhythmischen Variationen in diesem Zeitrahmen
hauptsächlich durch den motorischen Prozess bestimmt. Auf langen
Zeitskalen, also beim Vergleich der Schwankungen zwischen z.B. den ersten
beiden und den letzten beiden Beckenschlägen, wird der durch die innere
Uhr gesteuerte Prozess dominant. Auf lange Sicht kann der Rhythmus nur die
durch diese Uhr vorgegebene Präzision erreichen. "Wird aber in einem
Musikstück der Takt durch einen Metronom vorgegeben, so übernimmt dieser
die Rolle der inneren Uhr und die Genauigkeit des gespielten Rhythmus wird
allein durch den motorischen Prozess gesteuert. Das zeigen die Grafiken
sehr deutlich", sagt Erstautor Mathias Sogorski. Das Zusammenspiel dieser
beiden Prozesse scheint eine charakteristische Gesetzmäßigkeit zu sein,
die ganz unabhängig vom Genre unsere "freie" Musikwiedergabe beeinflusst.

Musikgenres unter der Lupe

Obwohl beide Prozesse universell aufzutreten scheinen, verglichen die
Forscher die untersuchten Genres miteinander. Sie stellten fest, dass
Jazz-Stücke im Unterschied zu Rock- und Pop-Songs, auf kurzen Zeitskalen
innerhalb eines Takts deutlich höhere, vom motorischen Prozess
charakterisierte, rhythmische Variationen aufweisen. Die Ursache dieses
signifikanten Unterschieds liegt wahrscheinlich darin, dass Jazzmusiker
stärker dazu tendieren, die Mikroabweichungen vom gegebenen Rhythmus zu
benutzen, um einem Musikstück die persönliche Note zu verleihen,
wohingegen man sich bei Pop und Rock weniger rhythmische Freiheiten nimmt.

Auf langen Zeitskalen, wo unsere innere Uhr den Zeitrahmen vorgibt, ist
der Genreunterschied verschwunden. "Es ist interessant, dass diese
Langzeitschwankungen der Stücke immer ähnlich zu sein scheinen - egal ob
es sich um ein Jazz oder Rock Stück handelt", sagt Viola Priesemann, "Sie
sind charakteristisch für unsere innere Uhr." Auf kurzen Zeitintervallen
jedoch gehören die Rhythmusschwankungen zu den stärksten Mitteln
musikalischer Individualität und persönlichen Ausdrucks. Durch solche
Schwankungen erschaffen wir immer wieder den vielfältigen und
faszinierenden Zauber der Musik.


Originalpublikation

Mathias Sogorski, Theo Geisel and Viola Priesemann, 

"Correlated microtiming deviations in jazz and rock music", 

Plos ONE (24.01.2018),

doi: 10.1371/journal.pone.0186361

Weitere Informationen unter:

http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0186361

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution873
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Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation,

Carolin Hoffrogge, 16.03.2018
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AUSLAND/8649: Aus aller Welt - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußlands Präsident will Militärausgaben reduzieren

Der für weitere sechs Amtsjahre wiedergewählte russische Präsident
Wladimir Putin hat eine Kürzung der Militärausgaben angekündigt.
Rußland werde in diesem und im kommenden Jahr seine Ausgaben in
diesem Bereich kürzen, sagte Putin am Montag in Moskau. Er betonte,
daß er keinen Rüstungswettlauf wolle. In Hinblick auf die schlechten
Beziehungen zu den USA sprach sich der Kremlchef für konstruktive und
gegenseitig förderliche Kooperationen mit Rußlands Partnern aus.
Putin hatte die Präsidentenwahl am Sonntag mit 76,6 Prozent und damit
bestem Ergebnis seiner Karriere gewonnen.

19. März 2018
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JUSTIZ/8649: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Autofahrer finden toten Fernfahrer auf Rastplatz

In Zusammenhang mit dem gewaltsamen Tod eines 46 Jahre alten
Kraftfahrers auf einem Rastplatz an der Autobahn 9 bei Nürnberg nahm
die Polizei am Sonntagabend drei Verdächtige fest. Die Staatsanwalt
beantragte Haftbefehl gegen die Männer aus Osteuropa. Autofahrer
hatten den toten Fernfahrer am Sonntagmorgen mit schweren
Kopfverletzungen am Autobahnparkplatz Brunn gefunden. Die Ermittler
gehen von einem Streit zwischen den Fernfahrern aus.

19. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8645: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Protürkische Rebellen ziehen plündernd durch Afrin

Nach der Vertreibung der kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG
aus der nordsyrischen Stadt Afrin haben protürkische Kämpfer damit
begonnen, Wohnhäuser und Geschäfte der Einwohner zu plündern. Knapp
zwei Monate nach Beginn ihrer Militäroffensive brachten die türkische
Armee und die mit ihr verbündete Freie Syrische Armee (FSA) die
überwiegend kurdische Stadt Afrin am Sonntag vollständig unter ihre
Kontrolle. Die YPG-Kämpfer sollen sich nach Kobani und Kamischli
zurückgezogen haben. Unterdessen rief die russische Regierung alle
Seiten zur Zurückhaltung und zur Wahrung der territorialen Integrität
Syriens auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8647: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Arbeitsminister Heil lehnt höheres Renteneintrittsalter ab

Der neue Bundesarbeitsminister Hubertus Heil schließt eine
Verlängerung der Lebensarbeitszeit kategorisch aus. Mit ihm werde es
keine Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters geben, sagte
der SPD-Politiker den Zeitungen der Funke Mediengruppe. Er sei
entschlossen, die Grundrente bis spätestens zur Mitte der Wahlperiode
umzusetzen. Der Arbeitsminister kündigte zudem eine Prüfung der
Riester-Rente an. Gleichzeitig will sich Heil in anderen Ländern nach
Ansätzen für eine bessere und gerechtere Altersvorsorge umschauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8646: Tragisches und Kurioses - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sattelzug und Straßenbahn in Kassel kollidiert

Im Kasseler Stadtteil Oberzwehren sind ein Lastwagen und eine
Straßenbahn frontal zusammengestoßen. Bei dem Unfall wurden 16
Menschen verletzt, zwei davon schwer. Der Sattelzugfahrer könnte laut
Polizeiangaben eine rote Ampel übersehen haben. Auf den Gleisen
prallte sein Fahrzeug seitlich gegen die stadteinwärts fahrende
Tram. Der Lkw hatte ein ölhaltiges Gemisch in großen Kunststofftanks
geladen, das zum Teil auf die Straße lief. Die Höhe des entstandenen
Gesamtschadens wurde auf mehr als eine Million Euro geschätzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7731: Aus Forschung und Technik - 19.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Airbus startet OPTIMA-Projekt

Airbus startet das Photonik-Nutzlasttechnologieprojekt OPTIMA. Wie
der Konzern mitteilte, wird das Projekt im Rahmen des
Forschungsprogramms Horizon 2020 von der Europäischen Kommission
mitfinanziert. Im Gegensatz zu den derzeitigen Radiotechnologien
lassen sich durch den Einsatz photonischer Nutzlasten
leistungsstärkere und effizientere Telekommunikationssatelliten
entwickeln. Durch die Verwendung von Glasfasern sollen die Satelliten
zudem leichter und kostengünstiger werden. Laut Projektmanager Javad
Anzalchi strebt das Unternehmen schon für 2020 eine
In-Orbit-Demonstration an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7744: Aus aller Welt - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Führung plant Todesstrafe für Drogenhändler

In den USA waren im Jahr 2016 nach Angaben der
Seuchenbekämpfungsbehörde (CDC) Opioide für den Tod von mehr als
42.000 Menschen verantwortlich. Mehr als 40 Prozent dieser Todesfälle
standen im Zusammenhang mit einem verschreibungspflichtigen Opioid,
wie es vor allem in den 1990er Jahren in den USA zur Schmerzlinderung eingesetzt
wurde. Im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen zur Bewältigung dieser
Krise fordert Präsident Trump die Todesstrafe für Drogenhändler. Wie
der Präsidentenberater Bremberg am Sonntag (Ortszeit) berichtete,
soll das Justizministerium in Prozesse eingreifen und die
Todesstrafe beantragen können, wenn dies nach geltendem Gesetz
angemessen ist. Am Montagabend wollte Trump seine Pläne der
Öffentlichkeit gegenüber ausführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7705: Medizin und Gesundheitswesen - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer weniger Fachkräfte im Gesundheitswesen

Allen Reformen zum Trotz ist die Lage im Gesundheitswesen brenzlig.
Sparmaßnahmen, schlechte Entlohnung und Arbeitsbedingungen, die kaum
zu ertragen sind, haben dazu geführt, daß viel zu wenige Fachkräfte 
zur Verfügung stehen. Wenn dem nicht Einhalt geboten wird, warnt das
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), werden im Jahr 2035 rund
270.000 Fachkräfte in Pflege- und Gesundheitsberufen fehlen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7732: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Französischer Waffenschmuggler in Israel festgenommen

In Israel ist unter anderem ein Angestellter des französischen
Generalkonsulats in Jerusalem unter dem Verdacht festgenommen worden,
bei mehreren Fahrten vom Gazastreifen ins Westjordanland im
Diplomatenfahrzeug Dutzende Pistolen und zwei Sturmgewehre
geschmuggelt zu haben. Die Waffen hat der Mann laut
Inlandsgeheimdienst Schin Bet von einem einheimischen Mitarbeiter
eines französischen Kulturzentrums im Gazastreifen erhalten und aus
finanziellem Interesse im Westjordanland verkauft. Die Vorgesetzten
des Mannes wußten von den Vorgängen nichts. Schin Bet zufolge wurden
insgesamt neun Personen festgenommen, von denen sechs angeklagt
werden sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7658: Sprache, Kunst und Medium - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Wintereinbruch bremst die Leipziger Buchmesse aus

Offenbar haben heftige Schneefälle und eisige Winde dafür gesorgt, daß
diesmal viele Leute davon absahen, die Leipziger Buchmesse zu
besuchen. Jedenfalls waren es nach Jahren immer neuer Rekordzahlen
diesmal unter dem Strich rund 14.000 Besucher weniger, die zur
Bücherschau und dem in der Stadt veranstalteten Festival "Leipzig
liest" kamen, als 2017.

Eingefrorene Weichen und hohe Schneeverwehungen hatten am Sonnabend
den Hauptbahnhof lahmgelegt und für chaotische Zustände auf den
Straßen gesorgt. Auch am Sonntag ging trotz der Räumarbeiten nicht
viel mehr.

Zur Halbzeit am Freitag hatte die Messeleitung noch einen leichten
Besucherzuwachs gemeldet. Dennoch zeigte sich Messedirektor Oliver
Zille zufrieden mit dem Ablauf der viertägigen Veranstaltung. Ihm sei
der Inhalt wichtiger als ständig neue Rekordzahlen.

Vor der Messe hatte es Forderungen gegeben, rechte Verlage
auszuschließen. Die Leitung hielt es jedoch mit der Meinungsfreiheit.
Vor den entsprechenden Ständen kam es zwar zu Aufmärschen linker und
rechter Gruppen, die aber nicht handgreiflich wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7722: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Mit der Türkei verbündete Dschihadisten plündern in Afrin

Die türkischen Streitkräfte haben den mit ihnen verbündeten syrischen
Milizen den Weg in die auf syrischem Gebiet liegende Kurdenstadt
Afrin freigebombt. Wie die in London ansässige Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte und die Nachrichtenagentur AFP
meldeten, hat die dschihadistische Soldateska nach der vollständigen
Eroberung der Stadt am Sonntag in großem Stil mit der Plünderung von
Wohnungen und Geschäften begonnen, Fahrzeuge gestohlen und Eigentum
der abwesenden Bewohner verwüstet. Am Montag markierten die
Dschihadisten Geschäfte und Häuser mit den Bezeichnungen der
Kampfgruppen, zu denen sie gehören, und setzten die Plünderungen
fort. Die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG kündigten an,
sie würden zum Guerillakampf übergehen.

Reuters berichtet unter Berufung auf die Vertreter der kurdischen
Verwaltung von Afrin, mehr als 200.000 Menschen seien aus der Stadt
geflohen. Seitens der Syrischen Beobachtungsstelle hieß es, rund
250.000 Zivilisten hätten aus der Stadt fliehen können, bevor diese
von der türkischen Armee umzingelt worden wäre. Uno-Angaben zufolge
waren bis Sonntag fast 100.000 Vertriebene in der Umgebung von Afrin
registriert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7736: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundespräsident Steinmeier gratuliert Putin zur Wiederwahl

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat dem russischen
Präsidenten Wladimir Putin mit einem Schreiben vom Montag zu seiner
Wiederwahl gratuliert. Bei einer Wahlbeteiligung von rund 67 Prozent
hatten laut vorläufigen Zahlen 76,6 Prozent der Wähler für Putin
gestimmt. Dieser erzielte somit für seine vierte sechsjährige Amtszeit
sein bisher bestes Wahlergebnis. Steinmeier drückte gegenüber Putin
den Wunsch und die Hoffnung aus, daß es gelingt, der Entfremdung auf
unserem Kontinent und zwischen den Menschen in Rußland und
Deutschland entgegenzuwirken und daß er seine neue Amtszeit dafür
nutzt. Den Dialog hierzu solle man in vertrauensvollem Rahmen
fortsetzen, schlug der Bundespräsident vor. Die Zusammenarbeit ihrer
beiden Länder sei immer eine wichtige Stütze der Bemühungen um eine
dauerhafte Friedensordnung in Europa gewesen. Aber zur Zeit habe man
sich davon beunruhigend weit entfernt. Mißtrauen, Aufrüstung und ein
Klima der Unsicherheit sorgten für Instabilität.

Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen sagte der Zeitung
Bild (Ausgabe vom Montag) unter anderem, Putin sei schon lange kein
Partner mehr. Die Ministerin würde jedoch nicht soweit gehen zu
sagen, Putin sei ein Gegner, weil das auch Türen zuknallte. Sie würde
die "jüngsten russischen Attacken gegen den Westen" auch nicht als
Krieg bezeichnen. Das hätte absolute Konsequenzen, wenn wir das als
Bundesregierung sagen würden, so von der Leyen.

Putin sprach sich am Montag gegen einen Rüstungswettlauf aus und
kündigte eine Kürzung der russischen Verteidigungsausgaben für das
laufende und das kommende Jahr bei Beibehaltung der Wehrfähigkeit Rußlands
an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7708: Tragisches und Kurioses - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Absturz eines Zirkusartisten in Florida

Während einer Vorstellung in Tampa/Florida hat am Samstagabend
dortiger Zeit ein erfahrener Artist des weltberühmten Cirque du Soleil
den Halt an einem Seil verloren und ist sechs Meter tief gestürzt. Da
die Gruppe ohne Netz arbeitet, schlug der Franzose Yann Arnaud auf dem
Bühnenboden auf.

Nach einem Bericht der Zeitung Tampa Bay Times wurde die Aufführung
abgebrochen und weitere Vorstellungen vorerst abgesagt.

Wenige Stunden später erlag der Künstler, der dem Zirkus mehr als 15
Jahre angehört hatte, in einem Krankenhaus seinen Verletzungen.

Vor fünf Jahren kam ebenfalls bei einer Luftnummer eine Artistin der
Truppe ums Leben, weil sich ihre Sicherheitsleine gelöst hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7733: Arbeit, Soziales und Familie - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Verdi setzt Warnstreiks im Öffentlichen Dienst fort

Im Tarifkonflikt für den Öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen
hatte die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi für Montag Warnstreiks in
Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt organisiert. Beschäftigte von
Kindertagesstätten, Verwaltungen, Stadtwerken, Arbeitsagenturen und
Kliniken legten vorübergehend die Arbeit nieder. Am Dienstag sollen
die Streiks in Nordrhein-Westfalen fortgesetzt werden. Weitere
Arbeitsniederlegungen am Mittwoch unter anderem in Würzburg und
Schweinfurt sind geplant. In den vergangenen Tagen wurden in
Niedersachsen und Bremen Stadtverwaltungen, Sparkassen, Betriebe der
Abfallwirtschaft und Verkehrsbetriebe bestreikt. Verdi und der
Beamtenbund fordern für ihre Klientel sechs Prozent mehr Lohn und
mindestens 200 Euro im Monat zusätzlich. Auszubildende sollen 100
Euro mehr bekommen und nach der Ausbildung von ihrem Betrieb
übernommen werden. Die Arbeitgeber haben noch kein Angebot vorgelegt.

19. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7716: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Tierschützer fordern Schutz vor Straßenverkehr

Meist wird als Grund für das drohende Aussterben einer Tierart darauf
hingewiesen, daß deren Lebensraum schwindet. Doch auch auf andere
Weise sorgt der Mensch für einen erheblichen Rückgang vieler Spezies.
So ergab eine Studie deutscher und portugiesischer Forscher, daß der
Iberische Luchs, der nur in Spanien und Portugal vorkommt und von dem
es inzwischen nur noch wenige hundert Tiere gibt, vom Straßenverkehr 
erheblich dezimiert wird. Der Japanische Dachs und der Japanische 
Marder sind durch fahrende Autos inzwischen so stark in 
Mitleidenschaft gezogen worden, daß sie in neun bzw. 17 Jahren 
ausgestorben sind, wenn der Entwicklung nicht entgegengewirkt wird. 
Die Forscher fordern deshalb, den Schutz der Tiere vor dem 
Straßenverkehr zu überdenken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7721: Märkte und Finanzen - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Paketbranche sucht Zusteller oft zum Mindestlohn

In Deutschland wurden im Jahr 2016 nach Angaben der Bundesnetzagentur
mehr als zweieinhalb Milliarden Pakete versandt. Das war gegenüber
2010 ein Zuwachs um rund 50 Prozent. Den im Bundesverband Paket &
Expresslogistik organisierten Zustellungsunternehmen fehlen immer
mehr Paketboten bei steigendem Bedarf, wie dpa unter Berufung auf den
Verband meldete. Hintergrund sind der demographische Wandel, die
niedrige Arbeitslosenquote, aber auch die hohe Arbeitsbelastung im
Zustellungsdienst und der geringe Arbeitslohn. Anders als der
Branchenführer DHL lassen GLS, DPD und Hermes ihre Pakete über
Subunternehmen zustellen, die meist nicht tarifgebunden sind und vor
allem außerhalb der Ballungsgebiete ihren Paketzustellern häufig nur
den Mindestlohn zahlen. Bei der Post gilt der Haustarif und für die
Paketzusteller der Delivery-Tochterfirmen der niedrigere Tarif der
Logistikbranche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7739: Aus Forschung und Technik - 19.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Studenten haben kein Abitur

Das Abitur, auch allgemeine Hochschulreife genannt, verliert immer
mehr an Bedeutung. Die Zahl der Menschen, die ohne Abitur studieren,
ist am wachsen. Eine Erhebung des Centrums für Hochschulentwicklung
(CHE) zählte nicht weniger als 49.800 Studierende ohne Abitur. 18 
Jahre zuvor waren es noch 8500 Menschen gewesen, so das CHE. Auch die 
Zahl der Studienanfänger ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung
stieg auf einen Rekordwert von 14.000. Voraussetzung für die Aufnahme
eines Studiums ohne Abitur ist eine berufliche Qualifikation.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1086: Neues Verständnis der Parasitenbiologie könnte dazu beitragen die Malaria-Übertragung zu stoppen (idw)


Swiss Tropical and Public Health Institute - 15.03.2018

Neues Verständnis der Parasitenbiologie könnte dazu beitragen die
Malaria-Übertragung zu stoppen



Forschende am Schweizerischen Tropen- und Public Health-Institut sind der
Aufklärung des Mechanismus, durch den sich Malaria-Parasiten in diejenigen
Formen umwandeln, welche die Übertragung der Parasiten auf andere Menschen
ermöglichen, einen wichtigen Schritt näher gekommen. Für die zukünftige
Erforschung neuer Ansätze, die die Übertragung von Malaria unterbinden
sollen, ist dieses Wissen von grundlegender Bedeutung. Die
Forschungsergebnisse werden am 16. März 2018 in der Fachzeitschrift
Science veröffentlicht.
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Giemsa Färbung von p. falciparum Gametocyten in humanen roten
Blutzellen
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Malaria-Parasiten vermehren sich im menschlichen Blutkreislauf
ungeschlechtlich und verursachen so chronische Infektionen und alle
Komplikationen, die mit dieser verheerenden Krankheit einhergehen. Im Lauf
jedes Vermehrungszyklus entwickelt sich jedoch ein kleiner Anteil der
Parasiten in Gametozyten, die sich nicht mehr teilen. Gametozyten sind für
Moskitos infektiös und somit für die Übertragung von Malaria auf andere
Menschen verantwortlich. Zu verstehen, wie Malaria-Parasiten den
"Schalter" zur Gametozyten-Produktion kontrollieren, ist eine
entscheidende Grundlage für die Entwicklung therapeutischer Massnahmen, um
die Übertragung von Malaria zu blockieren.

Wie Malaria-Parasiten den Schalter umlegen

Die Entscheidung, ob sich ein Parasit weiter vermehrt oder zu einem
Gametozyten entwickelt, wird durch einen molekularen Schalter gesteuert.
Erst kürzlich wurde in einer 30TUVeröffentlichung in Cell U30Tgezeigt,
dass dieser Schalter auf ein im menschlichen Blut vorhandenes Lipidmolekül
anspricht: Lysophosphatidylcholin (LPC). Bei hohen LPC-Konzentrationen
vermehren sich die Parasiten und verbrauchen LPC, um neue Membranen zu
bilden. Wenn die LPC-Konzentration sinkt, wie bei akuten Infektionen
beobachtet, beginnen die Parasiten die Entwicklung von Gametozyten zu
induzieren, um ihre Übertragung auf den nächsten menschlichen Wirt zu
sichern.

Forschende am Schweizerischen Tropen- und Public Health-Institut (Swiss
TPH) konnten nun ein Protein der Parasiten identifizieren (GDV1), das eine
entscheidende Rolle bei der Aktivierung des Schalters für die Umwandlung
zu Gametozyten spielt. «GDV1 setzt im Wesentlichen einen Prozess in Gang,
der die Genexpression im Parasiten so umprogrammiert, dass die Entwicklung
von Gametozyten stattfindet», erklärte Till Voss, Korrespondenzautor der
Studie und Leiter der Malaria Gene Regulation Unit am Swiss TPH.

Die Science-Studie zeigt weiter, dass GDV1 nur in Parasiten produziert
wird, die zur Gametozyten-Entwicklung bestimmt sind. Bei der
ungeschlechtlichen Vermehrung der Parasiten verhindert ein inhibitorisches
Molekül die Expression von GDV1. «Wir waren beeindruckt zu beobachten,
dass nach gezielter Unterbrechung dieses inhibitorischen Moleküls mit
Hilfe der CRISPR-Cas9-Technologie alle Parasiten das Protein GDV1
exprimierten», berichtete Michael Filarsky, Erstautor der Studie und
Wissenschaftler am Swiss TPH. Ein weiteres wichtiges Ergebnis dieser
Studie ist, dass die GDV1-Produktion ausserdem durch LPC gehemmt wird.
«Das sind spannende Ergebnisse. Wir befinden uns auf der Spur des
molekularen Signalwegs, der einen Umweltreiz an den Parasiten sendet, um
die Entwicklung von Gametozyten zu aktivieren», so Voss.

«Grundlagenwissen und ein neues Werkzeug für die zukünftige
Forschung»

Medikamente und Impfstoffe, die auf Gametozyten abzielen, werden dringend
benötigt, um das erklärte Ziel der Eliminierung und Ausrottung von Malaria
zu erreichen. «Obwohl unsere Studie keine sofortigen Lösungen für
neuartige Therapien bietet, wirft sie ein neues Licht auf die Mechanismen,
die für die Produktion von Gametozyten verantwortlich sind», erläuterte
Till Voss. «Wenn wir diesen Mechanismus blockieren oder Gametozyten ganz
eliminieren können, würden wir dem Ziel, die Übertragung von Malaria zu
unterbrechen, einen beachtlichen Schritt näher kommen.»
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Michael Filarsky, Forscher am Swiss TPH und Erstautor im Labor.
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Das neue Wissen versetzt die Wissenschaftler darüber hinaus in die Lage,
grosse Mengen von Gametozyten im Labor herzustellen. «Die Erforschung der
Gametozyten wird dadurch erschwert, dass sie in der Regel nur in sehr
geringer Zahl auftreten», ergänzte Michael Filarsky. «Nun sind wir in der
Lage, gentechnisch veränderte Parasiten zu entwickeln, die enorme Mengen
von Gametozyten produzieren. Wir gehen davon aus, dass diese Parasiten
nicht nur für die Grundlagenforschung, sondern auch für die angewandte
Forschung auf diesem Gebiet von Nutzen sein werden».

Über die Publikation

Die Studienergebnisse werden am 16. März 2018 in der Fachzeitschrift
Science veröffentlicht. Durchgeführt wurde die Studie von Forschenden des
Departements Medical Parasitology and Infection Biology am Swiss TPH (ein
an die Universität Basel angeschlossenes Institut), in Kooperation mit
Forschungsteams der Abteilung für Molekularbiologie an der Radboud
Universität in den Niederlanden und dem Biozentrum der Universität Basel,
Schweiz.

GDV1 induces sexual commitment of malaria parasites by antagonizing
HP1-dependent gene silencing. Michael Filarsky, Sabine A. Fraschka, Igor
Niederwieser, Nicolas M. B. Brancucci, Eilidh Carrington, Elvira Carrió,
Suzette Moes, Paul Jenoe, Richárd Bártfai, Till S. Voss. Science, 2018 Mar
16. DOI: 10.1126/science.aan6042.

Über Malaria und ihre Übertragung

Malaria ist eine Infektionskrankheit, die durch Parasiten der Gattung
Plasmodium verursacht wird. Die Parasiten werden durch den Stich
infizierter weiblicher Anopheles-Mücken auf den Menschen übertragen.
Malaria stellt in tropischen und subtropischen Ländern eine enorme
Krankheitsbelastung dar, insbesondere in Afrika südlich der Sahara. Nach
Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) gab es allein im Jahr 2016
rund 210 Millionen klinische Malaria-Fälle und über 440.000
malariabedingte Todesfälle.

Die Gametozyten-Stadien stellen eines der Haupthindernisse für die
Eliminierung und Ausrottung der Malaria dar. In Ländern, in denen Malaria
endemisch ist, zirkulieren Gametozyten im Blut von mehreren Hundert
Millionen Menschen. Viele der Betroffenen entwickeln keine Malaria-Symptome
und erhalten daher keine medikamentöse Behandlung. Darüber hinaus
werden Gametozyten durch die meisten der derzeit verfügbaren
Malaria-Medikamente nicht effektiv abgetötet.

Kompetenzzentrum für Malaria

Das Swiss TPH ist ein weltweit führendes Institut auf dem Gebiet der
Malariaforschung mit über 200 Mitarbeitenden und Studierenden, die sich
aktiv mit verschiedenen Aspekten dieser Krankheit befassen. Die
Aktivitäten reichen von der Grundlagenforschung in den Bereichen der
Parasitenbiologie, der Wirt-Parasiten-Interaktionen und der Wirtsimmunität
über die Entwicklung, Validierung und Anwendung neuartiger Medikamente,
Impfstoffe und Diagnostika bis hin zu neuen Strategien für integrierte
Interventionsprogramme zur Kontrolle und Eliminierung der Krankheit. Das
Swiss TPH unterhält auch ein WHO-Kooperationszentrum für Modellierung,
Überwachung und Training im Bereich Malariakontrolle und -beseitigung.
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ZOOLOGIE/1510: Hausmäuse verändern ihr Aussehen allein durch häufigen Menschenkontakt (idw)


Universität Zürich - 16.03.2018

Hausmäuse verändern ihr Aussehen allein durch häufigen Menschenkontakt



Viele zahme, domestizierte Tierarten verändern im Vergleich mit ihren
wilden Verwandten ihr Aussehen. Sie haben etwa weisse Flecken im Fell und
kürzere Schnauzen. UZH-Forschende zeigen nun erstmals, dass verwilderte
Hausmäuse dieselben sichtbaren Veränderungen entwickeln - ohne Selektion,
allein aufgrund ihrer Nähe zu Menschen.
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Die weissen Flecken im braunen Fell der Hausmäuse sind ein Zeichen
der Selbstdomestizierung.
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Hunde, Kühe, Schafe, Pferde, Schweine, Vögel - unsere Vorfahren haben in
den vergangenen 15.000 Jahren Dutzende von Wildtieren domestiziert, um sie
als Nutz- oder Haustiere zu halten. Damit aus wilden Wölfen zahme Hunde
werden, wählten die Menschen jeweils die am wenigsten aggressiven bzw.
ängstlichen Tiere für die Weiterzucht aus. Zahmheit war somit das zentrale
Selektionsmerkmal. Mit der Zeit änderte sich nicht nur das Verhalten der
Tiere, sondern auch ihr Aussehen - und das übereinstimmend bei
unterschiedlichen Tierarten. So haben domestizierte Hasen, Hunde und
Schweine weisse Flecken in ihrem Fell, schlappe Ohren, kleinere Gehirne
und kürzere Schnauzen. Domestikationssyndrom nennt die Wissenschaft diese
Veränderungen im Erscheinungsbild.

Regelmässiger Menschenkontakt führt zu weiss geflecktem Fell

Ein Forschungsteam unter der Leitung von Anna Lindholm vom Institut für
Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften der UZH hat dieses Phänomen
auch bei verwilderten Hausmäusen (Mus musculus domesticus) festgestellt,
die in einer Scheune in der Nähe von Zürich leben. Innerhalb eines
Jahrzehnts waren in einer Mäusepopulation zwei der charakteristischen
Veränderungen des Phänotyps deutlich erkennbar: weisse Flecken im braunen
Fell und kürzere Schädel bzw. Schnauzen. «Die Nager haben allmählich ihre
Angst verloren und Domestizierungsmerkmale entwickelt, ohne dass wir die
Mäuse absichtlich selektionierten, sondern allein durch den regelmässigen
Kontakt zu uns», sagt Anna Lindholm. Seit rund 15 Jahren studiert die
Evolutionsbiologin die Hausmäuse, die in der leer stehenden Scheune leben.
Dort werden die Tiere regelmässig mit Wasser und Nahrung versorgt und von
den Wissenschaftlern untersucht.

Experimentelle Zähmung wilder Füchse liefert Schlüssel

Das Domestikationssyndrom geht auf ein bemerkenswertes Experiment zurück,
das 1959 in Sibirien begann. Der sowjetische Genetiker Dmitry Belyaev
zähmte wilde Füchse und untersuchte dabei die evolutiven Veränderungen.
Generation für Generation wählte er die jeweils zutraulichsten Individuen
aus. Mit der Zeit änderten die Füchse ihr Verhalten: Sie tolerierten
Menschen nicht nur, sondern waren geradezu freundlich. Gleichzeitig
veränderte sich auch ihr Aussehen: ihr Fell hatte weisse Flecken, ihre
Schnauze verkürzte sich, ihre Ohren wurden schlapp und ihr Schwanz
geringelt.

Stammzellen der Neuralleiste sind Verbindungsglied

Verantwortlich für diesen parallelen Wandel von Verhalten und Aussehen
scheint eine kleine Gruppe von Stammzellen im frühen Embryo zu sein: die
Neuralleiste. Der Knorpel der Ohren, das Dentin der Zähne, die
Melanozyten, die das Hautpigment produzieren, sowie die Nebenniere, in der
Stresshormone gebildet werden, stammen alle von diesen Stammzellen ab. Die
Selektion von weniger ängstlichen bzw. aggressiven Individuen führt zu
kleineren, weniger aktiven Nebennieren und damit zahmeren Tieren.
Änderungen in Fellfärbung und Kopfgrösse sind somit unbeabsichtigte
Nebeneffekte der Domestizierung. Diese gehen ebenfalls auf Stammzellen der
Neuralleiste zurück, die in frühen Entwicklungsphasen passiver waren.

Wie wilde Mäuse ohne Selektion zu Hausmäusen wurden

Die Beobachtungen von Madeleine Geiger, Erstautorin der Studie, helfen zu
verstehen, wie Hausmäuse, angezogen von Lebensmittelabfällen, vor rund
15'000 Jahren begannen, in der Nähe von Menschen zu leben. Allein durch
die Nähe gewöhnten sich die Nager an die Menschen und wurden zahmer.
«Diese Selbstdomestizierung führte zur allmählichen Veränderung ihres
Aussehens - ganz nebenbei und unabsichtlich», sagt Geiger.
Evolutionsbiologen gehen davon aus, dass die Entwicklung vom wilden Wolf
zum zahmen Hund zu Beginn ebenfalls ohne menschliche Selektion verlief.
Wölfe, die sich in der Nähe von Menschen aufhielten, wurden mit der Zeit
weniger ängstlich und aggressiv - der erste Schritt zur Domestizierung.


Literatur:

Madeleine Geiger, Marcelo R. Sánchez-Villagra and Anna K. Lindholm.

A longitudinal study of phenotypic changes in early domestication of house
mice.

Royal Society Open Science. March 7, 2018.

DOI: 10.1098/rsos.172099
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ZOOLOGIE/1509: Bienen - Wie das Gelée royale verhindert, dass der königliche Nachwuchs aus der Zelle fällt (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 16.03.2018

Bienen: Wie das Gelée royale verhindert, dass der königliche Nachwuchs
aus der Zelle fällt



Der Schwerkraft trotzen: Ein besonderes Proteingemisch im Futtersaft von
Bienen hilft dabei, das Überleben der Königinnenlarven zu sichern. Das hat
aber weniger mit der Ernährung der Tiere zu tun als mit Statik. Durch ihre
speziellen Eigenschaften verhindern die Proteine, dass die großen und
schweren Larven aus ihren Zellen fallen. Wie dies auf molekularer Ebene
bewerkstelligt wird, haben Forscher der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) herausgefunden. Ihre Studie erscheint in der
international renommierten Fachzeitschrift "Current Biology".

Bienenköniginnen haben während ihrer Entwicklung ein Problem: Da sie
besonders groß werden, können die Larven nicht in den normalen
Arbeiterinnenzellen einer Wabe großgezogen werden. "Für den royalen
Nachwuchs bauen die Bienen spezielle Königinnenzellen, die am unteren Ende
einer Wabe angebracht sind. Die Larven entwickeln sich in diesen Zellen
gewissermaßen an der Decke hängend und müssen irgendwie davon abgehalten
werden, aus der Zelle zu fallen", sagt die Biologin Dr. Anja Buttstedt,
die die Studie am Institut für Biologie der MLU unter Leitung von Prof.
Dr. Robin Moritz durchführte. Mittlerweile forscht sie am Center for
Molecular Bioengineering an der Technischen Universität Dresden.

Honigbienen füttern Königinnenlarven ausschließlich mit dem Sekret ihrer
Futtersaftdrüsen, dem Gelée royale. Dieses enthält alle Nährstoffe, die
die Larven brauchen, um sich zu stattlichen Königinnen zu entwickeln.
"Lange haben Wissenschaftler nach einem bestimmten Stoff im Gelée royale
gesucht, der dafür sorgt, dass aus den Larven keine Arbeiterinnen, sondern
Königinnen werden. Dabei sind im letzten Jahrzehnt auch die darin
enthaltenen Proteine in den Fokus geraten", sagt der hallesche
Biologieprofessor Robin Moritz. So sorgte der japanische Wissenschaftler
Masaki Kamakura 2011 mit einer Studie für Aufsehen, in der er angeblich
ein Protein entdeckte, das nach dem Verzehr alle Larven zu Königinnen
heranwachsen lies: das Protein MRJP1, auch bekannt als Royalactin. Diese
Studie konnte das hallesche Forscherteam allerdings bereits 2016
widerlegen. "Da aber MRJP1 mengenmäßig das Hauptprotein im Gelée Royale
darstellt, konnten wir uns nicht vorstellen, dass das Protein keine
besondere Funktion hat", so Moritz weiter.

Bereits in früheren Studien war den Wissenschaftlern eher zufällig
aufgefallen, dass das Gelée royale ohne dieses Protein deutlich flüssiger
wird. Die Gruppe aus Halle untersuchte deshalb die Struktur von MRJP1 und
fand heraus: Bei einem leicht sauren pH-Wert von 4.0 bildet es in
Kombination mit dem Protein Apisimin eine faserartige Struktur aus, die
aufgereihten Perlen auf einer Schnur ähnelt. Da auch das Gelée royale für
gewöhnlich den gleichen leicht sauren pH-Wert hat, gingen die Forscher der
Frage nach, welche Funktion diese faserartige Struktur haben könnte. In
Zusammenarbeit mit Biotechnologen und Pharmazeuten der MLU sowie dem
Fraunhofer-Institut für Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen IMWS
konnten die Biologen zeigen: Nur bei einem pH-Wert von 4.0 ist das Gelée
royale hinreichend zähflüssig, um zu verhindern, dass die Königinnen-Larven
aus ihren Zellen fallen. "Als wir den pH-Wert künstlich erhöhten,
wurde nicht nur das Larvenfutter deutlich flüssiger. Auch die Larven
fielen aus ihren Zellen heraus und konnten sich nicht vollständig
entwickeln", so Buttstedt. Dies würde zur Folge haben, dass das ganze
Bienenvolk zu Grunde geht, da die Königin als einzige Biene für den
Nachwuchs des Volks zuständig ist.

Die Forschergruppe konnte weiterhin zeigen, dass allein die beiden
Proteine MRJP1 und Apisimin für die praktische Konsistenz des Gelée royale
zuständig sind. Auch eine bereinigte Mischung, die nur noch aus den beiden
Eiweißen bestand, veränderte ihre Zähflüssigkeit in Abhängigkeit des
pH-Wertes. "Somit ist die Rolle des MRJP1 im Gelée royale auf keinen Fall
unspektakulär. Das Protein sichert schlicht und einfach das Überleben
eines Bienenvolks - wenn auch auf ganz andere Weise als zunächst
vermutet", fasst Buttstedt die Studie zusammen.


Zur Publikation:

A. Buttstedt, C.I. Muresan, H. Lilie, G. Hause, C.H. Ihling, S.-H.
Schulze, M. Pietzsch & R. Moritz.

How honey bees defy gravity with royal jelly to raise queens.

Current Biology

DOI: 10.1016/j.cub.2018.02.022
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ARBEIT/1131: Notwendig ist ein Perspektivwechsel hin zu einem sozialen Arbeitsmarkt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. März 2018

Notwendig ist ein Perspektivwechsel hin zu einem sozialen Arbeitsmarkt



Zu den Ankündigungen von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und den Aussagen des Vorsitzenden des Rats der Wirtschaftsweisen, Christoph Schmidt, erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Ein moderner Sozialstaat darf niemanden vergessen und erst Recht niemanden aufgeben. Fakt ist aber, dass Menschen, die lange erwerbslos sind, viel zu lange alleine gelassen wurden. Deshalb ist es zu begrüßen, dass sich die Bundesregierung endlich bewegt und ein zielgerichtetes Angebot auf den Weg bringen möchte. Es muss Schluss sein mit kurzfristigen Programmen. Auch die Unterscheidung zwischen erstem, zweitem und gar drittem Arbeitsmarkt ist nicht die Lösung. Notwendig ist, endlich einen Perspektivwechsel hin zu einem Arbeitsmarkt für alle. Die Idee vom sozialen Arbeitsmarkt funktioniert aber nur, wenn auch tatsächlich die Rahmenbedingungen stimmen.

Wenn aber Bundesarbeitsminister Heil mit seinem Konzept jetzt wieder nur gemeinnützige Arbeit im Blick hat, dann ist das der falsche Weg. Geförderte Beschäftigung muss arbeitsmarktnah sein, die bisherigen Kriterien "zusätzlich", "im öffentlichen Interesse" und "wettbewerbsneutral" müssen entfallen. Zwang und Sanktionen darf es nicht geben und das Angebot muss langfristig sein. Und wichtig ist auch: die passiven Leistungen - Arbeitslosengeld II und die Kosten der Unterkunft - müssen dafür in einen Lohnkostenzuschuss umgewandelt werden. Im ersten Schritt geht es dabei um soziale Integration, dann entstehen tatsächlich Chancen und Perspektiven.

In diesem Sinne verkennt auch der Vorsitzende des Rats der Wirtschaftsweisen, Christoph Schmidt, die Perspektiven eines sozialen Arbeitsmarkts. Denn nur wenn die Menschen Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhalten, kann Langzeitarbeitslosigkeit beendet werden. Alles andere funktioniert nicht, das haben die letzten Jahren klar bewiesen. Und auch das Festhalten an den sachgrundlosen Befristungen, wie Schmidt anmahnt, ist keine Lösung, denn diese Befristungsmöglichkeit hat Langzeitarbeitslose in der Vergangenheit keinen Schritt weitergebracht. Außerdem gibt es auch künftig ausreichend sachliche Gründe für Befristungen, die bleiben unverändert und das muss reichen.

Wirtschaftsweiser Schmidt schlägt des Weiteren vor, dass künftig auch Alleinerziehende mit kleinen Kindern zur Aufnahme einer Beschäftigung verpflichtet werden sollen. Das geht gar nicht. Alle Menschen, auch Langzeitarbeitslose, haben das Recht auf Selbstbestimmung und ein Leben in Würde. Langzeitarbeitslosigkeit ist auch kein individuelles, sondern ein gesellschaftliches Problem, denn es besteht ein struktureller Mangel an passenden Arbeitsplätzen. Deshalb ist Zwang und Gängelung nicht akzeptabel.
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AUSSEN/2018: Russland - Wahlen wie bestellt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. März 2018

Russland: Wahlen wie bestellt



Zum Ausgang der russischen Präsidentschaftswahlen erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropa:

Vladimir Putin inszeniert sich als strahlender Gewinner einer gefälschten Wahl. Das Ergebnis zeigt vor allem eins: Russland ist heute eine lupenreine Autokratie, die alle Instrumente nutzt, um das gewünschte Ergebnis zu produzieren. Die Demokratie blieb dabei auf der Strecke. Opposition und eine progressive Zivilgesellschaft werden systematisch und mit aller Macht unterdrückt.

Das Ergebnis gibt keinen klaren Hinweis auf die künftige Entwicklung Russlands. Aber der Wahltermin tut es. Dass Putin und der Kreml ausgerechnet den Jahrestag der völkerrechtswidrigen Krim-Annexion für ihre Wahl-Scharade nutzen, lässt keine Entspannung in der russischen Außenpolitik erwarten. Der Kreml steuert weiter in die Isolation.
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EUROPA/1695: Europäische Sozialpolitik - Bundesregierung muss Nägel mit Köpfen machen!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. März 2018

Europäische Sozialpolitik - Bundesregierung muss Nägel mit Köpfen machen!



Zu den Äußerungen von Andrea Nahles für einen Neustart bei der Europäischen Sozialpolitik, erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarkt und Europäische Sozialpolitik:

Wenn Andreas Nahles jetzt einen Neustart bei der Europäischen Sozialpolitik fordert, ist das zu begrüßen, sie muss sich aber die Frage gefallen lassen, warum sie als zuständige Bundesministerin in den vergangenen vier Jahren dazu kaum einen Vorstoß unternommen hat. Aber besser spät, als nie. Wir unterstützen insbesondere die Forderung nach Mindeststandards für Mindestsicherungssysteme und Mindestlöhne. Die Formulierungen im Koalitionsvertrag dazu sind allerdings sehr schwammig. Wir brauchen keine unverbindlichen Zinsvereinbarungen, sondern die Bundesregierung sollte sich für eine Mindesteinkommens-Richtlinie mit verbindlichen Mindeststandards für die nationalen Grundsicherungssysteme einsetzen.

Die Bundesregierung muss sich darüber hinaus dafür einsetzen, dass es in der Debatte über die Zukunft der Wirtschafts- und Währungsunion auch um die Vertiefung der sozialen Dimension geht, insbesondere darum, wie eine Europäische Basis-Arbeitslosenversicherung eingeführt werden kann, mit der sowohl die wirtschaftliche Stabilität als auch der soziale Zusammenhalt in der EU gestärkt werden kann.

Schließlich muss die Bundesregierung für ein soziales Europa einige Hausaufgaben erledigen. Dazu gehört eine bessere soziale Absicherung von EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern, die in Deutschland nach Arbeit suchen und ein starker Einsatz dafür, dass das Ziel erreicht wird, in der EU bis 2020 die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffener Menschen im Vergleich zu 2010 um 20 Millionen zu senken. Auch in Deutschland ist diese Zahl kaum gesunken. Hier muss die Bundesregierung handeln und endlich mehr zur Verringerung von Armut unternehmen.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1487: G20-Finanzminister- und Notenbankchef-Treffen - G20 Showdown




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. März 2018

G20-Finanzminister- und Notenbankchef-Treffen: G20 Showdown

 
Anlässlich des heutigen Treffens der Finanzminister- und Notenbankchefs der G20 in Buenos Aires erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:
 
Die G20 sind in diesem Jahr Schauplatz für einen Showdown. Bereits beim Auftakttreffen der G20-Finanzminister und Notenbankchefs wird offenbar: die Europäer sind in einem Dilemma. Wenn sie versuchen, die USA zu besänftigen, um den Handelskrieg abzuwenden, dann ist die Konsequenz: man lässt sich von den USA in eine Konfrontation mit China drängen. Die Alternative ist auch problematisch: ein exklusives Bündnis mit China, um die aggressive Handelspolitik der USA zu kontern. Der Ausweg kann aber nur multilateral sein. Die Bundesregierung und ihre europäischen Partner müssen das Forum der G20 nutzen, um Druck auf die USA auszuüben. Donald Trump muss klar gemacht werden, dass America first übersetzt heißt: Amerika allein.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1711: Xi Jinping muss Reformen entschieden vorantreiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2018

Xi Jinping muss Reformen entschieden vorantreiben

Weitere Öffnung der chinesischen Wirtschaft bleibt oberste Priorität



Der chinesische Staatspräsident Xi Jinping wurde am Samstag in seinem
Amt bestätigt. Am gestrigen Sonntag erfolgte ein Umbau der
Führungsriege Chinas. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Mit seiner Wiederwahl und der Aussicht auf weitere Amtszeiten trägt
Xi Jinping eine noch größere Verantwortung für die erfolgreiche
Modernisierung und weitere Entwicklung Chinas. China bleibt ein ganz
wichtiger Partner für uns. Wir wollen die umfassende Partnerschaft
weiter ausbauen und gemeinsam dafür eintreten, dass das
internationale Ordnungssystem aufrechterhalten wird. Dies gilt in
besonderer Weise für den internationalen Freihandel. Die europäische
und die chinesische Wirtschaft haben von den klaren und verbindlichen
Regeln der WTO profitiert. Es muss unser gemeinsames Interesse sein,
dieses Regelwerk zu festigen.

Zugleich betrachtet die CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit Sorge, dass
der Zugang für ausländische Unternehmen zum chinesischen Markt immer
schwieriger wird und die Hürden immer höher werden. Dies trifft nicht
nur die exportorientierte deutsche Wirtschaft. Langfristig hemmt dies
auch die Möglichkeiten Chinas, seine Wirtschaft durch Innovationen zu
modernisieren und Arbeitsplätze mit hoher Wertschöpfung zu schaffen.
Hier erwarten wir für die kommenden Regierungsjahre Xi Jinpings
deutliche Schritte zur Öffnung.

Auch die Menschenrechte bleiben ein wichtiges Thema in den Gesprächen
mit China. China hat in den vergangenen Jahrzehnten enorme
Fortschritte gemacht, Millionen von Menschen aus der Armut zu führen.
Dies ist eine Leistung. Dennoch treten wir Vorstößen entgegen, im
UN-Kontext den Schutz individueller Menschenrechte zu relativieren.

Als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat spielt China bei der
Beilegung internationaler Krisen und Konflikte eine ganz wichtige
Rolle. Wir sind bereit, mit China noch intensiver zur Lösung der
drängenden Krisen wie in Syrien, Jemen oder Nordkorea
zusammenarbeiten. Zugleich erwarten wir, dass China die aus seinem
Einfluss erwachsene Verantwortung übernimmt. Mit Blick auf die
Streitigkeiten in der Region muss gelten, dass bilaterale
Streitigkeiten stets auf der Grundlage völkerrechtlicher Regeln zu
lösen sind."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1710: Präsident Putin sollte seine neue Amtszeit für einen Kurswechsel nutzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2018

Präsident Putin sollte seine neue Amtszeit für einen Kurswechsel
nutzen

Der russischen Gesellschaft mit mehr Offenheit begegnen



Der russische Präsident Wladimir Putin ist bei den Wahlen am Sonntag
wiedergewählt worden. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Präsident Putin sollte seine neue Amtszeit für einen Kurswechsel
nutzen, um die Beziehungen zum Westen deutlich zu verbessern. Eine
engere Zusammenarbeit liegt im beiderseitigen Interesse. Das
allerdings setzt einen außenpolitischen Paradigmenwechsel der
russischen Politik voraus. Dazu müssen insbesondere die fortgesetzten
Verstöße gegen internationale Regeln beendet werden. Beispiele dafür
sind die Annexion der Krim, die militärische Intervention in der
Ost-Ukraine, der Krieg in Syrien oder die Wahrscheinlichkeit, dass
Russland für den Giftgas-Angriff auf einen russischen Agenten
verantwortlich ist.

Niemand hat ein Interesse an einem neuen Ost-West-Konflikt. Doch
zuletzt wurde das sicherheitspolitische Verhalten Russlands gegenüber
dem Westen immer besorgniserregender. Dagegen wird sich die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion nachdrücklich für größte Geschlossenheit,
besondere Achtsamkeit und Resilienz des Westens einsetzen.

Im Falle einer Verbesserung der Beziehungen wird Deutschland bereit
sein, Russland bei seiner wirtschaftlichen und strukturellen
Modernisierung zu unterstützen, wenn dies gewünscht wird. Weitere
Jahre der Stagnation, bürokratischer Auswüchse und grassierender
Korruption in Russland liegen nicht im Interesse des Westens.
Zugleich brauchen wir einen differenzierten Blick auf Russland für
die Zeit nach Putin. Wir müssen uns schon jetzt auf dieses Russland
vorbereiten und nach neuen Möglichkeiten einer Kooperation suchen.
Die russische Gesellschaft ist vielschichtiger, als die russische
Führung glauben machen will. Wir sollten dieser Gesellschaft mit mehr
Offenheit begegnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1709: Engere deutsch-russische Zusammenarbeit liegt im beiderseitigen Interesse


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. März 2018

Engere deutsch-russische Zusammenarbeit liegt im beiderseitigen
Interesse



Zu den Präsidentschaftswahlen in Russland erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul, in einer ersten Stellungnahme:

"Präsident Putin sollte seine neue Amtszeit für einen Kurswechsel
nutzen, um die Beziehungen zum Westen deutlich zu verbessern. Eine
engere Zusammenarbeit liegt im beiderseitigen Interesse. Das
allerdings setzt einen außenpolitischen Paradigmenwechsel der
russischen Politik voraus. Dazu müssen insbesondere die fortgesetzten
Verstöße gegen internationale Regeln beendet werden. Bei einer
Verbesserung der Beziehungen wird Deutschland auch bereit sein,
Russland bei seiner wirtschaftlichen und strukturellen Modernisierung
zu unterstützen, wenn dies gewünscht wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1886: Paralympische Athleten sind Vorbilder und Vorkämpfer für eine stärkere Inklusion und Teilhabe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. März 2018

Paralympische Athleten sind Vorbilder und Vorkämpfer für eine
stärkere Inklusion und Teilhabe

Begeisterung für Paralympics weitertragen und Sport von Menschen mit
Behinderungen nachhaltig fördern



Am morgigen Sonntag enden die XII. Paralympischen Spiele in
Pyeongchang. Bei dem Großsportereignis sind knapp 600 Athleten aus
über 45 Länder angetreten. Die Deutsche Paralympische Mannschaft hat
mit zahlreichen Erfolgen und Bestleistungen eindrucksvoll bewiesen,
dass sie zur absoluten Weltspitze zählt. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Unsere Paralympischen Athleten sind wahre Vorbilder und Vorkämpfer
für eine stärkere Inklusion und gesellschaftliche Teilhabe. Trotz
Einschränkungen haben die Paralympioniken enorme Leistungen
vollbracht, Ausdauer bewiesen und Fairness verkörpert. Ihnen gebührt
unser aller Respekt und aufrichtige Anerkennung.

Die Paralympics verdeutlichen idealtypisch, dass Einschränkungen
überwunden und hohe Ziele erreicht werden können, wenn alle
zusammenhalten und sich gegenseitig helfen. Unsere Paralympioniken
sind wichtige Multiplikatoren für den Sport von Menschen mit
Behinderungen in Deutschland. Deshalb heißt es nun, die Begeisterung
der Paralympics weiterzutragen und den paralympischen Spitzen- und
Breitensport hierzulande langfristig zu fördern und
weiterzuentwickeln.

Der Behindertensport in Deutschland hat in den letzten Jahren eine
positive Entwicklung genommen, gleichwohl sind wir auf dem Weg in
Richtung einer inklusiven Gesellschaft noch lange nicht am Ziel. Der
Sport von Menschen mit Behinderungen gehört deshalb noch stärker in
die Mitte der Gesellschaft gestellt."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1773: Gesundheit der Beschäftigten schützen - Schichtarbeit besser organisieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2018

Gesundheit der Beschäftigten schützen - Schichtarbeit besser organisieren



"Wenn schon Schichtarbeit, dann aber auch so gesundheitsverträglich wie möglich", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sprecherin für Gute Arbeit der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung, die erneut die gesundheitlichen Risiken in Zusammenhang mit Schichtarbeit aufzeigt. Ferschl weiter:

"Schichtarbeit macht krank, führt zu sozialer Isolation und erhöht das Unfallrisiko am Arbeitsplatz. Angesichts der sich wandelnden Arbeitswelt, in der immer mehr Menschen in Schicht arbeiten, ist es auch Aufgabe der Politik, für gesundheitsfördernde gesetzliche Rahmenbedingungen zu sorgen. Jede weitere Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes, die laut Koalitionsvertrag geplant ist, muss sich auch daran messen lassen. Die Bedürfnisse und die Gesundheit von Menschen sind immer über ökonomische Interessen zu stellen. Wie wichtig für die Betroffenen eine gute Vorausplanung der Schichtpläne, kurze Nachtschichtphasen oder ein hohes Maß an Zeitsouveränität sind, weiß ich aus persönlicher Erfahrung. Daher müssen auch die Mitbestimmungsrechte von Betriebsräten gestärkt werden.

DIE LINKE fordert die Verbesserung des gesetzlichen Rahmens für Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen. Dazu gehören eine Begrenzung der gesetzlichen wöchentlichen Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden, sowie erzwingbare Mitbestimmungsrechte für Betriebs- und Personalräte unter anderem bei der Arbeitsorganisation und der personellen Ausstattung. Ebenso muss die Arbeitszeit an den Bedürfnissen der Beschäftigten ausgerichtet werden. Dafür brauchen wir verbindliche Ansprüche der Beschäftigten auf familiengerechte Arbeitszeiten und Freizeit muss klar abgegrenzt sein. Es ist essentiell, dass eindeutig geregelt ist, wann Beschäftigte weder erreichbar sein, noch auf Abruf bereitstehen dürfen. Abend-, Wochenend- und Schichtarbeit müssen auf ein unvermeidbares Ausmaß reduziert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1681: Neustart in den deutsch-russischen Beziehungen wagen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2018

Neustart in den deutsch-russischen Beziehungen wagen



"Nach der Präsidentschaftswahl braucht es einen Neustart in den deutsch-russischen Beziehungen. Die Bundesregierung darf den Eskalationskurs der USA und Großbritanniens nicht weiter mittragen und muss sich für ein Ende der Sanktionen gegenüber Russland einsetzen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Frieden und Sicherheit in Europa kann es nur mit Russland geben. Die deutsche Außenpolitik sollte dieser Tatsache endlich Rechnung tragen und wieder auf Russland zugehen. Ein neuer Kalter Krieg nützt niemandem in Europa. Notwendig sind jetzt vertrauensbildende Maßnahmen statt weiterer NATO-Truppenverlegungen an die Grenzen zu Russland und immer neuer Aufrüstung.

Die Bundesregierung muss auf unabhängige internationale Untersuchungen im Fall des vergifteten früheren Doppelagenten Sergej Skripal setzen. Vorverurteilungen und Schuldzuschreibungen im Verein mit Großbritannien und den USA drohen dagegen rechtsstaatliche Grundsätze außer Kraft zu setzen. Notwendig ist tatsächliche Aufklärung anstelle politisch motivierter Schuldzuschreibung. Die Bundesregierung muss zudem den Deutschen Bundestag über die ihr vorliegenden Informationen im Fall Skripal umfassend informieren. Die Erklärung einer bedingungslosen Solidarität mit Großbritannien durch die Bundesregierung steht auch vor dem Hintergrund der unklaren Faktenlage im Widerspruch zu einer verantwortungsvollen Außenpolitik. Rechtsstaatliche Grundsätze dürfen von der Bundesregierung nicht einfach missachtet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1595: Seehofers Frontalangriff auf EU-Bürgerrechte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2018

Seehofers Frontalangriff auf EU-Bürgerrechte



"Während man die Forderungen des Bundesinnenministers Seehofer nach unbefristeten Grenzkontrollen als rechtswidrigen Unfug im Rahmen des bayrischen Wahlkampfgetöses abtun kann, stellt die Unterstützung dieser Forderungen durch die Bundeskanzlerin ein echtes Armutszeugnis dar. Die Union muss sich entscheiden, was sie will: In der Bundestagsdebatte um einen AfD-Antrag zu umfassenden Grenzkontrollen bezeichnete sie erst am vorigen Freitag die Freizügigkeit als eine der größten Errungenschaften der Europäischen Union. Nicht einmal drei Tage später will Bundesinnenminister Seehofer das Schengen-Abkommen unbefristet aussetzen und die Kanzlerin unterstützt ihn dabei. Da fragt man sich schon, ob die AfD oder die Union den Innenminister stellt", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Ulla Jelpke, die jüngsten Äußerungen des Bundesinnenministers und der Bundeskanzlerin zur Freizügigkeit in der EU. Die Abgeordnete weiter:

"Was Seehofer und Merkel da fordern, ist schlicht und ergreifend illegal. In der EU sind Binnengrenzkontrollen aus gutem Grund weitestgehend untersagt. Sie dürfen höchstens vorübergehend eingeführt werden, auf Dauer sind sie unzulässig. Offenbar übernimmt die Bundeskanzlerin hier die verdrehte Rechtsauffassung ihres Innenministers. Sie rückt damit in die Nähe der Möchtegern-Mauerbauer von der AfD. Erneut wird deutlich, wie sich Union und AfD die Bälle zuspielen, wenn es um die Demontage von Bürgerrechten oder die Beseitigung der letzten Reste von Humanismus im Asylsystem geht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. März 2018
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GESUNDHEIT/1001: Weg mit den Fallpauschalen in der Krankenhausfinanzierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2018

Weg mit den Fallpauschalen in der Krankenhausfinanzierung



"Bedarfsgerechte und zukunftssichere Krankenhäuser wird es nur geben, wenn wir uns vom Finanzierungssystem der Fallpauschalen verabschieden", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den heute erscheinenden Krankenhaus-Report des AOK-Bundesverbands. Weinberg weiter:

"Die Krankenhäuser leiden an der Kommerzialisierung durch die Fallpauschalen und an der Unterfinanzierung der Investitionskosten durch die Bundesländer. Der doppelt erzeugte Kostendruck schadet der Gesundheit aller Beteiligten. Der irrwitzige neoliberale Glaube, dass eine gute Gesundheitsversorgung durch wirtschaftlichen Wettbewerb hergestellt werden könnte, führt unter anderem dazu, dass Stationen und ganze Krankenhäuser geschlossen werden, wenn sie sich wirtschaftlich nicht lohnen, obwohl sie für die Versorgung notwendig sind. Man muss sich nur das Stationssterben in der Geburtshilfe ansehen.

Auch der gesundheitsgefährdende Personalmangel ist ein Ergebnis dieses Kostendrucks. Deswegen ist es erfreulich, dass im Koalitionsvertrag der Einstieg in den Ausstieg aus dem Irrsinn der Fallpauschalen in Aussicht gestellt wird: Die Ankündigung, die Personalkosten für Pflegekräfte aus den Fallpauschalen herauszunehmen und sie nicht mehr pauschal, sondern krankenhausindividuell zu vergüten, ist ein richtiger Schritt und muss auf alle Berufsgruppen im Krankenhaus ausgeweitet werden. Und vor allem muss diese Ankündigung nun nicht nur rasch, sondern vor allem konsequent umgesetzt werden.

Wenn wir diese Probleme an der Wurzel anpacken und unsere Krankenhausversorgung für die Zukunft aufstellen wollen, müssen wir die Krankenhäuser vom Joch des Wettbewerbs befreien und eine bedarfsgerechte, am Gemeinwohl orientierte Finanzierung entwickeln - dringend."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. März 2018

Deutscher Bundestag
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INNEN/4915: LINKE Brandenburg wählt neue Doppelspitze


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. März 2018

LINKE Brandenburg wählt neue Doppelspitze



DIE LINKE Brandenburg hat bei ihrem Landesparteitag in Potsdam einen neuen Landesvorstand gewählt. Dazu die Vorsitzenden der Partei Katja Kipping und Bernd Riexinger erklären:

"DIE LINKE wird weiblicher - mit der Wahl der neuen Doppelspitze der LINKEN Brandenburg wird das einmal mehr deutlich.

Wir gratulieren Anja Mayer und Diana Golze herzlich und wünschen ihnen viel Erfolg für eine wirkungsvolle LINKE und sozialen Fortschritt in Brandenburg!

Wir bedanken uns bei dem scheidenden Landesvorsitzenden Christian Görke für die gute Zusammenarbeit und wünschen dem neu gewählten Landesvorstand viel Erfolg und Spaß bei der Arbeit."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. März 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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BUNDESTAG/7019: Heute im Bundestag Nr. 167 - 19.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 167

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. März 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Brandschutz in Hochhäusern

2. Strategie zur biologischen Vielfalt

3. Ostseetransporte von radioaktiven Stoffen

4. Gesetz zum Fluglärmschutz

5. Atommüll-Export aus Jülich

6. Biodiversität in und an Flüssen



1. Brandschutz in Hochhäusern

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Eine Harmonisierung bauordnungsrechtlicher
Regelwerke der Länder wäre aus Sicht der Bundesregierung
begrüßenswert. Dies geht aus einer Antwort (19/942) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/736) hervor. In der Antwort weist
die Bundesregierung in diesem Kontext - wie auch in Bezug auf
zahlreiche andere Frage der Linken - aber auf die alleinige
Zuständigkeit der Länder in diesem Rechtsbereich hin.

 * 

2. Strategie zur biologischen Vielfalt

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Der Zustand der Biodiversität ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1061). Die Fraktion
will von der Bundesregierung wissen, ob das für 2020 formulierte Ziel,
den Rückgang wildlebender Arten aufzuhalten, erreicht werden kann.
Außerdem interessieren sich die Abgeordneten dafür, ob die weiteren in
der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt festgesetzten Ziele
eingehalten werden können.

 * 

3. Ostseetransporte von radioaktiven Stoffen

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/1091) nach den Transporten von radioaktiven
Brennstoffen über die Ostsee. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele solcher Transporte
seit 2011 stattgefunden haben und wie hoch die Anzahl der
Atomtransporte auf Passagierschiffen war. Zudem fragen die
Abgeordneten nach den Stoffen, die auf diesem Weg verschifft wurden.

 * 

4. Gesetz zum Fluglärmschutz

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/FB) Für die bisherige Bilanz des 2007 in Kraft getretenen
Gesetzes zum Schutz vor Fluglärm interessiert sich die Fraktion Die
Linken in einer Kleinen Anfrage (19/1121). Die Fraktion will unter
anderem von der Bundesregierung wissen, welche Flughäfen seitdem den
Bereich um den Flughafen, in dem zum Beispiel keine Krankenhäuser oder
Schulen stehen dürfen, festlegen oder ausweiten mussten. Außerdem
fragen die Abgeordneten nach den prognostizierten und tatsächlichen
Kosten für die Umsetzung des Gesetzes.

 * 

5. Atommüll-Export aus Jülich

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) In einer Kleinen Anfrage (19/1124) erkundigt sich die
Fraktion Die Linke nach dem möglichen Export radioaktiven Atommülls in
die USA. Die Fraktion fragt die Bundesregierung nach den Gründen für
die Entscheidung, die insgesamt 455 Castor-Behälter, die zurzeit in
deutschen Zwischenlagern untergebracht sind, in die USA zu
exportieren. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, welche
Vereinbarungen bereits zwischen dem Zwischenlager Jülich und dem
möglichen Empfänger in den USA geschlossen wurden.

 * 

6. Biodiversität in und an Flüssen

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Nach dem Zustand der Biodiversität an und in
Gewässern erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1128). Die Fraktion will von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie sich der ökologische Zustand und die Anzahl
der Tierarten in Gewässern in den vergangenen Jahren entwickelt haben.
Außerdem interessieren sich die Grünen für die Belastung von Flüssen
und Bächen durch Mikroverunreinigung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7018: Heute im Bundestag Nr. 166 - 19.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 166

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. März 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Kontakte von Anis Amri zum IS

2. Zugang zu elektronischen Beweismitteln

3. Entschädigung nicht jüdischer NS-Opfer

4. Ermittlung von Kriegsverbrechen

5. Polizeieinsätze beim Fußball



1. Kontakte von Anis Amri zum IS

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Kenntnisse der Ermittlungsbehörden über Kontakte
von Anis Amri zum sogenannten Islamischen Staat (IS)" geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1185). Wie die Fraktion
darin ausführt, war der spätere Attentäter des Anschlags auf den
Berliner Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016 nach
den Angaben in der Chronologie "Behördenhandeln um die Person des
Attentäters vom Breitscheidplatz Anis Amri" des Bundeskriminalamts
(BKA) am 18. Februar 2016 in Berlin kurzzeitig festgenommen worden.
Dabei seien unter anderem zwei Handys beschlagnahmt worden, die später
ausgewertet worden seien. Wissen möchten die Abgeordneten von der
Bundesregierung unter anderem, wie viele Personen aus dem
Kontaktspeicher und aus den Chatverläufen und Daten der
beschlagnahmten Handys den Bundesbehörden als IS-Kämpfer bekannt sind.

 * 

2. Zugang zu elektronischen Beweismitteln

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, nach welcher
Maßgabe aus Sicht der Bundesregierung europäische und damit auch
deutsche Internetdienstleister verpflichtet werden können sollten,
"Daten direkt an andere europäische Strafverfolgungsbehörden
herauszugeben". Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/1186) zum "grenzüberschreitenden Zugang zu elektronischen
Beweismitteln" unter anderem danach, inwiefern dies zukünftig auch
ohne richterliche Anordnungen möglich sein sollte.

 * 

3. Entschädigung nicht jüdischer NS-Opfer

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entschädigungsleistungen für verfolgte nicht
jüdische NS-Opfer" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/1187). Darin erkundigt sie sich unter anderem
danach, wie viele Anträge auf Leistungen von nicht jüdischen 
NS-Verfolgten seit 2010 gestellt und wie viele von diesen positiv
beschieden beziehungsweise abgelehnt wurden.

 * 

4. Ermittlung von Kriegsverbrechen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach einem Referat beim Bundeskriminalamt (BKA) für
Ermittlungen zu Kriegsverbrechen erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/1188). Wie die Fraktion darin schreibt,
plant das BKA einem Presseartikel zufolge, ein Referat für
Ermittlungen zu Kriegsverbrechen und Völkermord einzurichten. Wissen
möchten die Abgeordneten unter anderem, wie viele Angestellte und
Beamte "das geplante Referat für Ermittlungen zu Kriegsverbrechen und
Völkermord" nach Kenntnis der Bundesregierung umfassen soll.

 * 

5. Polizeieinsätze beim Fußball

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "Polizeieinsätzen beim Fußball" beschäftigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1215).
Darin erkundigt sie sich unter anderem danach, welche Kosten "dem Bund
durch Polizeieinsätze der Bundespolizei und der Bereitschaftspolizeien
beim Fußball in den letzten zehn abgeschlossenen Saisons in der
Bundesliga, der 2. Bundesliga und der 3. Liga sowie bei Spielen der
Fußballnationalmannschaften und bei Spielen des DFB-Pokals" entstanden
sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7017: Heute im Bundestag Nr. 165 - 19.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 165

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. März 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Grüne fordern LKW-Abbiegeassistenten

2. Illegale Abschalteinrichtungen

3. Regierung verurteilt Abgasversuche

4. Verfolgung von Peilsendern

5. Gutachten im Auftrag von Bundesbehörden

6. Einsatz von Beamten in der Privatwirtschaft



1. Grüne fordern LKW-Abbiegeassistenten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
Maßnahmen, um den Fuß- und Radverkehr sicherer zu machen. In einem
Antrag (19/1202) verlangen die Abgeordneten von der Bundesregierung,
auf EU-Ebene darauf hinzuwirken, dass die Sichtfelderweiterung für
Fahrerkabinen von LKW sowie Abbiegeassistenzsysteme verpflichtend
eingeführt werden. Eine nationale Regelung mit demselben Zweck - einer
Ausrüstung mit bodentiefen Fenstern und Abbiegeassistenten - sei
umgehend umzusetzen, bis eine EU-Regelung zum Tragen kommt, heißt es
in der Vorlage weiter. Außerdem wird die Bundesregierung aufgefordert
sicherzustellen, dass insbesondere auch die Bestandsfahrzeuge "in
kürzest möglicher Übergangsfrist mit Abbiegeassistenten nachgerüstet
werden". Abseits dieser konkreten Forderungen soll die Regierung nach
den Vorstellungen der Grünen prüfen, "welche weiteren
fahrzeugtechnischen Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit
ergriffen werden können, um die Sicherheit von Menschen zu Fuß und auf
dem Fahrrad im Zusammenhang mit Unfällen durch LKW im Stadtverkehr
deutlich zu erhöhen".

Die Umgestaltung der Fahrerkabinen von LKW und Nutzfahrzeugen ab 3,5
Tonnen sowie der Einbau von Abbiegeassistenzsystemen seien einfache
und kostengünstige Mittel, um Abbiegeunfälle mit LKW zu verhindern
oder zumindest drastisch zu reduzieren, schreiben die Grünen zur
Begründung ihrer Initiative. Die Gefahr, die für Fußgänger und
Fahrradfahrer bestehe, wenn LKW-Fahrer sie beim Abbiegen im toten
Winkel nicht sehen, sei seit Jahrzehnten bekannt. Technologien für
Abbiegeassistenzsysteme seien spätestens seitdem der
Maschinenbaukonzern MAN im Jahr 2009 für seine Entwicklung eines
Abbiegeassistenten vom Allgemeinen Deutschen Automobil-Club (ADAC)
ausgezeichnet wurde, marktreif. Eine serienmäßige Nutzung dieser oder
ähnlicher Technologien sei bis heute dennoch nicht erfolgt, wird
kritisiert.

Daher, so die Grünen, müsse eine EU-weite Einführung neuer
Vorschriften für Fahrerkabinen und verpflichtender
Abbiegeassistenzsysteme für LKW und Nutzfahrzeuge ab 3,5 Tonnen durch
eine Erweiterung der EU-Typengenehmigungsverordnung "mit hoher
Priorität verfolgt werden". Bereits im April 2017 habe die
Verkehrsministerkonferenz der Länder die Bundesregierung aufgefordert,
ihre Bemühungen, Abbiegeassistenzsysteme für LKW der Fahrzeugklassen
N2 und N3 - also ab einem Gesamtgewicht von 3,5 Tonnen - bei
Neufahrzeugen EU-weit verpflichtend vorzuschreiben, zu verstärken.

Die bisherigen Anstrengungen der Bundesregierung, im Rahmen der
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen (UNECE)
gemeinsam mit Vertretern der Automobilindustrie über die genannten
Systeme zu diskutieren, reichen aus Sicht der Grünen "bei Weitem nicht
aus". Im Koalitionsvertragsentwurf hätten sich CDU, CSU und SPD nun
auf die Formulierung geeinigt: "Wir werden Fahrerassistenzsysteme wie
nicht abschaltbare Notbremssysteme oder Abbiegeassistenten für Lkw und
Busse verbindlich vorschreiben und eine Nachrüstpflicht für 
LKW-Abstandswarnsysteme prüfen." Diese Ankündigungen dürften keine 
leeren Versprechen bleiben und nicht weiter auf sich warten lassen, 
betonen die Abgeordneten. Bis es zu einer gemeinsamen europäischen 
Regelung komme, müsse die Bundesregierung auf Bundesebene "noch in 
diesem Jahr handeln und Fahrerkabinen mit verbesserter Sicht sowie
Abbiegeassistenzsysteme für LKW als neuen Standard implementieren",
heißt es in dem Antrag.

 * 

2. Illegale Abschalteinrichtungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um illegale Abschalteinrichtungen in der
Abgasreinigung bei den Pkw-Modellen VW Touareg und Audi 3.0 l Euro 6
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/1149) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/698). Laut den Angaben der
Regierung wurde seitens der Volkswagen AG zur Emissionsstrategie des
VW Touareg eine Erklärung abgegeben, wonach keine illegalen
Abschalteinrichtungen eingesetzt wurden. Das Kraftfahrt-Bundesamt
(KBA) habe diese Abschalteinrichtungen dann "im Rahmen eigener
Untersuchungen ermittelt". Die Frage der Linksfraktion, wie sich die
Volkswagen AG gegenüber dem KBA dazu erklärt hat, dass die
Abschalteinrichtung nicht angegeben worden ist, wird von der Regierung
nicht beantwortet.

Auf die Frage, ob Audi ebenfalls eine Erklärung abgegeben hat, dass
bei den Fahrzeugen 3.0 l Euro 6 A4, A5, A6, A7, A8, Q5, SQ5 und Q7
keine illegalen Abschalteinrichtung eingesetzt wurden, schreibt die
Bundesregierung: "Mehrere Staatsanwaltschaften befassen sich mit dem
Gesamtsachverhalt. Sie wurden und werden vom KBA informiert." Auch in
Falle des Audi seien die illegalen Abschalteinrichtungen vom KBA im
Rahmen eigener Untersuchungen ermittelt worden, heißt es weiter. Auch
hier bleibt die Frage, wie sich der Hersteller gegenüber dem KBA dazu
erklärt hat, dass die Abschalteinrichtung nicht angegeben worden ist,
unbeantwortet.

 * 

3. Regierung verurteilt Abgasversuche

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat in Person von 
Verkehrs-Staatssekretär Michael Odenwald während einer Sondersitzung 
der Untersuchungskommission Volkswagen Ende Januar gegenüber 
Vertretern der Automobilhersteller VW, Daimler und BMW die Vorgänge 
um die Abgasversuche an Menschen und Affen "scharf verurteilt". Das 
geht aus der Antwort (19/1150) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (19/743) hervor. Die Vertreter der Hersteller 
hätten daraufhin erklärt, dass sie die Vorgänge derzeit intern 
aufklären und prüfen würden, ob es ähnliche Vereine wie die 2007 von 
VW, Daimler, BMW und Bosch gegründete "Europäische 
Forschungsvereinigung für Umwelt und Gesundheit im Transportsektor" 
(EUGT) gebe, die die Versuche finanziert habe. Laut der Antwort haben 
die Hersteller zugesagt, eigene Forschungen an Lebewesen zukünftig 
auszuschließen und sich direkt oder indirekt künftig nur an Studien 
zu beteiligen, bei denen die Einhaltung geltenden deutschen Rechts 
und deutscher Ethikgrundsätze gewährleistet seien.

 * 

4. Verfolgung von Peilsendern

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das Projekt "European Tracking Solution" (ETS)
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/1156) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/903). Wie die Fraktion darin
ausführte, sucht Europol mit diesem Projekt eine "Lösung für die
grenzüberschreitende Verfolgung von Peilsendern". Damit könnten
Peilsender der beteiligten Behörden grenzüberschreitend verfolgt
werden. Betreffen würde dies den Abgeordneten zufolge beispielsweise
mit Ortungswanzen ausgestattete Fahrzeuge oder sogenannte
kontrollierte Lieferungen, die Zollbehörden zur Nachverfolgung von
Schmuggelrouten einsetzen.

Laut Bundesregierung kann die Einrichtung von ETS "durch
Vereinheitlichung des technischen Übertragungsweges von Ortungsdaten
zu einer Vereinfachung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei
der Kriminalitätsbekämpfung führen". Der Service, den Europol mit ETS
biete, sei für alle deutschen Strafverfolgungsbehörden, die mit
grenzüberschreitenden Einsatzlagen zu rechnen haben, nutzbar. Dazu
zählten nach ihrer derzeitigen Einschätzung zumindest das
Bundeskriminalamt, die Bundespolizei, der Zoll und alle
Landeskriminalämter sowie gegebenenfalls darüber hinaus auch weitere
zuständige Polizeidienststellen, schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort weiter. In erster Linie würden hiervon die Dienststellen
betroffen sein, die bereits mit Ortungstechnik arbeiten.

 * 

5. Gutachten im Auftrag von Bundesbehörden

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Von den Obersten Bundesbehörden und denen
nachgeordneten Behörden in Auftrag gegebene Studien und Gutachten"
sind Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/1191). Darin
erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach, wie sich die Anzahl
solcher Studien und Gutachten insgesamt seit dem Jahr 2000 entwickelt
hat.

 * 

6. Einsatz von Beamten in der Privatwirtschaft

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Einsatz von Beamtinnen und Beamten aus
Bundesministerien, Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden in der
Privatwirtschaft" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/1203). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter
anderem danach, wie viele Beamte aus Bundesministerien,
Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden seit Anfang 2004 einen Einsatz
beziehungsweise eine Tätigkeit in der Privatwirtschaft im Rahmen einer
Zuweisung aufgenommen haben.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/982: Evaluierung des Landestariftreuegesetzes in diesem Jahr (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 32/2018

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau im Fraunhofer-Campus

Staatssekretärin im Wirtschaftsausschuss: Evaluierung Landestariftreuegesetz
in diesem Jahr



Stuttgart - Für das Tariftreue- und Mindestlohngesetz
Baden-Württemberg (LTMG) sollen in diesem Jahr die Ergebnisse der
Evaluierung vorgelegt werden. Dies habe die Staatssekretärin Katrin
Schütz in der auswärtigen Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 14.
März 2018 angekündigt, berichtete der Ausschussvorsitzende Dr. Erik
Schweickert (FDP/DVP). "Dem Tariftreue- und Mindestlohngesetz werden
teilweise massive bürokratische Belastungen der hiesigen Unternehmen
zugeschrieben", so Schweickert. "Der Wirtschaftsausschuss begrüßt
daher, dass die Landesregierung nun zeitnah die Auswirkungen des
Gesetzes bewerten will."

Staatssekretärin Schütz habe in der Antwort eines Antrags zur
Evaluierung des Tariftreu- und Mindestlohngesetzes angekündigt, dass
die Vergabe eines externen Evaluationsauftrags im April dieses Jahrs
geschehen soll und mit einem Evaluationsergebnis zum Jahresende 2018
zu rechnen sei. Die externe Vergabe sei der Erkenntnis geschuldet,
dass das Knowhow des Ministeriums dafür nicht ausreiche. Aus den
Reihen der Oppositionsfraktionen gab es mehrere kritische Stimmen, die
Evaluierung beginne damit zu spät. Das Gesetz selbst gebe nämlich in
Paragraf 11 LTMG vor, dass die Evaluation nach einer vierjährigen
Erfahrungsphase zu geschehen habe und damit Mitte des vergangenen
Jahres hätte beginnen können bzw. sollen. Vor dem Hintergrund des von
der Landesregierung eigentlich schon in ihrem Koalitionsvertrag
identifizierten bürokratischen Aufwands für die Wirtschaft wurde dies
teilweise als deutlich zu lang bewertet.

Passend zu Initiativen, die sich mit der Zukunft der Arbeit befassen,
tagte der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau wie auch
der Wissenschaftsausschuss in den Räumen des Fraunhofer-Instituts
Stuttgart-Vaihingen (IZS). Nach einem über zweistündigen Rundgang
durch verschiedene Institute brachten der Technologiebeauftragte des
Landes Baden-Württemberg, Prof. Dr.-Ing. Prof. e. h. Wilhelm Bauer,
sowie weitere Institutsleiter der Fraunhofer-Gesellschaft den
Landtagsabgeordneten mehrere Forschungsschwerpunkte näher, die mit vom
Landtag Baden-Württemberg bereitgestellten Mitteln mitfinanziert
werden.

So wird dort derzeit beispielsweise das Projekt Popup Labor BW - ein
Teilprojekt der "Innovationswerkstatt Baden-Württemberg" - zur
Unterstützung der Innovationstätigkeit Kleiner und Mittlerer
Unternehmen (KMU) umgesetzt. Das Wirtschaftsministerium habe die
Anfrage der FDP/DVP-Fraktion positiv beantwortet, die Popup Labore
bewusst mit Beratern und Coaches, aber auch Akteuren wie Kammern oder
Fördereinrichtungen aus der jeweiligen Region zu vernetzen, so der
Vorsitzende Schweickert. "Übergreifend wurde es als sinnvoll erachtet,
nach den beiden ersten Popup Laboren in Schwäbisch Gmünd und in der
Ortenau eine detaillierte Evaluierung und die Entwicklung eines auf
Dauer angelegten Modell-Labors vorzunehmen." Der Ausschuss habe das
Format der Popup Labore als geeignetes Format niederschwelligen
Technologietransfers für die KMU in Baden-Württemberg gelobt.

Des Weiteren haben die Ausschussmitglieder einen Antrag zur
Flexibilisierung der Arbeitszeit sowie zur effizienten Verwendung von
Geldern für Integrationsprogramme beraten.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3123: Eine Brücke macht längst noch keinen Zugverkehr (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. März 2018

Eine Brücke macht längst noch keinen Zugverkehr



Anlässlich der Debatte über die Verkehrsprobleme auf der Insel Usedom erklärt der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:  "Immer wieder wird der Ruf nach einer Wiederbelegung der Bahnverbindung über die Karniner Brücke laut. Aber ich sage ganz deutlich: Die Linke betreibt Augenwischerei, wenn sie den Leuten einredet, es reiche aus, für eine Million Euro eine Vorentwurfsplanung in Auftrag zu geben. Selbst wenn anschließend der Bund - wozu es keine Neigung gibt - rund 100 Millionen Euro in den Bau und die Gleisanbindung investiert, fährt noch lange kein einziger Zug. Es gibt nämlich keinen Betreiber, der dort auf eigene Kosten eine Verbindung anbieten wird. Bezahlen müsste das Land - Jahr für Jahr. Doch selbst das würde nur funktionieren, wenn auch Berlin und Brandenburg Verkehre bestellen und aus ihren knappen Regionalisierungsmitteln bezahlen. Denn der Zug über die Karniner Brücke taucht ja nicht aus dem Nichts auf, der muss ja irgendwoher kommen. Daher ist die Debatte über die Brücke nichts, was zur Lösung der Verkehrsprobleme auf der Insel beiträgt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3122: Ergänzungen zum öffentlichen Nahverkehr entwickeln und vernetzen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. März 2018

Ergänzungen zum öffentlichen Nahverkehr entwickeln und vernetzen



Die SPD Landtagsfraktion regt an, Mobilitätsalternativen in ländlichen Räumen zu schaffen.

Dazu erklärt der verkehrspolitische Sprecher Jochen Schulte: "Es geht darum, den öffentlichen Nahverkehr zu ergänzen, nicht darum ihn einzuschränken oder gar abzuschaffen. Aber dort wo es außer Schülerverkehren kaum regelmäßige öffentliche Mobilitätsangebote gibt, könnten private Transportkapazitäten in Form nachbarschaftlicher Hilfe im Nahbereich eine Lösung sein. Auch Dienstfahrzeuge, zum Beispiel von Pflegediensten, könnten in ein solches System integriert und internetgestützt vernetzt werden. Um das sinnvoll zu tun, muss geklärt werden, wo es solche Angebote bereits gibt, welche Probleme - zum Beispiel beim Versicherungsschutz - geklärt werden müssen. Dort wo es solche Angebote nicht gibt, muss geprüft werden, wie man Menschen motiviert sie vielleicht doch anzubieten. Wir erwarten dazu in einem Jahr einen Bericht der Landesregierung, von dem wir dann weitere Schritte ableiten werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4754: Parlamentarismus braucht starke Opposition (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.03.2018

Parlamentarismus braucht starke Opposition - Schweitzer gratuliert
Baldauf



Anlässlich der Wahl von Christian Baldauf zum Fraktionsvorsitzenden
der CDU-Landtagsfraktion erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende
Alexander Schweitzer: "Recht herzlich gratuliere ich ihm zu seiner
Wahl. Als SPD-Fraktion sind wir gespannt, welche Akzente und
Themenschwerpunkte er in den kommenden Jahren setzen möchte. Dass er
das Amt eines Fraktionsvorsitzenden aus seiner Zeit von 2006 bis 2011
bereits kennt, ist sicherlich kein Nachteil. Als überzeugte
Demokratinnen und Demokraten sind wir der Auffassung, dass eine starke
Opposition dem Parlamentarismus gut tut: Regierungs- und
Oppositionsfraktionen treten auf offener Bühne in den Wettstreit um
politische Ideen und Vorschläge. Je höher das Debattenniveau ist,
desto besser ist das für die Akzeptanz des rheinland-pfälzischen
Landtags. Es ist gut, wenn die CDU-Fraktion in den kommenden Jahren
unter Christian Baldauf ihren Beitrag für einen Interesse weckenden
Parlamentarismus liefert."

Schweitzer betont: "In den vergangenen Monaten haben die
demokratischen Fraktionen von SPD, CDU, FDP und Bündnis 90 / Die
Grünen mehrfach klare Kante gegen die AfD gezeigt. Wie inhaltsarm,
populistisch und zum Teil rechtsextrem die AfD-Fraktion agiert und
agitiert, wurde so im Parlament aufgedeckt. Wir hoffen, dass es auch
mit der CDU-Fraktion unter Christian Baldauf diesen demokratischen
Schulterschluss geben wird. Für uns als SPD-Fraktion steht fest: Es
sollte punktuell immer wieder die Zusammenarbeit mit der CDU als
größten Oppositionsfraktion geben. Ich freue mich, wenn dies mit
Christian Baldauf ebenso gelingt, wie es mit Julia Klöckner gelungen
ist. Als neue Bundeslandwirtschaftsministerin wünsche ich ihr alles
Gute."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. März 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/4753: Lohnunterschiede entschieden beseitigen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.03.2018

Lohnunterschiede entschieden beseitigen



Zum diesjährigen Equal Pay Day am 18. März erklärt die
frauenpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Jaqueline
Rauschkolb: "Frauen sehen sich nach wie vor mit
geschlechtsspezifischen Unterschieden bei der Bezahlung konfrontiert
und das ist ungerecht. In Rheinland-Pfalz betrug das unbereinigte
Lohngefälle, der "Gender Pay Gap", auch im Jahr 2017 im Durchschnitt
20 Prozent. Deutschlandweit verdienen Frauen rund 21 Prozent weniger
als Männer. Dieser Wert bleibt seit vielen Jahren unverändert hoch.
Selbst bei einer gleichen Qualifikation liegt der Entgeltunterschied
immer noch bei 6 Prozent. Eine Benachteiligung von Frauen am
Arbeitsmarkt liegt auf der Hand und das müssen wir noch aktiver
angehen."

Rauschkolb erklärt weiter: "Nur, wenn verschiedene Maßnahmen stringent
ineinander greifen, kann die Entgeltlücke verringert werden. Ein
wichtiger Schritt in dieser Hinsicht ist in dem aktuell
unterzeichneten Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung das
Rückkehrrecht aus Teilzeit in die vorherige Arbeitszeit. Dies
erleichtert es Eltern, ihre Arbeitszeit vorübergehend zu reduzieren,
um sich um die Familie zu kümmern. Da in den meisten Fällen Frauen
häusliche Sorge- oder Pflegearbeit leisten, ist dieser von der SPD
durchgesetzte Punkt absolut notwendig, um es Frauen zu ermöglichen,
ihre beruflichen Pläne voll zu verwirklichen und sie so auf dem ersten
Arbeitsmarkt zu halten. Wir werden das genau im Auge behalten, dass
das Rückkehrecht wie auch andere Maßnahmen gesetzlich verankert
werden."

Der Arbeitskreis Gleichstellung und Frauenförderung der
SPD-Landtagsfraktion wird vor diesem Hintergrund am kommenden Dienstag
die in Rheinland-Pfalz eingerichtete Kompetenzstelle für freiwillige
Lohntests in Mainz besuchen, um sich über ihre Arbeit zu informieren.
Um Lohnunterschiede abzubauen, bietet die Kompetenzstelle kleinen und
mittleren Unternehmen in Rheinland-Pfalz ihre Unterstützung an. Ziel
ist, die Unternehmen für das Thema diskriminierungsfreie Vergütung zu
sensibilisieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. März 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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LATEINAMERIKA/1764: Nur Mut! - Das Erfolgsprojekt Uruguay braucht einen neuen Aufbruch (FES)


Friedrich-Ebert-Stiftung

Perspektive | FES Uruguay

Nur Mut!

Das Erfolgsprojekt Uruguay braucht einen neuen Aufbruch

von Sebastian Sperling

März 2018



• Nach 13 Jahren Frente Amplio-Regierung ist Uruguay heute die
konsolidierteste Demokratie sowie die wohlhabendste und gerechteste
Volkswirtschaft Lateinamerikas.

• Dennoch: Auch eine der letzten verbliebenen
Mitte-links-Regierungen des progressiven Jahrzehnts in Lateinamerika
sei reif für die Ablösung, so der Tenor einer neuen Protestbewegung in
Uruguay. Diese kultiviert die Mischung aus neoliberalem,
antipolitischem und rechtspopulistischem Diskurs, der zuletzt in allen
Nachbarländern erfolgreich war.

• Die Frente Amplio hat zwar weiter gute Voraussetzungen, dem
regionalen Trend zu trotzen, doch allein mit Verweis auf die großen
Erfolge von gestern wird sie nicht aus der Defensive kommen. In ihrer
eigenen Basis wächst die Unzufriedenheit darüber, dass eine mutige
Definition für die nächste Etappe fehlt.

• Die Zukunft des progressiven Projekts entscheidet sich nicht
erst bei den Wahlen im Oktober 2019, sondern bereits in diesem Jahr
bei den anstehenden Lohn- und Haushaltsverhandlungen sowie den Partei-
und Gewerkschaftskongressen. Sie bergen großes Potenzial, die gärenden
Konflikte im linken politischen Spektrum zu vertiefen - doch ebenso
die Chance für einen neuen Aufbruch.

 * 

Einer Gruppe von Agrarunternehmer_innen (»Autoconvocados«)
gelingt seit Januar 2018, woran die Opposition in Uruguay bislang
gescheitert war: Sie kanalisiert Unzufriedenheit, bringt diese auf die
Straße, bündelt sie in sozialen Netzwerken unter dem Banner »Un
solo Uruguay« und dominiert die Titelseiten der Zeitungen. Der
Verband privater Medienunternehmer_innen (Andebu) unterstützte ihren
Demonstrationsaufruf und gibt mit dieser umstrittenen Parteinahme
bereits einen Vorgeschmack auf den medialen Gegenwind, der einer der
letzten verbliebenen Mitte-links-Regierungen des Kontinents im
Wahlkampf blühen wird.

Ihre legitimen Forderungen - unter anderem Staatsverschuldung abbauen,
Benzin- und Stromkosten senken - mischen sich in den sozialen Netzen
mit rechtspopulistischer Empörung, fremdenfeindlichen Tönen und zum
Teil schrillen Vorwürfen: Uruguay drohe die »Venezuelanisierung«, der
Gewerkschaftsdachverband PIT-CNT sei das »ISIS Uruguays«, die
»korrupte Regierung« bediene mit ihrer »Genderideologie« einige
»Minderheiten« und führe das Land in den »Staatsbankrott«. Die
diffuse, heterogene Bewegung stellt sich gegen das Establishment und
vereinnahmt die Nationalfahne als ihr Symbol. Sie kultiviert die schon
in den Nachbarländern erfolgreiche Erzählung vom maroden System, vom
ineffizienten Staat und von der korrupten Linken. Und sie bringt
altbekannte neoliberale und vermeintlich alternativlose Antworten
zurück: Staat verschlanken, Lohnkosten drücken, Steuern senken.

Infolgedessen überrascht es nicht, dass die Regierung mit ihrem
Ad-hoc-Maßnahmenpaket aus Garantiefonds, Subventionen und
Steuererleichterungen für den Agrarsektor die angestoßene
Empörungswelle kaum besänftigen konnte. Denn im Kern geht es um etwas
anderes: das Ende des progressiven Zyklus - nun endlich auch in
Uruguay.


Gute Voraussetzungen, dem Trend zu trotzen

So schnell und unwillkürlich wird sich Uruguay dem regionalen Trend
jedoch nicht fügen. Das aktuelle Szenario unterscheidet sich erheblich
von anderen Ländern der Region, in denen linke Regierungen zuletzt
abgewählt oder weggeputscht wurden - oder noch schlimmer, zu
autoritären Regimen mutierten. Zum einen regiert die Frente Amplio
(FA) bis zu den Wahlen Ende 2019 noch mit absoluter Mehrheit, zum
anderen ist die politische Rechte in Uruguay bislang noch so gespalten
wie anderswo die Linke.

Mit Edgardo Novick hat auch Uruguay einen kampagnenfähigen Unternehmer
mit Anti-Establishment-Diskurs. Seine neu gegründete »Partei der
Leute« (»El partido de la gente«) dümpelt jedoch in Umfragen im
einstelligen Bereich, genau wie die ehemals stolze und vom rechten
Flügel gekaperte Colorado-Partei. Die neu gegründete rechtsradikale
Partei Segunda República Oriental ist bislang noch bedeutungslos. Der
einzige ernstzunehmende Herausforderer ist die Partido Nacional, die
in Umfragen mit der FA gleichauf liegt.

Die traditionelle Landpartei versucht zwar, die jüngsten Proteste für
sich zu nutzen, ist aber vor allem mit internen Machtkämpfen
beschäftigt und programmatisch ausgedörrt, was selbst einige ihrer
Abgeordneten beklagen. Als Ergebnis ihrer derzeitigen Selbstfindung
wird sie vermutlich weiter nach rechts rücken, ermutigt von den
Protesten, dem regionalen Trend und dem zunehmenden Einfluss der
evangelikalen Kirchen. Dies könnte der FA durchaus nutzen, sofern sie
sich nicht auf die Polarisierung einlässt, sondern weiterhin Uruguays
politische Kultur des Ausgleichs sowie die Einheit des Bündnisses
pflegt.

Darüber hinaus steht Uruguay im Kampf gegen Korruption relativ gut da.
Transparency International führt Uruguay als das Land mit der
niedrigsten Korruptionswahrnehmung in Lateinamerika. Zwar versucht die
Rechte, die FA für Korruptionsfälle innerhalb der Region in Sippenhaft
zu nehmen, doch zeigt der Fall des Vizepräsidenten Raúl Sendic, der in
seiner Zeit als Direktor der staatlichen Ölfirma ANCAP die
Firmenkreditkarte für private Zwecke nutzte, dass Fehlverhalten auch
zu Konsequenzen führt. Letztlich stürzte er über ein Urteil der
parteieigenen Ethikkommission. Zudem werden derzeit parteiübergreifend
Fälle von persönlicher Vorteilsnahme aufgedeckt und geahndet, sodass
das Thema Ethik in der Politik und im Management staatlicher
Unternehmen zu Recht hoch auf der Agenda steht. Gleichzeitig hat die
FA bereits wichtige Reformen auf den Weg gebracht, Transparenz
gestärkt und Korruption eingedämmt. Sie hat den Finanzsektor stärker
reguliert, das Bankengeheimnis eingeschränkt und damit Geldwäsche
erschwert, den Zugang zu Informationen ausgeweitet, öffentliche
Werbung stärker reguliert sowie in einem Gesetz zur
Parteienfinanzierung unter anderem Firmenspenden an Parteien
gedeckelt.

Dank der zuvor genannten Reformen befindet sich die uruguayische
Demokratie alles andere als in der Krise, sondern ist die gefestigste
des Subkontinents. Laut Demokratieindex des Economist ist sie
neben Kanada die einzige »vollständige Demokratie« der Amerikas. Die
vom Latinobarómetro gemessene Zufriedenheit mit der Demokratie
sowie die Glaubwürdigkeit von Parteien ist in Uruguay zwar leicht
rückläufig, liegt aber weiterhin höher als in allen anderen
lateinamerikanischen Ländern. Zudem hat kein Land der Region die
Bürgerrechte ähnlich konsequent ausgeweitet: Uruguay steht weltweit
auf Platz sechs des Freedom House Index.

Uruguay ist heute nicht nur demokratischer, sondern auch wesentlich
wohlhabender und gerechter als 2005. Mit Blick auf viele soziale und
wirtschaftliche Indikatoren steht es besser da als jedes andere Land
der Region. In der nachhaltigsten Wachstumsphase seiner Geschichte
sind Investitionen, Exporte und Reallöhne rapide gestiegen sowie Armut
und Ungleichheit deutlich gesunken. Nach der Wachstumsdelle 2015 und
2016 sind die Aussichten wieder hervorragend. Das Wachstum klettert
zurück auf über drei Prozent, während Arbeitslosigkeit (auf 6,9
Prozent) und Inflation (auf 6,5 Prozent) zuletzt wieder sanken und die
laufende Tourismussaison erneut Rekorde bricht. Die Staatsverschuldung
liegt leicht über den eigenen Zielen der Regierung, jedoch bei
gesunden Staatsreserven.

Entscheidend ist, dass die FA in ihren 13 Regierungsjahren Strukturen
und Spielregeln nachhaltig positiv verändert hat. Der Abbau der Armut
geht beispielsweise nicht allein auf Sozialtransfers zurück, sondern
vielmehr auf eine tiefgreifende Arbeitsmarktreform, durch die der
Niedriglohnsektor weitgehend formalisiert und das System der
tripartiten Lohnräte wieder etabliert ist, die Gewerkschaften ihren
Organisationsgrad auf über 40 Prozent vervierfachen konnten und 95
Prozent der formal Beschäftigten unter Kollektivverträge fallen. Eine
neue Rechte wird die Uhren in Uruguay daher nicht so einfach
zurückdrehen können, wie es Macri in Argentinien oder Temer in
Brasilien gelang.


Wo neue Ideen fehlen, sind uralte wieder erfolgreich

Das besorgniserregende für die FA ist weniger die Rückkehr
neoliberaler Ideen, sondern dass sie diesen derzeit keinen
überzeugenden Zukunftsplan entgegensetzen kann. Aus diesem Grund
steigt auch die Unzufriedenheit in den eigenen Reihen. Zwar gefährdet
noch keine Partei von links ernsthaft die politische Einheit des
progressiven Spektrums, dennoch geben 15 Prozent der Bevölkerung an,
nicht oder ungültig wählen zu wollen. Gerade junge Menschen fühlen
sich von der FA nicht mehr politisch vertreten. In der
Gewerkschaftsbewegung gewinnen die Stimmen an Einfluss, die von der
dialogorientierten PIT-CNT-Führung eine härtere Opposition zur
Regierung fordern und nicht länger nur zwischen dem Modell der Rechten
und dem der FA wählen wollen, sondern ein drittes, radikaleres
einfordern. Es ist zu befürchten, dass sich auf dem Kongress des
PIT-CNT im Mai 2018 das Machtverhältnis zu deren Gunsten verschieben
wird.

Die Erklärung für diese Unzufriedenheit liegt nicht allein in den
gestiegenen Erwartungen einer breiteren und mit mehr Rechten
ausgestatteten Mittelschicht. Desillusionierte Frenteamplistas
kritisieren vielmehr, dass die aktuelle Regierung nur die Erfolge der
Vergangenheit verwalten und beschlossene Reformen nur schleppend
umsetzen würde, beispielsweise die Mediengesetzgebung. Schlimmer noch,
einige Maßnahmen würden sogar wieder Rückschritte bedeuten, wie die
jüngste Verschärfung des Jugendstrafrechts. Der FA fehle das
progressive Profil und ein großes Ziel; sie sei nach 13 Jahren in der
Regierung schlicht aufgebraucht und erschöpft.

Die Regierung Vázquez I (2005-2010) stand für die tiefgreifende
Arbeitsmarkt- und Sozialreform, die Regierung Mujica (2010-2015) für
die Ausweitung der Bürgerrechte. Und die Regierung Vázquez II für
»finanzielle Inklusion«, antwortete Wirtschaftsminister Danilo Astori,
und offenbart damit gerade das Problem. An Initiativen, wie zur
Öffnung des Bankensektors für die Ärmsten, fehlt es nämlich nicht. Die
Regierung hat durchaus eine umfangreiche Agenda. Aber diese ist zu
kleinteilig und - so klagen viele - zu wenig progressiv. Dies ist das
Vakuum, in das die alten Rezepte nun erneut vorstoßen können.

Wie schnell die FA in diesem Sinne bereits gewonnenes Terrain
verliert, zeigt sich beispielhaft an der Arbeitsmarktpolitik.
Eigentlich hatte sie in ihrem ersten Regierungsjahrzehnt schon den
Gegenbeweis zum neoliberalen Deregulierungsmantra erbracht. Die
jüngsten Kahlschläge in Brasilien und Argentinien haben aber auch in
Uruguay das Argument wieder salonfähig gemacht, dass man Lohnkosten
für die nationale Wettbewerbsfähigkeit drücken müsse. Mit dem Tritt
auf die Lohn- und Haushaltsbremse in der Mini-Wachstumskrise 2015 und
2016 hatte die FA dieser Ansicht selbst wieder die Tür geöffnet.


Fünf Elemente für den notwendigen Aufbruch

Die Diskurshoheit zurückzugewinnen, ist keinesfalls nur eine Frage von
besserer Kommunikation. Die Beschreibung einer weiteren Etappe wird
mit einer Vertiefung des Bisherigen nicht auskommen. Denn es gibt
einige Indizien dafür, dass Uruguays bisheriges Entwicklungsmodell an
seine Grenzen gelangt ist.

Alarmsignale sind zum Beispiel, dass trotz guter Konjunktur die
Ungleichheit seit 2012 wieder leicht gestiegen ist und die
Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen bei knapp 24 Prozent liegt. Hinter
diesen Indikatoren verbergen sich größere Umwälzungen auf dem
Arbeitsmarkt, die unter anderem auch auf zunehmende Automatisierung
einfacher Tätigkeiten zurückgeht. Laut übereinstimmender Studien
bedroht diese mehr als die Hälfte aller Arbeitsplätze in Uruguay.
Diese globalen Veränderungen verstärken den ohnehin schon großen
Druck, Versäumnisse und blinde Flecken im bisherigen
Entwicklungsmodell zu benennen. Es müsse nicht weniger als eine
»Frente Amplio 3.0« her, inhaltlich wie personell, fordert Augustín
Canzani, der Direktor der FA-nahen Stiftung Fundación Liber Seregni.
Fünf häufig genannte Kritikpunkte am derzeitigen Modell treffen ins
Mark einer progressiven Regierung:

1. Das Modell setzt zu undifferenziert auf internationale
Großinvestoren. Es bestehen berechtigte Zweifel daran, ob zum
Beispiel die Beschäftigungs- und Technologietransfereffekte in den von
der FA ausgeweiteten Freihandels- und Sonderwirtschaftszonen
tatsächlich die Verluste an Steuereinnahmen rechtfertigen würden. Dies
berührt grundsätzlichere Zweifel an einer Steuerpolitik, die statt auf
Kapital-, Unternehmens-, Vermögens- oder Erbschaftssteuern eher auf
hohe Mehrwertsteuer (22 Prozent) setzt und damit die Ungleichheit
vertieft. Und zum anderen an einer Investitionsförderung, die sich
nicht gezielt auf solche Investitionen konzentriert, die mehr
Technologietransfer und größere Wertschöpfung versprechen als
beispielsweise die Verhandlungen mit dem finnischen UPM-Konzern über
die Installation von deren zweiter Zellulose-Fabrik, ein
Prestigeprojekt der Regierung.

Auch dank der Investitionspolitik hat sich der Landbesitz in der
letzten Dekade stark konzentriert und internationalisiert. Was im
Protest der Autoconvocados jedoch unerwähnt bleibt: Landbesitzer_innen
haben ihre Bodenrente seit dem Jahr 2000 versiebenfacht und damit
deutlich mehr vom Agrarboom profitiert als die Produzenten,
Familienbetriebe oder Landarbeiter_innen. Grund genug, die Debatte um
eine Landreform wiederzubeleben, die drei letztgenannten Gruppen und
die genossenschaftlich organisierte Landwirtschaft zu stärken sowie
die Investitionsförderung vor allem auf beschäftigungs- und
wertschöpfungsintensive Zukunftssektoren zu konzentrieren, wie es zum
Beispiel der PIT-CNT fordert.

2. Die natürlichen Ressourcen des Landes werden nicht
ausreichend geschützt. Uruguay ist erfolgreich mit denjenigen
Produkten, die viel Land und Wasser benötigen: Fleisch, Soja und
Zellulose machen fast die Hälfte der Exporte aus. Die mit der
Landkonzentration einhergehenden Monokulturen sowie der
Pestizideinsatz gefährden jedoch genau diese Ressourcen. Die Regierung
hat weder eine umfassende Umweltpolitik noch ein eigenes
Umweltministerium; auch in der Entwicklung der Vision »Uruguay 2050«
des Nationalen Planungsbüros spielt das Thema kaum eine Rolle.
Anknüpfend an die bereits erfolgreiche Energiewende (mehr als die
Hälfte des Stroms kommt aus erneuerbaren Quellen) müsste ökologische
Nachhaltigkeit eine wichtige Komponente der nächsten Etappe sein.

3. Die Abhängigkeit von Primärexporten und damit volatilen
Weltmarktpreisen wird nicht konsequent genug reduziert. In der
Diversifizierung der Produktionsmatrix setzt die Regierung auf den
Biochemie- sowie IT-Sektor. Stark angestiegen ist zuletzt der Export
von Dienstleistungen. Uruguays Stabilität, Rechtssicherheit und
Lebensqualität machen es als regionalen Unternehmensstandort
attraktiv. Zudem zahlen sich die öffentlichen Investitionen in
Internetkompetenz und digitale Infrastruktur aus, die laut
ICT-Entwicklungsindex die am weitesten entwickelte Lateinamerikas ist.
Die unterentwickelte Förderung von Forschung und Innovation, welche
die erste FA-Regierung erstmals zum Gegenstand öffentlicher Politik
gemacht hatte, benötigt dennoch einen neuen Impuls. Ebenso ist die
Vertiefung und Diversifizierung von Marktzugängen zweifellos im
Interesse der exportorientierten Wirtschaft, doch muss sich die
Regierung fragen lassen, ob die Handelsabkommen in der derzeitigen
Form nicht den Technologietransfer und damit die Entwicklung der
genannten Zukunftssektoren erschweren sowie Uruguays Rolle als
Fleisch-, Soja- und Zellulose-Lieferant weiter zementieren.

4. Die anhaltende Bildungskrise vertieft die soziale
Ungerechtigkeit und setzt der Transformation zugleich Grenzen.
Zwar hat die Regierung Abdeckung und Qualität der Primärbildung sowie
den Zugang zu Universitäten im Inland stark verbessert sowie die
Bildungsausgaben massiv erhöht, problematisch bleibt jedoch die
Qualität der Sekundärbildung und die Abschlussquote. Jede_r fünfte 17-
bis 25-Jährige hat weder einen Job noch einen Schulabschluss. Die Zahl
privater Schulen nimmt auch dank staatlicher Förderung zu und die
Qualitätsschere zu den öffentlichen Schulen geht weiter auseinander.
Dahinter steht ein gewaltiges Gerechtigkeitsproblem, denn über die
Bildungschancen entscheiden in erster Linie nachweislich das Einkommen
der Eltern sowie der Wohnort.

Wie Generationen von Regierungen vor ihr scheitert die FA an einer
Reform des Systems. Dabei läge darin nicht nur der Schlüssel zu mehr
sozialer Gerechtigkeit und Inklusion, sondern auch zu einer
Modernisierung des Wirtschaftssystems. Schon jetzt herrscht im
IT-Sektor Vollbeschäftigung; der Fachkräftemangel ist absehbar. Die
Studierendenzahlen steigen zwar absolut, sind im Verhältnis zur
Alterskohorte aber leicht rückläufig. Nur etwas mehr als ein Drittel
erreicht ein Abitur-Äquivalent. Die Zahl der
Postgraduierten-Abschlüsse, gerade in den Naturwissenschaften, ist
alarmierend gering. Projektionen zeigen, dass die uruguayische
Arbeitsbevölkerung 2050 schlechter ausgebildet sein wird als die
Bevölkerung von Ländern mit ähnlichem Entwicklungsstand. Eine
Bildungsreform in den größeren Kontext einer Modernisierung des
Wirtschaftssystems zu stellen, birgt hingegen die Chance, die
jahrzehntealte Reformblockade zu überwinden.

5. Die FA erneuert sich nicht personell. Zum Teil
erklärt dies, warum sie den Draht zur Jugend und zu sozialen
Bewegungen verliert. Das Kabinett gehört mit einem Durchschnittsalter
von 68 Jahren zu den ältesten, das Parlament mit einem Frauenanteil
von unter 20 Prozent zu den männlichsten der Welt. Zudem steht der
Erneuerung unter anderem im Wege, dass die verdienten Parteiführer
José Mujica und Danilo Astori noch nicht ausgeschlossen haben, selbst
wieder für das Präsidentenamt zu kandidieren. Sie wären bei einem
möglichen Amtsantritt 84 bzw. 79 Jahre alt. Zwar ist die FA vom
Personenkult anderer linken Parteien in der Region weit entfernt, aber
derzeit ebenso weit davon, ein zeitgemäßes, diverses, jüngeres und
weiblicheres Gesicht zu zeigen.


Die FA hat es in der Hand

Den Widerhall, den die Autoconvocados mit ihrem Protest finden,
sollte der FA ein Weckruf sein. Mit einem »Weiter so« wird sie nicht
aus der Defensive kommen. Sofern sie es einer nach rechts rückenden
Opposition und einem antipolitischen Wutbürgertum überlässt, die
Fragen des kommenden Wahlkampfes zu formulieren, wird sie eine
Getriebene bleiben. Stattdessen müsste die FA wieder zeigen, dass sie
den Mut und die Kraft hat, die Zukunft zu gestalten, und einen Plan
vorlegen, zu dem die Herausforderer_innen sich positionieren müssten.

Das Zeitfenster für den notwendigen Aufbruch schließt sich im Jahr
2018. Es stehen die letzten Haushaltsverhandlungen dieser Legislatur
sowie die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst bevor. Beide
bergen enormes Konfliktpotenzial. Laufen erstere so konspirativ wie
2017 und letztere so konfliktreich wie 2016, werden die Risse in der
FA-Basis vor den Wahlen kaum mehr zu kitten sein. Dennoch liegt in
beiden Verhandlungen für die Regierung auch die Chance, Signale für
einen neuen Aufbruch zu setzen. Auf ihrem Programmkongress im Dezember
2018 kann die FA dies in eine kohärente Erzählung gießen und in der
Vorauswahl des Kandidat_innenkreises für die Präsidentschaftswahlen
auch den personellen Aufbruch einleiten.

Gelingt ihr dies nicht, wird sie weder den regionalen Trend noch die
Stärke der Opposition dafür verantwortlich machen können. Es wäre
schwer zu rechtfertigen, den Aufbruch angesichts der vorteilhaften
Voraussetzungen, der brummenden Konjunktur und der absoluten Mehrheit
nicht wenigstens versucht zu haben. Eine Wahl zu verlieren, wäre kein
Drama. Regierungswechsel sind demokratische Normalität. Fatal wäre es
jedoch, auf dem Weg dorthin Profil, Glaubwürdigkeit und Vertrauen
sowie die Einheit des progressiven Spektrums zu verspielen. Wer
verstünde dies besser als deutsche Sozialdemokrat_innen.
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GEWERKSCHAFT/250: Schulsystem muss sich stärker auf Mehrsprachigkeit einstellen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 19. März 2018

GEW: "Schulsystem muss sich stärker auf Mehrsprachigkeit einstellen"

Bildungsgewerkschaft zur PISA-Sonderauswertung zu Schulerfolg und
Lebenszufriedenheit von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund
der OECD



Frankfurt a.M. - Das Schulsystem muss sich mehr auf die Mehrsprachigkeit
von Kindern und Jugendlichen einstellen. Das hat die Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) heute mit Blick auf die PISA-Sonderauswertung zum
Schulerfolg und zur Lebenszufriedenheit von Schülerinnen und Schülern mit
Migrationshintergrund der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) gefordert. "Das ist ein wichtiger Baustein, um die
Teilhabe dieser Kinder und Jugendlichen an Bildung zu verbessern", sagte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe in Frankfurt a.M. "Es ist die Aufgabe von
Schule, soziale Ungleichheiten und Diskriminierung abzubauen. Dieser
Herausforderung wird das Bildungswesen in Deutschland nicht ausreichend
gerecht. Die GEW setzt sich dafür ein, die strukturelle Benachteiligung von
Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund und deren Ausgrenzung
zu beenden."

"Deshalb müssen Sprachbildung und mehrsprachiges Lernen von Beginn an mehr
ins Zentrum gerückt und systematisch in allen Bildungsbereichen verankert
werden", schlug Tepe vor. Dabei sollten auch Modelle integrierten Fach- und
Sprachlernens sowie herkunftssprachliche Bildungsangebote systematisch
ausgebaut werden. Zudem seien diskriminierungssensible Schulentwicklung und
interkulturelle Elternarbeit ebenso notwendig, wie die Lehrkräfteausbildung
und die Curricula auf inklusive und diversitätsbewusste Lehrinhalte und
Didaktiken auszurichten. "Wir brauchen mehr Konzepte und Materialien, die
vorurteilsbewusst sind und sich kritisch mit dem Thema Rassismus
auseinandersetzen", betonte die GEW-Vorsitzende.



Info: Die PISA-Sonderauswertung der OECD finden Sie hier: 

www.oecd.org/berlin/publikationen/the-resilience-of-students-with-an-immigrant-background.htm

 * 
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MARKT/2250: Nach BMG-Insolvenz - Klöckner und Holzenkamp vereinbaren Milch-Übernahmen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 18.03.2018

Nach BMG-Insolvenz: Klöckner und Holzenkamp vereinbaren Milch-Übernahmen



Für die Milchbauern, die nach der Insolvenz der Berliner 
Milcheinfuhr-Gesellschaft BMG noch keine Abnehmer für ihre Milch gefunden haben, wird es
eine Lösung geben.

Agrarministerin Julia Klöckner und der Präsident des Raiffeisenverbandes
Franz-Josef Holzenkamp haben sich am Wochenende darauf verständigt, dass
die Molkereien des Verbandes Milch abnehmen werden.

Dazu erklärt Agrarministerin Julia Klöckner:

"Ich begrüße es sehr, dass die Molkereiwirtschaft sich solidarisch gezeigt
und einen Großteil der Milch untergebracht hat", so die Agrarministerin.
Bislang konnte jedoch der Gesamtausfall noch nicht kompensiert werden.
"Deswegen habe ich am Wochenende mit dem Präsidenten des Deutschen
Raiffeisenverbandes telefoniert. Ich freue mich sehr, dass Franz-Josef
Holzenkamp mir versichert hat, dass sich die genossenschaftlichen
Molkereien, die im Deutschen Raiffeisenverband organisiert sind,
solidarisch verhalten werden. Er sicherte mir zu, dass die Molkereien im
Rahmen ihrer Möglichkeiten alles tun werden, um die betroffenen Landwirte
in dieser Ausnahmesituation zu unterstützen." Für die Bauern dürfe keine
existentielle Not entstehen. Ein Lebensmittel wie Milch sei zu wertvoll, um
vernichtet zu werden.

Holzenkamp hatte im Vorfeld versichert, mit seinen Molkereien im engen
Kontakt zu stehen. "Sie werden sich solidarisch verhalten und helfen."
Milchbauern, die noch Molkereien suchen, können sich auch beim DRV melden
um sich Kontakte zu Molkereien vermitteln zu lassen. Nach der Insolvenz der
BMG mussten 900.000 Tonnen Milch kurzfristig neue Abnehmer finden.

 * 
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LAIRE/1324: Kontrovers - am Beispiel Deutschlandfunk ... (SB)




"Hörerinnen und Hörer sind herzlich eingeladen, sich an der
Diskussion zu beteiligen. Wir freuen uns auf Ihren Anruf oder Ihre
Mail", fordert der Deutschlandfunk regelmäßig zu seiner montäglichen
Sendung "kontrovers" auf. Als heute morgen ein Hörer zum Thema der
Sendung "Streit mit Moskau - Steht Putins Russland zu Recht am
Pranger?" genau das tat und darauf aufmerksam machte, daß die
Scharfschützen, die am 20. Februar 2014 in Kiew das
Maidan-Massaker mit über 50 toten Polizisten und Demonstranten
verübt haben, nicht von der Regierung, sondern den sogenannten
Aufständischen angeheuert worden waren, wurde er vom Moderator Martin
Zagatta rüde unterbrochen. "Dazu gehen die Meinungen sehr weit
auseinander", wurde ihm scharf entgegengehalten. Wer da wen genau
erschossen habe, könne man "in dieser Sendung sicherlich nicht
klären". [1]

Weder hatte der Hörer verlangt, das zu klären, noch hatte er
bestritten, daß es dazu andere Meinungen gibt. Das war überhaupt
nicht sein Anliegen. Ganz im Gegenteil hat er mit seinem Beitrag
sogar explizit anderen Meinungen widersprochen, die diskursbestimmend
sind, jedoch nicht dem neuesten Stand der Erkenntnisse über die
Täterschaft entsprechen. Hier wurde also seitens des Deutschlandfunks
der Anspruch auf Aufklärung geradezu unterminiert.

Der Hörer begab sich mit seinem Beitrag keineswegs thematisch auf
Abwege, wie ihm vorgehalten worden war, denn die Maidan-Morde waren
einer jener historischen Momente, an dem sich die westliche
Berichterstattung vollends auf die Seite der Opposition und damit
gegen die rußlandfreundliche Regierung Viktor Janukowitschs gestellt
und damit deutlich gegen Putin positioniert hat.

Die Klärung der Frage, welche Seite diese Morde zu verantworten hat,
ist also durchaus von Bedeutung bei der Beurteilung der Rolle Putins,
dem heute, ohne gerichtsfeste Beweise vorzulegen, seitens des
britischen Außenministers Boris Johnson und anderer vorgeworfen wird,
einen Giftanschlag auf den Ex-Doppelagenten Sergej Skripal und seine
Tochter Yulia in England befohlen zu haben.

Hätte Zagatta den Hörer ausreden lassen, hätte dieser die Chance
gehabt zu erklären, weswegen er in diesem Kontext das Maidan-Massaker
erwähnt. Vielleicht hätte man dann erfahren, daß, wenn sich "der
Westen" in einer so wichtigen Frage schon einmal geirrt hat, er
vielleicht etwas vorsichtiger sein und keine schwerwiegenden (und
potentiell äußerst folgenschweren) Bezichtigungen aussprechen sollte,
solange sie nicht durch zweifelsfreie Beweise abgestützt sind.

Was die Faktenlage zum Maidan betrifft, kann sich der Hörer
jedenfalls inzwischen auf eine Reihe von Zeugenaussagen aus
verschiedenen Lagern berufen, die gesehen haben, daß Scharfschützen
von oben herab aus Gebäuden wie dem Hotel Ukraina geschossen haben,
das damals vom ultranationalistischen rechten Sektor kontrolliert
wurde. Mehr noch, es sind einige der Scharfschützen selbst an die
Öffentlichkeit getreten und haben berichtet, daß sie für die Seite
der Maidan-Opposition gearbeitet haben. Was, bitte schön, will man
mehr?

Der Deutschlandfunk und die meisten westlichen Medien nehmen davon
keine Notiz. Warum nicht? Auch die Recherchen von ARD-Monitor (10.
April 2014) fanden bislang nicht Eingang in die öffentliche Rezeption
der Ereignisse. Bis heute hat sich an dem damaligen Resümee des
Sendebeitrags zu den Maidan-Scharfschützen nichts geändert: "Unsere
Recherchen zeigen, daß in Kiew schon Schuldige präsentiert werden,
obwohl es auch zahlreiche Hinweise gibt, die in Richtung Opposition
weisen. Spuren, die nicht verfolgt werden. Und möglicherweise gibt es
auch noch andere Kräfte, die an den Schießereien beteiligt waren."
[2]

Auch knapp vier Jahre nach der Ausstrahlung kann dieses Resümee
weiterhin unterstrichen werden - trotz zahlreicher neuer Erkenntnisse
werden, ohne nach rechts zu schauen, stets die gleichen Schuldigen
präsentiert: die Regierungssoldaten waren's, und das heißt letztlich
Putin.

Mit diesen Anmerkungen soll genau nicht das Schwarz-Weiß-Bild, nur
mit umgekehrtem Vorzeichen zur offiziellen Darstellung, bedient
werden. Vielmehr geht es hier um die Frage, ob das beschriebene
Vorgehen Zagattas dem behaupteten Anspruch des Deutschlandfunks,
soliden Journalismus zu betreiben, entspricht. Wer die Sendung
"kontrovers" häufiger hört, wird die Erfahrung gemacht haben, daß
Politiker schon mal gerne weitschweifig werden und lang und breit
ausholen, bis sie auf den Punkt kommen (manchmal versäumen sie selbst
das). In der Regel läßt man sie viel länger reden als jenen Hörer,
der abgewürgt wurde, noch bevor er sein Anliegen vortragen konnte.

Beispielhaft wird hieran deutlich, wie reibungslos der
Deutschlandfunk seine Aufgabe als staatstragendes Medium erfüllt und
den vorherrschenden Interessen entgegenlaufende Beiträge
sprichwörtlich wegdrückt. Staatstragend insofern, als daß die
Bundesregierung den Maidan-Aufstand und die rechtsgerichtete
Opposition tatkräftig unterstützt hat, so daß das Land von seiner
historischen Verbindung zu Rußland getrennt wird und sich in Richtung
Europäische Union bewegt.

"Kontrovers" ist die DLF-Sendung nur innerhalb des vorgegebenen engen
Rahmens. Man könnte fast den Eindruck gewinnen, daß, je harscher die
Unterbrechung durch den Moderator ausfällt, desto stichhaltiger der
Einwand gewesen sein muß. Der Vorgang an sich überrascht natürlich
nicht, es war nicht der erste dieser Art. Er sollte allerdings auch
nicht unerwähnt bleiben, will man nicht dem aktuellen Trend zur
Verschärfung der Feindbildproduktion Putins folgen. Im übrigen
konnten die Hörerinnen und Hörer die Frage, ob Putins Rußland zu
Recht am Pranger steht, von vornherein gar nicht beantworten. Das
können nicht einmal die Staaten, die sich wie Deutschland und
Frankreich hinter das Vereinigte Königreich gestellt haben.
Umwegigkeit in den Wortbeiträgen der geladenen Gäste und des
Publikums war somit vorprogrammiert.

Bislang gilt in der deutschen Rechtsprechung noch die
Unschuldsvermutung. Das Gebot wird zwar hier und da bereits
ausgehöhlt, aber wenn in der internationalen Politik
Vorverurteilungen das Meinungsbild beherrschen, dann verdient jeder
Versuch, auf geltende Rechtsgrundsätze zurückzukommen, die ihm
angemessene Unterstützung. Solange dem russischen Präsidenten keine
Beteiligung an dem Anschlag nachgewiesen wurde, hat er als unschuldig
zu gelten - allen entgegengerichteten politischen Interessen seitens
derjenigen, die ihn bezichtigen, zum Trotz.


Fußnoten:

[1] http://www.deutschlandfunk.de/streit-mit-moskau-steht-putins-russland-zu-recht-am-pranger.1784.de.html?dram:article_id=413187

[2] https://www1.wdr.de/daserste/monitor/videos/video-todesschuesse-in-kiew-wer-ist-fuer-das-blutbad-vom-maidan-verantwortlich-100.html
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STANDPUNKT/740: Der falsche Feind (Uri Avnery)


Der falsche Feind

von Uri Avnery, 17. März 2018



ENDE 1941 griffen die Japaner Pearl Harbor an und erklärten den USA
den Krieg. Ihr Nazi-Verbündeter folgte ihnen mit seiner eigenen
Kriegserklärung und ebenso dessen Satelliten.

Es gibt einen Witz über den ungarischen Botschafter in Washington, der
dem Außenminister Cordell Hull die Kriegserklärung seines Landes
überreichte. Dieser machte sich einen Spaß:

"Ungarn, Ungarn", frage Hull, "sind Sie eine Republik?"

"Nein", verbesserte ihn der Botschafter, "Wir sind eine Monarchie."

"Ach ja? Und wer ist Ihr König?"

"Wir haben keinen König, sondern einen Regenten, den Admiral Horthy."

"Einen Admiral? Also haben sie eine große Flotte?"

"Wir haben überhaupt keine Flotte, denn wir haben keinen Zugang zum
Meer."

"Merkwürdig, eine Monarchie ohne König und ein Admiral ohne Flotte.
Dann sagen Sie doch mal, warum Sie uns den Krieg erklären. Haben Sie
Forderungen gegen die USA?"

"Nein, wir haben Forderungen gegen Rumänien."

"Und warum erklären Sie dann nicht Rumänien den Krieg?"

"Das geht nicht! Rumänien ist unser Verbündeter!"



AN DIESEN Witz muss ich immer denken, wenn Benjamin Netanjahu seine
Grauen erregenden Drohungen gegen den Iran ausstößt. Der Kampf mit dem
Iran steht auf seiner Tagesordnung ganz obenan. Er warnt vor der
Gefahr, dass der Iran sich darum bemühe, Kernwaffen zu produzieren,
und er droht ihm unverhohlen mit unserem Kernwaffenarsenal.

Warum?

Gott weiß, warum. Ich suche verzweifelt nach einem Grund für den
Konflikt zwischen Israel und dem Iran, einem Kampf auf Leben und Tod,
und ich finde keinen. Gar keinen. Niente.

Kriege zwischen Nationen gründen sich auf Interessenkonflikte. Gibt es
zwischen Israel und Iran irgendwelche Interessenkonflikte?

Überhaupt keine.

Israel steht im Konflikt mit der arabischen Welt. Diese weigert sich,
Israel anzuerkennen und normale Beziehungen mit ihm aufzunehmen,
solange es keinen Frieden zwischen Israel und dem palästinensischen
Volk gibt. Jetzt ist Israel praktisch im Krieg mit Syrien und der
Hisbollah.

Der Iran möchte die herrschende muslimische Macht in der Region sein.
Darum befindet es sich praktisch im Krieg mit Saudi-Arabien (das
dasselbe will) und dessen Satelliten. Das klingt, als hätten Israel
und Iran gemeinsame Interessen.

Und tatsächlich gab es vor noch nicht allzu langer Zeit eine, wenn
auch inoffizielle, Allianz zwischen Iran und Israel. Das war zu der
Zeit, als der Schah in Teheran herrschte. Israelis machten im Iran,
was sie wollten. Iran war die Basis für Israels ausgedehnte
militärische und politische Aktivitäten im irakischen Kurdistan. Der
israelische Geheimdienst Schabak trainierte den gefürchteten
iranischen Geheimdienst Sawak. Neben den USA war Iran Israels engster
Verbündeter.



WAS IST DA also inzwischen passiert? Natürlich der Regime-Wechsel im
Iran. Der Schah wurde rausgeworfen, die Ajatollahs kamen an die Macht.
Die Ajatollahs sind religiöse Führer. Im Namen des schiitischen Islams
verfluchen sie den "jüdischen Staat".

Aber religiöse Ideologie tritt nicht an die Stelle der Grundinteressen
eines Staates. Diese gründen sich auf objektive Tatsachen, besonders
geografische. Selbst die religiösen Kriege des 17. Jahrhunderts
entstanden hauptsächlich wegen nationaler Interessen. Religion war nur
ein Vorwand.

Nationale Interessen ändern sich nicht dadurch, dass es einen
Regimewechsel gibt.

Das deutlichste Beispiel dafür ist Russland. Als die Bolschewikische
Revolution die Zaren ersetzte, veränderte sich die Außenpolitik nicht.
Als das kommunistische Regime zusammenbrach und schließlich Wladimir
Putin an die Macht kam, wurde die Außenpolitik fortgesetzt, als wäre
nichts geschehen.

Und tatsächlich, wenn es um die wesentlichen Interessen des Iran geht,
verachten die Ajatollahs den Beistand Israels durchaus nicht. Im
irakisch-iranischen Krieg belieferte Israel die Ajatollahs mit Waffen.
Das geschah während der sogenannten "Geiselkrise" fast offen. Die USA
schickten Waffen nach Israel, Israel schickte sie weiter in den Iran.
Als Gegenleistung ließ der Iran die amerikanischen Geiseln frei. Mein
Freund Amiram Nir, der damals Sicherheitsbeamter der Regierung war,
flog nach Teheran, um die Waffen zu übergeben.

Der Gedanke, der Iran könnte womöglich die Nuklearmacht Israel
angreifen und damit seine eigene Vernichtung riskieren, ist
lächerlich.

Der Iran ist Erbe einer der ältesten Weltkulturen, einer, die fast
ebenso alt ist wie die ägyptische. Im Vergleich dazu ist die jüdische
Kultur eine jüngere Schwester. Tatsächlich glauben viele Experten,
dass die jüdische Religion der iranischen Kultur viel zu verdanken
habe.

Kyros "der Große" gründete das (bis dahin) größte Reich der Welt. Er
schuf ein System der Toleranz und des Fortschritts. Zu seinen
Bemühungen gehörte es auch, die nach Babylon verbannten Juden nach
Jerusalem zurückzuschicken. Die "Heimkehr nach Zion" war, so meinen
viele Experten, der tatsächliche Beginn des Judentums.

Stimmt, das ist lange, sehr lange her. Aber, wie schon gesagt:
objektive Interessen sind langlebig.



WARUM verfluchen uns also die Iraner jetzt? Warum überschütten sie uns
mit Feuer und Schwefel?

Ganz einfach. Der Hass auf Israel ist für die Iraner ein Mittel, um
ihre eigenen Ziele zu erreichen.

Das wahre Ziel der Iraner ist es, die Macht über den gesamten
muslimischen Nahen Osten zu erringen. Dabei gehen sie systematisch vor
und sind dabei sehr erfolgreich. Ihre Logik ist die folgende: Die
muslimische Welt hasst Israel. Der Nahe Osten hasst Israel. Deshalb
kann der Hass auf Israel zu einem wirksamen politischen Instrument
werden.

Seltsamerweise folgt Benjamin Netanjahu derselben Logik - nur in
entgegengesetzter Richtung. Donald Trump hasst die Ajatollahs. Viele
Leute in der westlichen Welt fürchten sie. Also hat Netanjahu den Hass
gegen den Iran zu seinem wichtigsten politischen Instrument erkoren.
Er reist in der Welt herum und verbreitet ihn überall. Er ist das
Hauptthema seiner mitreißenden Reden vor den UN, dem Amerikanischen
Kongress und AIPAC.

Sein Hass auf den Iran ist auch ein gutes Heilmittel für seine
persönlichen Bedrängnisse. Netanjahu steckt jetzt bis an den Hals in
verschiedenen Korruptions-Affären, darunter Beschuldigungen wegen
hoher Bestechlichkeit. Seine Bewunderer sind bereit, darüber
hinwegzusehen, weil sie meinen, er sei Israels einziges Bollwerk gegen
die schreckliche Gefahr der Vernichtung durch die Ajatollahs, die an
ihren Atomraketen hängen.

Da auch Präsident Trump ein Hühnchen mit dem Iran zu rupfen hat und
sich vom internationalen Abkommen zurückziehen will, in dem es der
Iran auf sich nahm, im Gegenzug zu entsprechenden Zugeständnissen
einen großen Teil seines Nuklear-Programms aufzugeben, festigt
Netanjahus anti-iranischer Heldenmut die Kameradschaft zwischen Israel
und den USA.

Vor Kurzem haben die Iraner Basen in Syrien und im Libanon in der Nähe
der Grenzen zu Israel errichtet. Ab und zu bombardiert die israelische
Luftwaffe sie und zeigt dann stolz Luftaufnahmen, die ihren Erfolg
beweisen. Diese Angriffe vergrößern natürlich die Glaubwürdigkeit des
Iran in den Augen der Araber. Alle sind zufrieden.



UND DOCH ist es eine gefährliche Situation. Sie beruht auf dem
israelisch-arabischen Konflikt, der jeden Augenblick auf die eine oder
andere Weise explodieren kann. Israelische "Militärexperten"
prophezeien einen weiteren israelisch-arabischen Krieg in naher Zeit,
wahrscheinlich gegen Syrien und die Hisbollah. In dieser Woche gab es
im ganzen Land Probealarm von Luftschutzsirenen.

Der beste Weg, um einen solchen Krieg zu vermeiden, ist: Frieden mit
der arabischen Welt schließen. Das heißt natürlich: zuerst mit den
Palästinensern Frieden schließen.

Netanjahu erzählt uns stolz, dass er einen bemerkenswerten Sieg
errungen habe: Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien und den Arabischen
Emiraten. Diese sind jetzt in eine kriegerische Auseinandersetzung mit
jemenitischen Aufständischen verwickelt, die iranische Unterstützung
genießen. Die Saudis sind durchaus nicht im Begriff, den Krieg zu
gewinnen.

Dass Israelis und Saudis zusammenarbeiten, ist streng geheim. Der sehr
junge und unerfahrene Diktator, der saudische Kronprinz, kann das
nicht eingestehen, weil die arabischen Massen überall, auch die in
seinem eigenen Königreich, Israel als ihren Erzfeind betrachten.

Solange Israel ganz Palästina besetzt und die Palästinenser der
Herrschaft einer grausamen Besetzung unterwirft, kann kein arabisches
Land wirklich Frieden mit Israel schließen. Der alte saudische
Friedensplan liegt noch irgendwo herum und die israelische Regierung
ignoriert ihn vollkommen.

Stimmt, Israel hat Friedensvereinbarungen mit Ägypten und Jordanien
unterzeichnet, aber es gibt nichts, was einem regelrechten Frieden
zwischen uns und diesen Nationen auch nur im Entferntesten ähnelte.
Die ursprüngliche Begeisterung ist seit Langem verflogen und die
ägyptische und die jordanische Regierung halten die Beziehungen auf
einem Minimalstand, denn beiden Regierungen ist klar, dass die Massen
ihrer Völker Israel verabscheuen.

Es führt einfach kein Weg um die Palästinenser herum.

Wahre Freunde Israels sollten Netanjahu raten, Frieden zu schließen,
solange Mahmoud Abbas (Abu-Mazen) noch dabei ist. In zwei Wochen wird
er 83 und er ist gesundheitlich angeschlagen. Er engagiert sich stark
für Frieden. Er hat keinen erkennbaren Nachfolger und es ist durchaus
möglich, dass der, der ihn ersetzen wird, bei Weitem weniger gemäßigt
sein wird.

Aber Netanjahu ist das gleich. Frieden ist das Letzte, was seinen
beunruhigten Geist beschäftigt. Weit mehr beschäftigt ihn der ewige
Konflikt sowohl mit den Arabern als auch mit den Iranern.

Aber schließlich: Was wäre schon ein Leben ohne Feinde?




Copyright 2018 by Uri Avnery

Aus dem Englischen von Ingrid von Heiseler

Erstveröffentlichtung: Lebenshaus Schwäbische Alb

http://www.lebenshaus-alb.de/magazin/011380.html

 * 

Quelle:

Uri Avnery, 17.03.2018

www.uri-avnery.de

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





MILITÄR/918: Nervengift in England - Parteikarrieren gehen vor ... (SB)


Nervengift in England - Parteikarrieren gehen vor ...



Der angebliche Mordanschlag auf den 66jährigen russischen Ex-Agenten
Sergej Skripal und seine 33jährige Tochter Julia am 4. März im
englischen Salisbury hat hohe Wellen geschlagen und zu einer
Verschlechterung der Beziehungen zwischen den NATO-Staaten und Rußland
geführt, die in ihrer Schnelligkeit einzigartig ist. Die
Hauptverantwortlichen für die Krise sitzen in London. Ohne der
Öffentlichkeit einen einzigen Beweis vorzulegen, haben
Premierministerin Theresa May und Außenminister Boris Johnson offen
den russischen Präsidenten Wladimir Putin beschuldigt, einen Angriff
mit einem chemischen Kampfstoff in England und damit den erstmaligen
Einsatz von Massenvernichtungswaffen in Europa seit 1945 in Auftrag
gegeben zu haben.

Am 15. März haben sich die USA, Deutschland und Frankreich diesem
voreiligen Urteil angeschlossen. Die Zeichen stehen auf Krieg. Die
nächste Eskalation könnte in Syrien erfolgen, wo russische
Streitkräfte seit 2015 die Syrische Arabische Armee (SAA) im Kampf
gegen islamistische Rebellen unterstützen. Aktuell ziehen sich größere
Marinestreitkräfte der NATO im Mittelmeer und im Persischen Golf
zusammen, und so steht zu befürchten, daß demnächst die Nachricht vom
Einsatz chemischer Waffen durch die Syrer als Vorwand für massive
Bomben- und Raketenangriffe genutzt werden könnte.

Was wirklich am 4. März im südenglischen Salisbury vorgefallen war,
ist bis heute unklar. Julia Skripal war zu Besuch bei ihrem Vater. Das
ehemalige Mitglied des russischen Militärgeheimdienstes lebt seit 2010
in Großbritannien. 2006 war er wegen illegaler Zusammenarbeit mit dem
britischen Auslandsgeheimdienst MI6 zu einer mehrjährigen Haftstrafe
verurteilt worden, kam später jedoch im Rahmen eines
Agentenaustausches mit dem Westen frei. Am besagten Sonntagmittag
hatten die beiden Skripals in einem Restaurant in Salisbury, wo der
Vater wohnt, gemeinsam gegessen. Am späten Nachmittag wurden sie
bewußtlos an einer Parkbank gefunden. Am 5. März berichtete die
Lokalzeitung Salisburys, die Polizei vermute eine Vergiftung mit dem
synthetischen Opioid Fentanyl. Die Notärztin, die sich um die Tochter
gekümmert hat, will keine chemischen Substanzen bemerkt haben.

Erst am 8. März ging das große Theater los, als die britische
Innenministerin Amber Rudd, ohne jemanden direkt zu beschuldigen, von
einem "hinterhältigen Mordversuch" sprach. Wenige Tage später erklärte
Premierminister May im Parlament, es habe sich um einen Anschlag mit
einem chemischen Kampfmittel namens Novichok, das "mit hoher
Wahrscheinlichkeit" aus Rußland stamme, gehandelt. Sie legte sich
darauf fest, daß es nur zwei mögliche Erklärungen geben könnte:
Entweder habe Rußland die Kontrolle über sein Waffenarsenal verloren
oder den Anschlag selbst angeordnet. Sie gab Moskau 48 Stunden Zeit,
um zu erklären, welche der beiden Varianten die richtige sei.

Rußland hat das Ultimatum als "vollkommen inakzeptabel" und die
Vorwürfe als "absurd" bezeichnet. Schließlich hat im September 2017
die Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW) der
Russischen Föderation offiziell bescheinigt, ihre gesamten Bestände an
chemischen Kampfstoffen samt Laboren und Produktionsstätten vernichtet
zu haben. Gegen Mays Behauptung, Novichok könne nur aus Rußland
stammen, spricht der Umstand, daß solche Mittel während der Sowjetära
ausschließlich in Usbekistan erforscht wurden. Dort haben nach dem
Ende des Kalten Kriegs die Amerikaner die entsprechende
Forschungsanlage demontiert. Der Vater der gesamten
Novichok-Forschung, Wil Mirzanjanow, lebt seit Jahren in den USA.
Vielleicht deshalb behauptet nun der britische Außenminister Johnson,
Rußland betreibe an der OPCW vorbei heimlich - und damit illegal -
Nervengiftforschung. Ein ähnlicher Vorwurf wird von westlichen Mächten
gerne erhoben, etwa wenn es darum geht, nach irgendwelchen
Giftgaseinsätzen der Rebellen in Syrien die Behauptung in die Welt zu
setzen, Damaskus habe die 2013 versprochene Beseitigung seiner
C-Waffenfähigkeiten doch nicht erfüllt, sondern setze - mit Duldung
Rußlands, versteht sich - weiterhin derlei Kampfmittel im Krieg ein.
Die syrische und die russische Regierung haben diesen Vorwurf
wiederholt als infame Lüge zurückgewiesen.

Fest steht, daß der Anschlag auf die Skripals nur 14 Kilometer vom
größten Chemiewaffenlabor Europas, der britischen Militäreinrichtung
Porton Down, stattfand. Verteidigungsminister Gavin Williamson, der
vor Wochen von einer Seitensprungaffäre abzulenken versuchte, indem
er von "Tausenden von Toten" in Großbritannien infolge eines
russischen Hackerangriffs fabulierte, hat vor wenigen Tagen unter
Hinweis auf den Skripal-Vorfall Porton Down 48 Millionen Pfund an
neuen Forschungsgeldern bewilligt. Anschließend erklärte er der
russischen Regierung, sie solle "die Schnauze halten". Auch Mays und
Johnsons Benehmen in diesem Zusammenhang strotzt nur so vor
britischer Arroganz. Die Premierministerin empörte sich darüber, daß
die bisherigen Einlassungen Moskaus von "Trotz" zeugten, während
Johnson die Weigerung des Kreml, ihn und seine konservative
Parteichefin ernst zu nehmen, zum "Beweis" dafür erklärte, daß
Putins Schergen hinter dem "Anschlag" steckten.

Das britische Militär hat Teile von Salisbury quasi in ein
militärisches Sperrgebiet verwandelt. Am Restaurant, an der Werkstatt,
wohin Sergej Skripals Auto abgeschleppt wurde, sowie an der Wohnung
des russischen Überläufers ist das Militär aufgefahren; Chemiker
laufen in Spezialanzügen herum, Plastikzelte werden überall aufgebaut
und schweres Kriegsgerät sichtbar für die Fernsehkameras in Stellung
gebracht. Unklarheit herrscht sowohl über den genauen Ort der
Vergiftung als auch über das verwendete Mittel. Sollte das extrem
toxische Novichok in Spiel gewesen sein, wie kann es sein, daß die
Notfallärztin und ihre Kollegen, die als erste die Skripals
behandelten, keine Negativfolgen erlitten haben?

Für den Verdacht, daß es sich hier um eine Inszenierung handeln
könnte, spricht einiges. Auf seinem vielgelesenen Blog behauptet Craig
Murray, der in den Nullerjahren als britischer Botschafter in
Usbekistan von der Regierung Tony Blair gefeuert wurde, nachdem er
sich gegen die Folter von "Terrorverdächtigen" mit Zustimmung der CIA
und des MI6 ausgesprochen hatte, über seine Kontakte im gehobenen
britischen Staatsdienst erfahren zu haben, daß die Experten in Porton
Down das verwendete Gift bisher nicht haben identifizieren können und
dennoch unter enormem Druck stünden, "Beweise" für die offizielle
Linie der Regierung in London zu finden. Dies würde vielleicht
erklären, warum sich Großbritannien bislang weigert, Rußland eine
Probe von dem gefundenen Material zukommen zu lassen, obwohl dies die
Chemiewaffenkonvention ausdrücklich vorschreibt.

Man sollte auch nicht vergessen, daß es die Blair-Regierung war, die
im September 2002 die Pläne der USA für einen Krieg gegen den Irak mit
einem extrem wichtigen Impuls unterstützte. Damals veröffentlichte
Downing Street ein Dossier, in dem stand, nach Erhalt eines
entsprechenden Befehls von Saddam Hussein könnten die irakischen
Streitkräfte "innerhalb von 45 Minuten" Großbritannien mit
ballistischen Raketen, die mit C-Waffen bestückt wären, angreifen. Die
Schauergeschichte machte weltweit Schlagzeilen und heizte in
Großbritannien und in den USA die Kriegsstimmung erheblich an.

Tatsächlich war nicht von einem direkten Angriff auf das britische
Festland selbst, sondern auf britische Basen in Zypern die Rede - ein
ziemlicher Unterschied, der jedoch im ganzen Tohuwabohu unterging.
Später stellte sich heraus, daß der einzige Hinweis des MI6 für derlei
Absichten der Iraker von einem Taxifahrer in Bagdad stammte. Dieser
soll die brisanten Informationen aus dem Gespräch zweier Kunden auf
dem Rücksitz seines Taxis erlauscht haben. Unvergessen bleibt auch die
Tatsache, daß Professor David Kelly, damals Biowaffenexperte in Porton
Down, im Juli 2013 in einem Waldstück tot aufgefunden wurde, nachdem
er kurz zuvor dem BBC-Journalisten Andrew Gilligan offenbart hatte,
daß das ganze Szenario einer vom Irak ausgehenden Bedrohung durch
Massenvernichtungswaffen erstunken und erlogen war.

19. März 2018
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FRAUEN/725: Mexiko - Hausangestellte, der unsichtbare Sektor (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Hausangestellte - der unsichtbare Sektor



(Mexiko-Stadt, 9. März 2018, desinformémonos) - Mexiko hat auf
institutioneller und rechtlicher Ebene viele Fortschritte beim Thema
Frauenrechte zu verzeichnen, aber es gibt noch viele
Herausforderungen. Die Gleichstellung ist auch weiterhin ein
Wunschdenken. Auf dem Weg dorthin gibt es große Hindernisse, unter
anderem die Gewalt in ihren vielfältigen Ausprägungen.

"Wir sind zwar vorangekommen, aber es reicht nicht - noch nicht mal
dafür, dass die Frauen ein Leben frei von Gewalt führen können. Eine
Frau zu sein, ist ein Risiko. Die Gewalt hat Einzug in alle Bereiche
gehalten", bekräftigte Gloria Ramírez Hernández, Koordinatorin des
Lehrstuhls für Menschenrechte der UNESCO an der Autonomen Universität
von Mexiko UNAM (Universidad Nacional Autónoma de Méxiko). Für die
Spezialistin auf dem Gebiet der Menschenrechte ist die Gewalt in allen
Lebensbereichen der Frauen präsent und die alarmierenden Zahlen
bestätigen dies: "Sieben Frauen werden täglich ermordet, das sind sehr
bedenkliche Zahlen."


Mit Gewalt - Ohne Rechte

Im Zusammenhang mit den Hausangestellten erlebten, laut Ramírez, drei
Millionen Frauen Gewalt im Verborgenen. Die Bedingungen unter denen
die Frauen arbeiten, erinnere "an das vergangene Jahrhundert, die
Kolonialzeit. Die Frauen erhalten keine Sozialleistungen, haben keine
Rechte, sind unsichtbar und verschiedenen Arten von Gewalt ausgesetzt:
verbaler Gewalt sowie extrem langen und prekären Arbeitstagen",
erklärte Ramírez Hernández. Nach Zahlen des Nationalen Instituts für
Statistik und Geographie INEGI (Instituto Nacional de Estadística y
Geografía), arbeiten drei Millionen Menschen als Hausangestellte.
Davon sind 90 Prozent Frauen, die bereits seit jeher einer
strukturellen Diskriminierung ausgesetzt sind, denn vor allem bei den
Arbeitsplätzen an denen Frauen vermehrt eingesetzt werden, gibt es
enorme Schwierigkeiten die Arbeitsrechte geltend zu machen.


ILO-Konvention 189 noch immer nicht umgesetzt

Für die Vertreterin des Bundes Mexikanischer Akademikerinnen FEMU
(Federación Mexicana de Mujeres Universitarias) und des
Internationalen Bundes der Akademikerinnen IFUW (Federación
Internacional de Mujeres diplomadas) bei den Vereinten Nationen ist es
bedauerlich, dass die mexikanische Regierung es sechs Jahre lang nicht
geschafft hat, die Konvention 189 der ILO zu ratifizieren, die
Hausangestellten dieselben Rechte zugesteht wie allen übrigen
Arbeitnehmer*innen. Die Vertreterin verweist darauf, dass der Staat
die Verantwortung habe, diese Frauen als Arbeitnehmerinnen
anzuerkennen, sie zu schützen und einen gesetzlichen Rahmen zu
schaffen, der ihnen Sozialleistungen zusichert und sie aus dem
informellen Sektor herausholt.

Obwohl die Arbeitnehmerinnen es geschafft haben, sich in dem Verein
Zentrum für Unterstützung und Ausbildung für weibliche Hausangestellte
CASEH (Centro de Apoyo y Capacitación para Empleadas del Hogar) zu
organisieren und eine offizielle Gewerkschaft unter dem Vorsitz von
Marcelina Bautista zu gründen, liegt noch viel Arbeit vor ihnen, um
für die Frauen, die in diesem Sektor arbeiten, einen sicheren und
fairen Arbeitsplatz zu erreichen.
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UN-REPORT/106: Weltwasserbericht 2018 - Hälfte der Menschheit von Wassermangel bedroht (UNESCO)


Deutsche UNESCO-Kommission - Pressemitteilung vom 19. März 2018

Weltwasserbericht 2018:

Hälfte der Menschheit von Wassermangel bedroht

Naturbasierte Lösungen stärker nutzen



3,6 Milliarden Menschen und damit fast die Hälfte der Weltbevölkerung leben
in Gebieten, die mindestens einen Monat pro Jahr von Wassermangel bedroht
sind. 2050 werden es Prognosen zufolge bis zu 5,7 Milliarden sein. Der
UN-Weltwasserbericht 2018 zeigt: "Naturbasierte Lösungen" wie
Wiederaufforstung, Nutzung von Feuchtgebieten und gezielte
Grundwasseranreicherung können eine wichtige Rolle bei der Verbesserung von
Wasserversorgung und -qualität spielen. Diese Ansätze wurden bisher
weitestgehend ignoriert, so die Autoren. UNESCO-Generaldirektorin Audrey
Azoulay stellt den Weltwasserbericht am 19. März beim 8. Weltwasserforum in
Brasilien vor.

"Klimawandel, Bevölkerungswachstum und steigender Konsum machen deutlich:
Wir brauchen neue Lösungen für die Wasserbewirtschaftung. Wenn wir so
weiter machen wie bisher, werden bis 2050 mehr als fünf Milliarden Menschen
unter Wassermangel leiden. Auch drohen Konflikte ums Wasser. Für eine
nachhaltige Wasserbewirtschaftung brauchen wir Reformen und Innovationen.
Wir müssen dabei auch natürliche und naturähnliche Prozesse viel stärker
als bisher nutzen. Zwar sind die Investitionen in naturbasierte Lösungen
zuletzt stark angestiegen, sie machen aber immer noch weit unter 1 Prozent
der Investitionen in die Wasserbewirtschaftung aus. Das muss sich ändern",
fordert Ulla Burchardt, Vorstandsmitglied der Deutschen UNESCO-Kommission.

Naturbasierte Lösungen (NBS) sind Formen der Wasserbewirtschaftung, die von
der Natur inspiriert und unterstützt sind, die natürliche Prozesse nutzen
oder diese imitieren. Der Erhalt und die Renaturierung von Ökosystemen
zählen genauso dazu wie die Verbesserung oder Schaffung natürlicher Abläufe
in veränderten oder künstlichen Ökosystemen. Naturbasierte Lösungen
zeichnen sich durch ihre vielfältigen ökologischen, sozialen und
wirtschaftlichen Vorteile aus. Sie sind zentral für die Umsetzung der
Globalen Nachhaltigkeitsagenda, so die Autoren des Weltwasserberichts.

Ernteerträge in Landwirtschaft durch naturbasierte Lösungen erhöhen


Durch umweltfreundlichere Verfahren der Wasserbewirtschaftung kann
Schätzungen zufolge die landwirtschaftliche Produktion weltweit um etwa 20
Prozent erhöht werden. Der Weltwasserbericht zeigt anhand von
Förderprojekten für die Landwirtschaft in 57 einkommensschwachen Ländern,
dass die durchschnittlichen Ernteerträge um 79 Prozent erhöht werden
können, wenn Wasser effizienter genutzt wird, weniger Pestizide zum Einsatz
kommen und die Bodenbedeckung verbessert wird. Im indischen Bundesstaat
Rajasthan stieg nach einer schweren Dürre 1986 etwa durch gezielte
Wiederaufforstung und Bodenbearbeitung der Grundwasserspiegel um mehrere
Meter. Auch verbesserte sich die landwirtschaftliche Produktivität.

Wasserversorgung in Städten mit grünem Management sichern


Auch in Städten bieten naturbasierte Lösungen neue Chancen. Die vielleicht
bekanntesten Beispiele sind bewachsene Wände und Dachgärten. Besonderes
Potenzial haben aber gerade Wasserrückhaltebecken zur
Grundwasseranreicherung und der Schutz von Wassereinzugsgebieten für eine
effiziente Wasserversorgung. Die Stadt New York etwa schützt seit den
späten 1990er Jahren ihre drei größten Wassereinzugsgebiete, ähnlich wie es
die Stadtwerke München im Mangfall- und Loisachtal tun. New York spart so
jährlich mehr als 300 Millionen US-Dollar bei der Wasseraufbereitung. Auch
China setzt auf naturbasierte Lösungen: Bis 2020 sollen 16 Städte ihre
Böden und Feuchtgebiete so bewirtschaften, dass sie 70 Prozent des Regens
speichern und somit die Wasserversorgung der Städte unterstützen.

Feuchtgebiete als Schlüssel für Wasserqualität



Nur 2,6 Prozent des Planeten sind Feuchtgebiete, doch für den
Wasserkreislauf spielen sie eine überragende Rolle. Sie filtern zum
Beispiel Giftstoffe und verbessern damit die Wasserqualität. Laut dem
Weltwasserbericht können Feuchtgebiete 20 bis 60 Prozent der in Wasser
gelösten Metalle und 80 bis 90 Prozent der Sinkstoffe filtern und binden.
Einzelne Länder, wie etwa die Ukraine, haben deshalb bereits neue
künstliche Feuchtgebiete für die Vorbehandlung von Industrieabwasser
geschaffen. Die Leistungsfähigkeit von Feuchtgebieten ist jedoch begrenzt.
Sie müssen sehr gezielt genutzt werden, um eine dauerhafte Schädigung der
Gebiete zu vermeiden.

Risiken von Naturkatastrophen mindern



Naturbasierte Lösungen mindern auch die Folgen von Naturkatastrophen wie
etwa Überschwemmungen. Aktuell sind 1,2 Milliarden Menschen von
Überschwemmungen bedroht. Prognosen zufolge werden es 2050 rund 1,6
Milliarden sein. Auch hier sind unter anderem Feuchtgebiete sinnvoll, um
als natürliche Barrieren zu wirken, Regenwasser zu speichern und die
Bodenerosion zu mindern. Einige Länder nutzen Feuchtgebiete bereits gezielt
für den Katastrophenschutz. Die Trockenlegung von Feuchtgebieten im
Mississippi-Delta hatte beispielsweise die Zerstörungskraft von Hurrikan
Katrina 2005 erhöht. Im Anschluss an die Naturkatastrophe haben die
Verantwortlichen deshalb eine neue Behörde für Küstenschutz und
Feuchtgebietssanierung eingerichtet. Auch Chile hat nach einem Tsunami 2010
das Augenmerk auf Küstenfeuchtgebiete zum Katastrophenschutz gerichtet.

Schädigung von Ökosystemen hat verheerende Folgen



Die zunehmende Schädigung von Ökosystemen zählt zu den wichtigsten Ursachen
für zunehmende Probleme bei der Wasserbewirtschaftung. Etwa 30 Prozent der
weltweiten Landfläche sind bewaldet. Doch mindestens zwei Drittel dieser
Wälder sind mittlerweile in einem degradierten Zustand. Auch ein Großteil
der Böden weltweit, besonders landwirtschaftlich genutzte, ist in
schlechtem Zustand. Seit 1900 sind 64 bis 71 Prozent der natürlichen
Feuchtgebiete weltweit durch das Wirken des Menschen verloren gegangen.
Folgen der Schädigung von Ökosystemen sind höhere Verdunstungsraten,
geringere Bodenwasserspeicherung und vermehrter Oberflächenabfluss bei
gleichzeitig zunehmender Erosion. Die Autoren des Weltwasserberichts warnen
vor weiteren Schädigungen von Ökosystemen.

Forderung nach gezieltem Einsatz von naturbasierten Lösungen


Naturbasierte Lösungen werden heutzutage deutlich zu wenig eingesetzt. Um
der wachsenden Nachfrage nach Wasser gerecht zu werden, fordern die Autoren
des Weltwasserberichts jetzt, "grüne Infrastruktur" viel stärker zu nutzen,
in Ergänzung zu konventionellen, gebauten Infrastrukturelementen der
Wasserbewirtschaftung. Notwendig sind dafür laut Autoren eine
Neuausrichtung der Finanzierung, die Schaffung eines günstigen
regulatorischen und rechtlichen Umfelds, sektorübergreifende Zusammenarbeit
sowie mehr Forschung zu naturbasierten Lösungen.

Hintergrund

Der Weltwasserbericht der Vereinten Nationen wird jährlich für UN-Water
durch die UNESCO und deren World Water Assessment Programme (WWAP)
erstellt. Dazu arbeiten 31 UN-Organisationen mit der UNESCO zusammen. Von
2003 bis 2012 erschien der Bericht alle drei Jahre. Seit 2014 wird er
jährlich mit einem Themenschwerpunkt herausgegeben. Am 22. März ist
Weltwassertag.


Weitere Informationen

Deutsche Kurzfassung des Weltwasserberichts


https://www.unesco.de/fileadmin/medien/Dokumente/Wissenschaft/WWDR_2018_german.pdf

DUK-Webseite Weltwasserbericht

http://www.unesco.de/wissenschaft/wasser/wwdr.html

UNESCO-Webseite zum Weltwasserbericht

http://www.unesco.org/new/en/natural-sciences/environment/water/wwap/wwdr/2018-nature-based-solutions/

 * 

Quelle:

Deutsche UNESCO-Kommission e.V.

Stabsstelle Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Colmantstraße 15, D-53115 Bonn

Telefon: +49 (0)228-60497-44

E-Mail: presse(at)unesco.de

Internet: http://www.unesco.de
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ARBEIT/2792: Studie fordert - Arbeitsmarkthürden für alle Geflüchteten abbauen (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 15.03.2018

Studie fordert: Arbeitsmarkthürden für alle Geflüchteten abbauen



Maßnahmen wie Sprachunterricht und der Abbau rechtlicher Hindernisse
haben es Geflüchteten in den vergangenen Jahren erleichtert, zu arbeiten
oder eine Ausbildung zu beginnen. Eine Metastudie zur
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten im Auftrag des Verbundprojekts
"Flucht: Forschung und Transfer" zeigt jedoch, dass die Hürden für den
Zugang zum Arbeitsmarkt nach wie vor erheblich sind.

Diese Hindernisse wirken sich dabei nicht nur negativ auf die
Geflüchteten, sondern auch auf die Arbeitgeberseite aus. Das Autorenteam
vom Berliner Institut für empirische Integrations- und Migrationsforschung
(BIM) an der Humboldt-Universität zu Berlin sowie dem Institut für
Soziologie und Sozialpsychologie (ISS) an der Universität zu Köln kommt zu
dem Schluss, dass eine flexiblere Praxis der Anerkennung von formalen und
informellen Qualifikationen mehr Geflüchteten die Aufnahme von Arbeit
erlauben würde.

Außerdem betont der Ko-Autor der Studie Prof. Johannes Giesecke: "Aktuelle
migrationspolitische Entwicklungen wie Wohnsitzauflagen und die
Verlängerung der Aufenthaltspflicht in Erstaufnahmeeinrichtungen sind
kontraproduktiv, da Mobilitätsbeschränkungen den Zugang zu Arbeitsmärkten
und Integration erschweren." Auch Geduldete und Menschen, die
möglicherweise mittelfristig in ein anderes EU-Land abgeschoben werden,
sollten Zugang zu Arbeitsmarkt oder Ausbildungsangeboten erhalten, fordert
das Autorenteam.

Die Wissenschaftlerin und die Wissenschaftler kritisieren zudem, dass
viele bisherige Studien zur Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten eine
zu enge, kurzfristige Perspektive verfolgt und auf unzureichenden Daten
basiert hätten. Die notwendige Grundlagenforschung, die es ermögliche, die
komplexen Vorgänge im Zusammenhang mit einer längerfristig zu
beobachtenden Arbeitsmarktintegration zu verstehen, beginne erst jetzt.

Der Forschungsbericht "Arbeitsmarktzugang von Geflüchteten: Potenziale,
Perspektiven und Herausforderungen" von Jonas Wiedner, Zerrin Salikutluk
und Johannes Giesecke wurde im Rahmen des vom Institut für
Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) der Universität
Osnabrück sowie dem Bonner Friedens- und Konfliktforschungsinstitut BICC
durchgeführten Verbundprojekts "Flucht: Forschung und Transfer" erstellt,
das vom Bundesforschungsministerium gefördert wird.

Gleichzeitig erschienen ist der Policy Brief "Arbeitsmarktintegration von
Geflüchteten: Was tun?" von Jonas Wiedner, Zerrin Salikutluk und Johannes
Giesecke.


Weitere Informationen unter:

flucht-forschung-transfer.de/wp-content/uploads/2018/03/SoR-07-Arbeitsmarktintegration-von-Gefl%C3%BCchteten.pdf

flucht-forschung-transfer.de/wp-content/uploads/2018/03/PB-07-Arbeitsmarktintegration-von-Gefl%C3%BCchteten.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC),

Susanne Heinke, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2326: Strom für die Ärmsten, aber zu welchem Preis? (idw)


Universität Passau - 16.03.2018

Strom für die Ärmsten, aber zu welchem Preis?



Angenommen, Sie haben pro Tag einen Dollar zur Verfügung. Wie viel davon
würden Sie investieren, um Ihr Handy laden zu können? Unter anderem diese
Frage hat ein Forschungsteam der Universität Passau und des RWI -
Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung in Essen in einer Feldstudie in
Ruanda untersucht. Die Studie hat den Best Paper Award der Green Growth
Knowledge Plattform erhalten.

"Stellen Sie sich folgendes Szenario vor: Es ist 6 Uhr morgens und Sie
wachen mit den ersten Sonnenstrahlen auf. Sie zünden Ihre Kerosin-Lampe
an, ein beißender Geruch verbreitet sich. Gestern haben Sie es gerade
noch geschafft, Ihr Handy mit Hilfe der Autobatterie des Friseurs zu
laden. Sie mussten dazu 50 Minuten zu Fuß laufen und zehn Cent
investieren, obwohl Sie pro Tag nur einen Dollar zur Verfügung haben."
Dieses Szenario, das Jörg Peters, Honorarprofessor an der Universität
Passau, und Luciane Lenz vom RWI in ihrem Blog-Eintrag "Lighting up rural
Africa" beschreiben, dürfte für viele Menschen in Ruanda Alltag sein -
jedenfalls für die, die in einem der 15 abgelegenen Dörfer in Ruanda
leben, in dem die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ihre Feldstudie
durchgeführt haben.

Neben Peters und Lenz waren dies Prof. Dr. Michael Grimm, Inhaber des
Lehrstuhls für Development Economics an der Universität Passau, und Dr.
Maximiliane Sievert vom RWI.

Das Forschungsteam hat für die Studie "Demand for Off-grid Solar
Electricity: Experimental Evidence from Rwanda" den Best Paper Award auf
der Konferenz der Green Growth Knowledge Platform (GGKP) erhalten, die im
Hauptquartier der Weltbank in Washington D.C. stattfand. Die Green Growth
Knowledge Platform bringt Expertinnen und Experten weltweit zusammen, um
Empfehlungen, Daten und Werkzeuge für den Übergang zu einer Grünen
Ökonomie zu diskutieren. Beteiligt sind neben der Weltbankgruppe das
United Nations Environment Programm (UNEP) sowie die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD).

In der Studie kommen die Forscherinnen und Forscher zu dem Ergebnis, dass
Elektrizität den Menschen zwar viel wert ist, dies aber nicht ausreicht,
um die Kosten für netzunabhängige Photovoltaikanlagen komplett zu tragen.
"Die Untersuchung hat klar gezeigt, dass ein rein marktbasierter Ansatz
für die Bevölkerung in den entlegenen Gegenden nicht genügen wird", sagt
Prof. Dr. Michael Grimm.

Konkret haben die Forschenden 325 abgelegenen Haushalten die folgenden
Solarpanels angeboten: 0,5-Watt, um die gefährliche und umweltschädliche
Kerosinlampe durch eine Solarlampe zu ersetzen, 3,3-Watt, um auch noch das
Handy aufladen zu können, sowie eine 20-Watt-Anlage, die mehrere Zimmer
erleuchten könnte, während gleichzeitig das Radio läuft. Stromintensive
Geräte wie Fernseher oder Waschmaschinen können mit keinem der Panels
betrieben werden.

Die untersuchten Haushalte waren bereit oder fähig, 38 bis 55 Prozent der
momentanen Marktpreise für solche Solarpanels zu zahlen. Es entsteht somit
eine Finanzierungslücke, die je nach Panel zwischen 8 und 83 Dollar liegt.
Im Vergleich dazu würde es zwischen 500 und 1000 Dollar pro Haushalt
kosten, um diesen mit Hilfe des Electricity Access Rollout Programms
(EARP) an das Stromnetz in Ruanda anzubinden. Letzteres hätte den Vorteil,
dass sich für die Haushalte ganz neue Möglichkeiten ergäben: Sie könnten
dann auch stromintensive Geräte wie Waschmaschinen oder Fernseher nutzen,
tatsächlich sind solche Geräte für die Haushalte aber noch viel zu teuer.

Was also empfehlen die Forscherinnen und Forscher der Politik? "Die
Politik sollte mittelgroße Solar-Technologien finanziell unterstützen, um
sicherzustellen, dass die Ärmsten der Armen versorgt sind. Zugleich sollte
sie in netzgekoppelte Strategien investieren, wenn es sich um Gebiete mit
wirtschaftlichem Potential handelt, wo die Nachfrage nach Strom hoch ist
und die Wirkung somit ebenfalls hoch sein könnte", schreiben Peters und
Lenz in ihrem Blog-Eintrag.

Über die beteiligten Forscherinnen und Forscher

Prof. Dr. Michael Grimm ist Inhaber des Lehrstuhls für Development
Economics an der Universität Passau und international anerkannt als
Experte im Bereich der Entwicklungsökonomie. Er hat bereits zahlreiche
Feldstudien durchgeführt, die sich mit den Auswirkungen des
technologischen Wandels in Entwicklungsländern befassen.

Dr. Jörg Peters ist Honorarprofessor am Lehrstuhl für Development
Economics an der Universität Passau und Experte in Fragen des
Energiezugangs in Entwicklungsländern. Er leitet zudem die
Forschungsgruppe "Klimawandel in Entwicklungsländern" am RWI -
Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung in Essen.

Dr. Maximiliane Sievert ist stellvertretende Leiterin der
Forschungsgruppe "Klimawandel in Entwicklungsländern" am RWI. Sie forscht
zum Verhältnis von Armut und verbessertem Zugang zu Energie-, Wasser- und
Finanzinfrastruktur in Entwicklungsländern.

Luciane Lenz promoviert am Lehrstuhl für Development Economics und
ist Wissenschaftlerin in der RWI Forschungsgruppe "Klimawandel in
Entwicklungsländern". Sie arbeitet in Projekten zur Evaluierung von
Entwicklungsmaßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zu moderner Energie.


Weitere Informationen unter:

http://www.greengrowthknowledge.org/blog/lighting-rural-africa-how-much-do-poor-value-electricity-and-can-they-afford-pay-it

- Blogeintrag zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, Katrina Jordan, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZIVILRECHT/730: Erbrecht - "Vollmacht" als Testament? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. März 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Erbrecht

"Vollmacht" als Testament?



Hamm/Berlin (DAV). Auch wenn es mit "Vollmacht" überschrieben ist,
kann ein Schriftstück ein rechtswirksames Testament darstellen.
Voraussetzung ist, dass es eigenhändig vom Verfasser geschrieben und
unterzeichnet ist. Die Arbeitsgemeinschaft Erbrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) berichtet über ein Urteil des Oberlandesgerichts
(OLG) Hamm vom 11. Mai 2017 (AZ: 10 U 64/16).

Das Patenkind der Verstorbenen nimmt die Tante auf Erfüllung von
Vermächtnissen der Erblasserin in Anspruch. In zwei Schriftstücken,
jeweils überschrieben mit "Vollmacht", ermächtigt die Erblasserin ihr
Patenkind, über ihren Bausparvertrag sowie über "sämtliches Vermögen"
bei der Volksbank über ihren Tod hinaus verfügen zu können.

Das Patenkind sieht sich zu Recht als Vermächtnisnehmerin: Solange das
Schriftstück eigenhändig geschrieben und unterschrieben ist, ist nicht
notwendig, dass ein Erblasser seine letztwillige Verfügung mit
"Testament" oder "mein letzter Wille" überschrieben hat. Die
getroffene Verfügung muss nur den ernstlichen Willen erkennen lassen,
die eigene Rechtsnachfolge von Todes wegen zu regeln. Die beiden mit
"Vollmacht" überschrieben Schriftstücke der Erblasserin erfüllen diese
Anforderungen an ein rechtswirksames privatschriftliches Testament.
Das Patenkind hat damit Anspruch auf den Bausparvertrag sowie das
sonstige Vermögen bei der Volksbank.

Informationen: www.dav-erbrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ErbR 02/18 vom 16. März 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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ZIVILRECHT/729: Erteilung von Grundbuchauszügen, wenn die Erben noch nicht feststehen? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. März 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Erbrecht

Erteilung von Grundbuchauszügen, wenn die Erben noch nicht feststehen?



München/Berlin (DAV). Für potentielle Erben ist es wichtig, über
Grundstücke des Verstorbenen alle Informationen zu haben. Wenn der
Erbe aber noch nicht feststeht, kann das Grundbuchamt die Auskunft
verweigern, wie die Arbeitsgemeinschaft Erbrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) über einen Beschluss des Oberlandesgerichts (OLG)
München vom 11. Januar 2018 (AZ: 34 Wx 201/17) berichtet.

Die potentiellen Erben beantragen beim Grundbuchamt Auszüge über
diverse Grundstücke des Erblassers und legen hierfür dessen
notarielles Testament, welches sie als Erben vorsieht, vor. Das
Grundbuchamt lehnt ab, da das Nachlassverfahren noch nicht
abgeschlossen ist.

Das OLG München argumentiert, ein anerkennungswürdiges berechtigtes
Interesse rechtlicher Natur für die Einsichtnahme ins Grundbuch
besteht unter anderem für denjenigen, der im Grundbuch eingetragen ist
oder im Wege der Grundbuchberichtigung eingetragen werden kann. Hierzu
zählen auch die vom Nachlassgericht festgestellten Erben als
Rechtsnachfolger des Erblassers. Im vorliegenden Fall ist das
Erbenermittlungsverfahren jedoch wegen bestehender Zweifel an der
Testierfähigkeit des Erblassers noch nicht abgeschlossen. Der
Antragsteller ist somit noch nicht als (Mit-)Erbe festgestellt. Das
Nachlassgericht hat im Gegenteil starke Zweifel an der
Testierfähigkeit des Erblassers und damit an der Wirksamkeit des
Testamentes. Ein anerkennungswürdiges berechtigtes Interesse der im
Testament vorgesehenen Erben besteht damit momentan nicht.

Informationen: www.dav-erbrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ErbR 01/18 vom 16. März 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STELLUNGNAHME/048: Ungarn - Das Urteil stand schon vorher fest (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 15.3.2018

Das Urteil stand schon vorher fest: Ahmed H. bleibt für das Ungarische
Regime ein Terrorist



Ungarn behält seinen Terroristen. Am 14. März 2018 wurde in Szeged das
Urteil gegen Ahmed H. aus dem voran gegangenen Prozess bestätigt. Der feine
Unterschied: Statt zu zehn Jahren Haft wurde er nun zu sieben Jahren
verurteilt.

Die Plädoyers von Staatsanwaltschaft und Verteidigung wurden vormittags
gehalten, das Urteil folgte überraschenderweise bereits nach der
Mittagspause. Das Urteil fällt in der Hochphase des Wahlkampfs für die
Parlamentswahl am 8. April und einen Tag vor dem ungarischen
Nationalfeiertag. Der Richter hatte sich offenbar entschieden, seine
Karriere nicht aufs Spiel zu setzen, indem er in der Urteilsbegründung in
großen Teilen der Anklage folgte. Seine zum Abschluss verlesene
ausführliche Begründung berücksichtigte die Argumente von Ahmed H.'s
Verteidiger nicht. Die geringere Strafe kam zustande, da Ahmed H.
nachweislich die wütende Menge versucht hatte zu beruhigen und ein
Ultimatum an die Polizei nicht belegt werden konnte.

Die Verteidigung hatte hervorgehoben, der syrische Mann habe seine Familie
auf der Flucht über von der Türkei über die Balkanroute begleiten wollen
und am Grenzübergang Röszke - wie viele andere auch - gehofft, das Grenztor
zwischen Serbien und Ungarn würde nicht endgültig geschlossen bleiben.
Emotionale Reaktionen Ahmed H.s und anderer Menschen waren der angespannten
Situation am 16.9.2015 geschuldet, Ahmed selbst sei keinerlei Aggression
gegen die Polizei nachzuweisen.

Der Staatsanwalt hatte im Gegenteil betont, sein Fokus liege ausschließlich
auf dem "Terrorakt". Der gesamte Kontext - also der Grund für die
Anwesenheit Ahmed H.s und seiner Familie an der Grenze zähle nicht. Weder
galt für ihn die Not, in der die Menschen am Grenzübergang Röszke nach
langer Reise nun festsaßen, noch die zurückliegenden Strapazen ihrer Flucht
nach Europa; weder die aufgeladene Situation an der Grenze, noch die
Polizeigewalt gegenüber den Wartenden. Die Polizeibeamt*innen hatten seiner
Ansicht nach in der gesamten Situation stets richtig gehandelt, diese zu
provozieren, sei die eigentliche Absicht Ahmed H.s in Röszke gewesen. Sein
Ziel, (illegal) Ungarn zu durchqueren, sei in allen seinen "Taten" ablesbar
gewesen.

Ahmed H.s Anwalt Peter Barandy machte in seinem Plädoyer zu Beginn
deutlich, dass der Fall rein juristisch beurteilt werden müsse und Politik
außen vor bleiben sollte. Seine Strategie ist nicht aufgegangen, wie das
harte Urteil zeigt. Richtiger wäre gewesen zu benennen, was sich gestern in
Szeged abspielte: Es handelt sich um einen politischen Schauprozess, in dem
das Urteil bereits feststand, noch bevor die Plädoyers gesprochen worden
waren.

Mit diesem Urteil behält Ungarn nun seinen Terroristen, der weiterhin für
die rassistische Propaganda der Fidesz-Regierung eingesetzt wird. Derzeit
steht ihre Wiederwahl am 8. April noch nicht fest. Ob eine andere Regierung
die bisher in Ungarn geltenden Maßnahmen der Flüchtlingsabwehr -
geschlossene Lager in der Transitzone für sämtliche Asylbewerber*innen,
legale Pushbacks aus ganz Ungarn zurück nach Serbien, oder der zweifache
Grenzzaun, geschützt von Frontex und speziellen "Grenzjägern", -
zurücknehmen wird, darf bezweifelt werden.

Britta Rabe, Szeged, 15.3.2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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KIRCHE/2092: Syrien - "Sieben bittere Jahre des Blutvergießens" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 19.03.2018

"Sieben bittere Jahre des Blutvergießens"

EKD-Ratsvorsitzender Bedford-Strohm ruft zur Fürbitte für Menschen in
Syrien auf



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, hat anlässlich des siebten
Jahrestages des Beginns der Kämpfe in Syrien zur Fürbitte für die leidenden
Menschen in Syrien aufgerufen. Gleichzeitig bittet er die Bundesregierung,
alles Menschenmögliche für die Beendigung des Blutvergießens zu tun:

"Der Krieg in Syrien geht in diesen Tagen in sein achtes Jahr. Sieben
bittere Jahre des Blutvergießens, von Hass und Gewalt, von gescheiterten
Friedensbemühungen und weiterer Eskalation haben mehr als 500.000
Todesopfer gefordert und ein zerstörtes Land hinterlassen. Millionen
syrischer Menschen sind auf der Flucht. Die Opfer gehören allen ethnischen
Gruppen und Religionsgemeinschaften an. Mit großer Sorge sehen wir, dass
die christlichen Kirchen und Gemeinschaften besonderer Verfolgung
ausgesetzt und an manchen Orten nahezu ausgelöscht sind.

Alle Hoffnungen auf die Einhaltung von Waffenstillständen und auf eine
politische Lösung sind enttäuscht worden. Der Friede scheint ferner denn je
zu sein. Neue dramatische humanitäre Katastrophen größten Ausmaßes sind in
vollem Gange.

Im Norden Syriens haben türkische Regierungstruppen nun die mehrheitlich
von Kurden bewohnte Stadt Afrin eingenommen.

In Ost-Ghouta sind 350.000 Zivilisten schutzlos, ohne Lebensmittel und
medizinische Versorgung brutalen Kämpfen ausgesetzt. Das syrische Regime
führt einen verbrecherischen Krieg gegen sein eigenes Volk. Der
eskalierende und unverhältnismäßige Gewalteinsatz der Regierungstruppen und
ihrer ausländischen Unterstützer unterscheidet nicht zwischen Kämpfern und
Zivilisten. Die Rebellengruppen, die hier, nur fünf Kilometer vom
Stadtzentrum von Damaskus entfernt, ihre letzte Bastion im Herzen des
syrischen Staatsgebietes halten, missbrauchen in ebenso verbrecherischer
Weise die Zivilbevölkerung, Frauen, Kinder und alte Menschen, als lebendige
Schutzschilde.

Angesichts der dramatischen humanitären Lage bitten wir die Christinnen und
Christen und alle christlichen Gemeinden, nicht nachzulassen in der
Fürbitte für die Leidenden, im Gebet für den Frieden und in der Mühe, die
Not durch humanitäre Hilfe zu lindern.

Die neue Bundesregierung und alle politisch Verantwortlichen bitten wir
dringlich, gemeinsam mit ihren internationalen Partnern alles
Menschenmögliche zu tun, um zunächst die menschliche Sicherheit für die
leidende Zivilbevölkerung in Ost-Ghouta zu gewährleisten, darüber hinaus
weitere Schritte einzuleiten hin zu einer nachhaltigen politischen
Friedenslösung für Syrien und seine Nachbarstaaten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 33/2018 vom 19.03.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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STANDPUNKT/098: Religion gehört auch in den öffentlichen Raum (Initiative kulturelle Integration)


Initiative kulturelle Integration - Pressemitteilung vom 18. März 2018

Religion gehört auch in den öffentlichen Raum

Die Frage, ob der Islam zu Deutschland gehört, ist am Tag des Inkrafttreten
des Grundgesetzes am 24. Mai 1949 positiv geklärt worden



Berlin, den 18.03.2018. In den letzten Tagen wurde eine äußerst
rückwärtsgewandte Diskussion über die Religionsfreiheit in Deutschland
geführt. Dabei ist die Frage seit Inkrafttreten des Grundgesetzes für die
Bundesrepublik Deutschland am 24. Mai 1949 in Artikel 4 des Grundgesetzes
eindeutig geklärt: Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die
Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind
unverletzlich. Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.

Die Initiative kulturelle Integration hat sich im letzten Jahr in ihren
"Fünfzehn Thesen zur kulturellen Integration" intensiv auch mit der Frage
beschäftigt ob Religion in den öffentlichen Raum gehört. Die These 4 der
Initiative lautet: Religion gehört auch in den öffentlichen Raum.
Religionen können wichtige Beiträge zur kulturellen Integration leisten. In
Deutschland sind Staat und Religion klar voneinander unterschieden, aber
auch aufeinander bezogen. Den Religionen wird die Möglichkeit gegeben, in
der Öffentlichkeit sichtbar aufzutreten und aktiv am gesellschaftlichen
Leben mitzuwirken. Zugleich aber unterliegen sie den geltenden
rechtsstaatlichen Regeln und einem öffentlichen Diskurs. Dieses Verhältnis
von Staat und Religion hat sich in Deutschland bewährt. Die ökumenische
Verständigung, der interreligiöse Dialog und die friedensstiftende Kraft
von Religion sollten gestärkt werden. Hier können Gemeinsamkeiten gefunden
werden, um mit bestehenden Unterschieden konstruktiv umzugehen.

Der Moderator der Initiative kulturelle Integration und Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Im Grundgesetz wird die
Religionsfreiheit in unserem Land zu einem der unveräußerlichen Grundrechte
erhoben, das gilt selbstverständlich auch für Muslime und den Islam.
Spannend ist die Frage, ob und wenn ja, wie deutlich, Religion in den
öffentlichen Raum gehört. Hier hat die Initiative Kulturelle Integration
klar Position bezogen und hierüber kann man auch gerne beherzt streiten.
Die Frage, ob der Islam zu Deutschland gehört, wenn Muslime in Deutschland
leben, ist am Tag des Inkrafttreten des Grundgesetzes am 24. Mai 1949
positiv geklärt worden. Einer Debatte darüber bedarf es nicht."




Initiative kulturelle Integration:

Die Initiative kulturelle Integration hat sich im Dezember 2016 gegründet
um erste Antworten auf Fragen wie "Welchen Beitrag kann Kultur zur
Integration und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt leisten?" zu finden und
auch offene Fragen zu benennen. Sie geht auf eine Idee des Deutschen
Kulturrates zurück und ist überparteilich.

Erste Aufgabe der Initiative war es, mit Vertreterinnen und Vertretern der
Zivilgesellschaft, der Sozialpartner, der Kirchen und
Religionsgemeinschaften, der Medien, der Bundesregierung, der Länder und
Kommunen Thesen zu erarbeiten, in denen es um das Gelingen von kultureller
Integration in einem vielfältigen Deutschland geht. Diese 15 Thesen wurden
am 16. Mai 2017 der Öffentlichkeit vorgestellt.

Initiatoren:

Deutscher Kulturrat; Bundesministerium des Innern; Bundesministerium für
Arbeit und Soziales; Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien; Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und
Integration

Mitwirkende Institutionen:

ARD; Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege;
Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände; Bundesverband Deutscher
Zeitungsverleger; Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände;
Deutsche Bischofskonferenz; Deutscher Beamtenbund und Tarifunion; Deutscher
Gewerkschaftsbund; Deutscher Journalisten-Verband; Deutscher Landkreistag;
Deutscher Naturschutzring; Deutscher Olympischer Sportbund; Deutscher
Städte- und Gemeindebund; Deutscher Städtetag; Evangelische Kirche in
Deutschland; Forum der Migrantinnen und Migranten im Paritätischen;
Koordinationsrat der Muslime; Neue Deutsche Organisationen; Verband
Deutscher Zeitschriftenverleger; Verband Privater Rundfunk und Telemedien;
ZDF; Zentralrat der Juden in Deutschland

Mehr Informationen zur Initiative kulturelle Integration finden Sie
unter:

www.kulturelle-integration.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/316: Brasilien - Mord an prominenter Links-Politikerin (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Mord an prominenter Links-Politikerin in Brasilien

Von Mario Schenk
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Marielle Franco

Foto: Mídia Ninja (CC BY-NC-SA 2.0), Flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0/de/]



(Rio de Janeiro, 16. März 2018, amerika21) - In der Nacht von Mittwoch
auf Donnerstag sind in Rio de Janeiro die lokale Abgeordnete der
Sozialistischen Partei (PSOL), Marielle Franco, und ihr Fahrer im
Dienstwagen erschossen worden. Ihre Pressesprecherin kam mit leichten
Verletzungen in ein Krankenhaus. Franco befand sich nach einer
Veranstaltung für die Rechte schwarzer Frauen auf dem Heimweg, als an
einer Kreuzung aus einem Nachbarwagen das Feuer eröffnet wurde. Die
Ermittler gehen von einer Hinrichtung aus. Laut Polizeiangaben hatten
die Täter genaue Kenntnis vom Sitzplatz der Politikerin. Die Schüsse
seien gezielt auf Franco abgegeben worden, gleichwohl die Scheiben
komplett verdunkelt waren, berichtet das Nachrichtenportal UOL unter
Berufung auf die Polizei. Aus dem Umfeld der Menschenrechtspolitikerin
hieß es, dass weder die Partei noch ihre Familie Kenntnis von
Drohungen gegen sie hatten.


Unter Verdacht stehen die para-polizeilichen Milizen

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt gibt es keine Anhaltspunkte für
Verdächtigungen. Doch die offensichtliche Hinrichtung deutet auf eine
klare Botschaft an die Öffentlichkeit und Machtdemonstration hin:
Medienberichten zufolge erinnert die Art des Verbrechens an die
Ermordung der Richterin Patrícia Acioli aus dem Jahr 2011, die gegen
sogenannte Milizen ermittelte und, wie sich herausstellte, von diesen
ermordet wurde. Diese para-polizeilichen Gruppen formierten sich unter
dem Vorwand, den Drogenhandel und das organisierte Verbrechen zu
bekämpfen und rekrutieren sich vorwiegend aus ehemaligen oder außer
Dienst stehenden Polizisten oder Militärangehörigen. Nicht selten
finanzieren sie sich aus Schutzgelderpressungen und der Kontrolle
lokalen Handels. Die Bedrohung durch Milizen ist auch heute aktuell.
Allein im Wahlkampf 2016 sind in der Metropolregion Rio de Janeiro
neun Kandidaten und Politiker im Amt durch gezielte Schüsse in der
Öffentlichkeit ermordet worden. Immer wieder sind dabei Verstrickungen
zwischen Milizen und der lokalen Polícia Militar (PM) aufgedeckt
worden. Erst am Mittwoch hatte die mit Ermittlungen beauftragte
Polícia Civil neun Personen festgenommen, die verdächtigt werden,
Mitglied einer Miliz zu sein. Vier von ihnen waren Polizisten der
Polícia Militar. Nicht selten reagierten Milizen auf Festnahmen und
Angriffe mit Rachemorden.


Die Miliz führt die Liste mit den meisten Todesfällen
an

Die 38-jährige Schwarze, die selbst aus der Favelá Maré stammt, setzte
sich seit über zehn Jahren aktiv für Menschenrechte und insbesondere
die Rechte von Schwarzen und Frauen ein. Immer wieder hatte Franco das
rassistische Vorgehen der Polizei in Rios Favelas angeklagt. Bei der
letzten Wahl 2016 war sie die fünft meist gewählte Abgeordnete.
Zuletzt hatte die Links-Politikerin zum wiederholten Male die Polizei
für den Tod von Jugendlichen verantwortlich gemacht. Auf ihrem
Facebook-Account hatte Franco am 10. März geschrieben, Polizisten des
41. Bataillon "terrorisieren und üben Gewalt gegenüber den Bewohnern
von Acari aus. Zwei Jugendliche wurden getötet und in einen
Abwassergraben geworfen". Die jüngste Militärintervention habe diesen
alltäglichen Zustand von Gewalt gegen Bewohner einkommensschwacher
Wohngebiete nur noch schlimmer gemacht, so die Abgeordnete.
Tatsächlich führt der Einsatzbereich des 41. Bataillons die Liste mit
den meisten Todesfällen im Bundesstaat an. In den letzten fünf Jahren
sind nach Angaben des Instituts für Öffentliche Sicherheit (ISP) dort
450 Menschen gewaltsam ums Leben gekommen. Erst vor zwei Wochen wurde
Franco zur Vorsitzenden der Kommission gewählt, die die
Militäraktionen in den Favelas überwachen soll. Gegen die massive
Intervention der Armee und der Polizei hatte sie sich von Beginn an
positioniert. "Das ist eine einzige Farce", so Franco vor einem Monat.
"Die Militärintervention dient einzig dem Image der Verantwortlichen
für Innere Sicherheit sowie der Rettung der [regierenden] Partei PDMB
und steht in Verbindung mit der Sicherheits- und Waffenindustrie."


Die Regierung will weiter an der Militärintervention
festhalten

Nach Bekanntwerden ihres Todes kam es landesweit zu Trauerbekundungen
und Protesten. Die Parlamentssitzung in Brasília begannen die
Abgeordneten mit einer Ehrung der Ermordeten. Sonnenblumen und
erhobene Fäuste prägten das Bild der Zeremonie. Unterdessen weitet
sich der Mord zu einem großen Politikum aus. De-facto-Präsident Michel
Temer (PMDB), der die Ermordung ein feiges Verbrechen nannte,
entsandte extra Verteidigungsminister Raul Jungmann nach Rio. Dieser
soll die Ermittlungen persönlich begleiten. Die Regierung bekräftigte
zugleich, an der seit Mitte Februar laufenden Militärintervention
festzuhalten. In Rio nahmen Tausende an einem Trauermarsch teil.
Währenddessen besetzen Demonstranten das Stadtparlament. Sie machten
die Polizei selbst für die Tat verantwortlich. Am Ort des Verbrechens
hob der langjährige Menschenrechtsaktivist und
PSOL-Bürgermeisterkandidat Marcelo Freixo ihren Aktivismus hervor:
"Sie war eine sehr wichtige Person im Kampf gegen den Rassismus in
Rio. Ihre Ermordung ist ein Verbrechen gegen die Demokratie, ein
Angriff auf uns alle". Die Landlosenbewegung, MST, nannte Franco eine
wichtige Verbündete und sprach von einem Verlust im Kampf für soziale
Gerechtigkeit und forderte die schnellstmögliche Aufklärung.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mord-an-prominenter-links-politikerin-in-brasilien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Quelle:
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Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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SCHACH-SPHINX/06509: Kretins und geistlose Effekthascher? (SB)


Jede Zunft hat ihre abschreckenden Zechbrüder, und für die Herren
Schach- und Großmeister gibt es keinen schöneren Zeitvertreib, als mit
genüßlicher Miene auf die Herren Kaffeehausspieler herabzulächeln. Das
war nicht immer so. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts pflegten
die besten Spieler gerade im Kaffeehaus zu residieren. Selbst das
gekrönte Haupt Wilhelm Steinitz fand sich gerne in den verrauchten
Stuben ein, um seiner monetären Schwindsucht auf die Beine zu helfen.
In Frankreich gehörte es gar zum guten Ton, sich Kaffeehausspieler
nennen zu dürfen. Erst mit der Geburt des Turnierspielers setzte die
fingerzeigende Verhöhnung ein. Plötzlich waren Kaffeehäuser Horte
niederer Künste, wo "Schimpansen" und "Scharlatane" ahnungslosen
Laienspielern in Zockermanier das Geld aus der Tasche zogen. Die ganze
Erhabenheit der Turnierwelt blickte von da an süffisant über die
Schulter zurück. Während sie sich als Künstler empfanden und durch die
Säle schritten wie Götter, verzerrten sie den anderen Typus von
Schachspieler zu einem Spottbild, zu einem Kretin und geistlosen
Effekthascher. Doch andersherum gefragt: Was wären die Meister von
heute ohne ihre Vorfahren, wenn diese nicht in Kaffeehäusern aus dem
Schach erst ein kombinationsträchtiges Spiel gemacht hätten? Viele
Siege der alten Ära gelten selbst in unseren biederen
Spießbürgerzeiten als glänzende Juwelen der Schachkunst. Im heutigen
Rätsel der Sphinx konnte der 'Kaffeehäusler' Deschapelles mit den
schwarzen Steinen einen hübschen Mattsieg erringen, Wanderer.
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Cochrane - Deschapelles

Paris 1821


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer in riskante Aktien investiert, fällt oft ins Bodenlose, und so
erging es auch Meister Feustel nach 1...Sf6xd5. Sein Kontrahent
Göhring brachte ihn mit 2.Th1xh6+! Kh8-g8 - 2...Lg7xh6 3.Df2-h2 Db6-c7
4.Le3xh6! - 3.Df2-f7+! Tf8xf7 4.g6xf7+ Kg8-f8 5.e4xd5 Lb7xd5 6.Td1-f1!
Sa5-c4 - 6...Db6-d8 7.Th6-g6 Sa5-c6 8.Tg6xg7 Kf8xg7 9.f7-f8D+ Dd8xf8
10.Le3-h6+ Kg7xh6 11.Tf1xf8 - 7.Th6-h8+! Lg7xh8 8.Le3-h6+ an den
Bettelstab. Angesichts von 8...Lh8-g7 9.Lh6xg7+ Kf8xg7 10.f7-f8D+ und
Matt in wenigen Zügen gab sich der Bankrotteur Feustel sogleich
geschlagen.



Erstveröffentlichung am 23. März 2005
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ERWACHSEN/062: DIE Zeitschrift für Erwachsenenbildung in neuem Gewand (idw)


Deutsches Institut für Erwachsenenbildung - Leibniz-Zentrum für
Lebenslanges Lernen e. V. - 16.03.2018

DIE Zeitschrift für Erwachsenenbildung in neuem Gewand 

Neustart für eine bewährte Zeitschrift



Bonn, 16. März 2018. Für die professionellen Akteure der Erwachsenen- und
Weiterbildung gibt es das bewährte Fachmedium seit heute in neuem Gewand.
Es heißt jetzt "weiter bilden. DIE Zeitschrift für Erwachsenenbildung"
und wurde visuell sowie konzeptionell weiterentwickelt. Passend zum
Relaunch lautet das Thema der Ausgabe "Neustart. Kontinuität und Wandel in
der Erwachsenenbildung".

Mit Beginn des 25. Jahrgangs werden die Macher der Zeitschrift die
Praxisorientierung noch weiter schärfen, um mehr Weiterbildnerinnen und
Weiterbildner zu erreichen. Ihnen soll "weiter bilden" anwendbare
Informationen liefern und eine relevante Unterstützung sein. Praxis wird
nun expliziter reflektiert, Praktiker kommen verstärkt zu Wort, Lernorte
und Personen werden vorgestellt. Ihrem Grundkonzept bleibt die Zeitschrift
dabei weiterhin treu, Praktikern und Wissenschaftlern aus der
Erwachsenenbildung sowie der Politik und Administration anhand eines
aktuellen Themenschwerpunkts wissenschaftlich fundierte Reflexionsangebote
zu machen und sie über Trends und Neuerungen zu informieren.

Mit dem Relaunch zeigt die Zeitschrift schon im Titel "weiter bilden",
dass sie das gesamte Handlungsfeld der Erwachsenen- und Weiterbildung
ansprechen möchte. Dazu sagt der neue Mitherausgeber und langjährige
Redaktionsleiter Peter Brandt: "Es gibt sehr umfangreiche Teilfelder der
beruflichen und betrieblichen Weiterbildung, die mit dem Begriff der
Erwachsenenbildung nicht so eng verknüpft sind. Diese zwei klein
geschriebenen Worte "weiter bilden" sollen zum Ausdruck bringen, dass
unsere Leserinnen und Leser zur Bildung anderer beitragen und dies bitte
noch lange und immer weiter tun sollen." Neben dem temporären Aspekt
stecke in dem Wort "weiter" aber auch die Bedeutung von thematischer
Breite und einem geweiteten Horizont. Brandt und sein Team hoffen, dass
sich Personen, die sich als Weiterbildner verstehen, mit dem Titel gut
identifizieren können.

Josef Schrader, Herausgeber der DIE-Zeitschrift, ist gespannt, ob es mit
dem neuen Konzept gelingt, frei nach dem Dichter Rilke, Bewahrung durch
Verwandlung zu schaffen: "Das DIE zeigt mit dem Relaunch der Zeitschrift,
dass es Innovationen nicht nur im Bereich digitaler Medien hervorbringt
(z.B. wb-web.de), sondern auch für gedruckte Formate eine Zukunft sieht,
wenn diese optisch und haptisch überzeugend sind."


Weitere Informationen unter:

http://www.die-bonn.de/zeitschrift

http://www.wbv.de/weiter-bilden

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution535

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Erwachsenenbildung - Leibniz-Zentrum für

Lebenslanges Lernen e. V., Beate Beyer-Paulick, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/324: Lübeck - "Golden Ace - Die Magier" am 14. April 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

"Golden Ace - Die Magier" - Meister der Täuschung



Das Magierduo »Golden Ace« gehört zu den Newcomern der Branche. Doch
weil ihr Programm so ungewöhnlich und überraschend ist, eroberten die
Magier Alexander Hunte und Martin Köster die Bühnen von Deutschland im
Sturm.

Termin 14/04, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 11/14/17/20 Euro (ermäßigt 7/10/13/17 Euro)

Weitere Infos www.golden-ace.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. März 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153

Fax. 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1165: Theater Magdeburg - »Die Präsidentin«, Termine 12.05. - 10.06.2018


Marine-Le-Pen-Vision am Schauspielhaus Magdeburg

Corinna Harfouch ist »Die Präsidentin«



Schon im Jahr 2015 hat das Comicbuch »La Présidente« der beiden
französischen Autorenund Zeichner François Durpaire und Farid
Boudjellal in Form eines »contrefactuel«, also eines
Was-wäre-wenn-Szenarios, Furore gemacht. Am Theater Magdeburg kommt
diese Fiktion eines Frankreich unter einer Präsidentin Marine Le Pen
und ihrer rechtspopulistischeen Partei, dem Front National, nun auf
die Bühne. Regie führt Schauspieldirektorin Cornelia Crombholz, für
die Titelrolle konnte mit Corinna Harfouch eine der bekanntesten
deutschen Schauspielerinnen gewonnen werden. »Die Präsidentin« feiert
Premiere am Sa. 2.6.2018 um 19.30 Uhr im Schauspielhaus.

Politik wird gemacht von Persönlichkeiten. Marine Le Pen, Vorsitzende
der rechtspopulistischen Partei Front National in Frankreich, hat
Charisma und Strahlkraft, und sie kann überzeugend ihr Programm
verkaufen. Ihre Partei hat sie erneuert, entdämonisiert und salonfähig
gemacht. Marine Le Pen, die sich gerne mit der Heiligen Johanna von
Orléans vergleicht, hat den Eliten in ihrem Land den Kampf angesagt;
sie mischt sich lieber unters Volk, das sie, ihren Vornamen rufend,
bejubelt. Die marineblaue Welle hat sie im Mai 2017 bis in die
Stichwahl um das höchste Staatsamt getrieben. Marine Le Pen ist Teil
einer populistischen Strömung, deren Vertreter in ganz Europa in die
Parlamente drängen und die politischen Landschaften deutlich
verändern.

Die beiden Comicautoren François Durpaire und Farid Boudjellal haben
bereits 2015 in ihrem äußerst erfolgreichen Comicbuch »La Présidente«
ein Was-wäre-wenn-Szenario entworfen: Sie malten sich im doppelten
Wortsinne aus, was passieren könnte, wenn Marine Le Pen und der Front
National nach der Präsidentschaftswahl 2017 an der Spitze Frankreichs
stünden. Im Comic kommt es zu Massenausweisungen, Frexit,
 NATO-Austritt, einem nationalistischem Schulprogramm und zur
Intensivierung der allgemeinen Überwachung; die Politikerin Le Pen
rutscht in eine schwere politische Krise, denn andere, noch radikalere
Kräfte wollen durch sie an die Macht. Der Ausnahmezustand wird
ausgerufen, die Sprache verroht, der Ton wird rauer, die gezeichnete
Körpersprache wird aggressiver, und ganz Europa sieht sich mit einer
Spaltung konfrontiert, die Le Pen als Präsidentin maßgeblich mit
vorangetrieben hat.

Auch hier in Deutschland sitzen Rechtspopulisten in den Parlamenten,
auch hier zeigen beispielsweise die Wahlergebnisse die Risse in der
Gesellschaft auf. Das Szenario einer politischen Entwicklung, die
unser Zusammenleben nachhaltig verändern würde, ist unverändert
brandaktuell, und es ist ein spannender Bühnenstoff. Mit Corinna
Harfouch konnte eine der wichtigsten deutschsprachigen
Schauspielerinnen für die Rolle der Präsidentin gewonnen werden. Sie
ist eine Künstlerin, die sich ihren Figuren vorrangig über die Sprache
nähert; und so steht in der Inszenierung von Schauspieldirektorin
Cornelia Crombholz besonders der sprachliche Gestus von Marine Le Pen
im Fokus, zusammen mit Fragestellungen zur Architektur der Macht. Die
Präsidentin stellt sicher geglaubte Werte wie Demokratie und
Menschenrechte in Frage - diese Uraufführung ist ein Königinnendrama
mit großer sozialer Sprengkraft als nicht mehr allzu unrealistische
Dystopie.

Das Schauspiel des Theaters Magdeburg schließt mit dieser Produktion
die inhaltliche Klammer seines deutlich politisch ausgerichteten
Spielplans in der Spielzeit 2017/2018: Die Eröffnungspremiere
»Antigone und Ödipus. Trilogie der Verfluchten« blickte auf die
Entstehung der Demokratie im antiken Griechenland, »Die Präsidentin«
wird ein mögliches Ende der Demokratie als »contrefactuel«, als
Gedankenmodell beschreiben.

Das Theater Magdeburg produziert diese Uraufführung in Kooperation mit
den renommierten Ruhrfestspielen Recklinghausen, wo sie am 12. 5. 2018
als Highlight der Festspiele angekündigt ist. Diese Zusammenarbeit
unterstreicht einmal mehr die Strahlkraft des Theaters Magdeburg weit
über die Landesgrenzen von Sachsen-Anhalt hinaus.

Uraufführung "Die Präsidentin"

nach dem gleichnamigen Comichbuch von François Durpaire und Farid
Boudjellal für die Bühne bearbeitet von Cornelia Crombholz und David
Schliesing eine Koproduktion des Theater Madgeburg und den
Ruhrfestspielen Recklinghausen mit freundlicher Unterstützung des
Institut français, Sachsen-Anhalt

Regie: Cornelia Crombholz

Bühne / Kostüme: Marcel Keller

Kostüme: Irina Bartels

Video: Nazgol Emami

Musik: David Schwarz, Maren Kessler

Sprechchöre: Alexander Weise

Choreografie: David Williams

Dramaturgie: David Schliesing

Es spielen: Corinna Harfouch, Antonia Schirmeister, Christoph Förster,
Marian Kindermann, Daniel Klausner, Oliver Niemeier, Ralph Opferkuch,
Thomas Schneider, Burkhard Wolf

Premiere Recklinghausen: Samstag, 12.5.18, 19:30, Kleines Haus

Premiere Magdeburg: Samstag 2.6.2018, 19.30 Uhr im
Schauspielhaus/Bühne

Vorstellungen Sa. 9.6. / So. 10.6.

Karten Premiere: 24 / ermäßigt 14

Karten weitere Vorstellungen: 20 / ermäßigt 10


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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SCHAUSPIEL/1164: Lübeck - "Das Licht im Kasten" am 13., 15. und 28. April 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

"Das Licht im Kasten" von Elfriede Jelinek



Eine Bikini-Reklame in einem Leuchtkasten: Gisèle Bündchen hängt dort
mit einem karibischen Strandensemble für H&M. Hier beginnt Jelineks
Betrachtung von Mode und Mensch: »Von wenig Dingen verstehe ich so
viel wie von Kleidern«. Sehr persönlich schreibt die
Nobelpreisträgerin vom schönen Schein modischer Schnelllebigkeit,
Neuerfindung und Orgie, stößt auf den Körper, besinnt sich auf das
Altern und die eigene Vergänglichkeit, die sich in der ewig neuen Mode
spiegeln: »Die Endlichkeit ist das Innerste des Wesens der Mode.«

Den Preis der Mode veranschlagt Jelinek in diesem rasanten Text, folgt
dem fatalen Kreislauf der Textilindustrie und der Spirale von
Ausbeutung der Umwelt wie der Arbeiterinnen. Regisseurin Marie Bues
und Choreographin Nicki Liszta nehmen mit dem Ensemble die Bewegung
des Textes auf, feiern die Mode, bringen ihre Schatten und Abgründe
zur Sprache und auf den Laufsteg.

Inszenierung M. Bues Choreographie N. Liszta Bühne I. Nauck Kostüme C.
Irro Musik K. Kaufmann

Mit R. Behringer, A. Cohen, A. Mann, S. Pfennigstorf; P. Berg, J. D.
Talinski

Kostprobe 09/04, 18.30 Uhr, Kammerspiele (Eintritt frei)

Premiere 13/04, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Weitere Termine 15/04, 18.30 Uhr, 28/04, 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. März 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153

Fax. 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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ATOM/1282: Nationales Begleitgremium will auch über Zwischenlager reden (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 744-745 / 32. Jahrgang, 4. Januar 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Nationales Begleitgremium will auch über Zwischenlager reden

von Thomas Dersee



Öko-Institut: "Noch ungeklärt ist der zukünftige Bedarf an heißen
Zellen"

Das Nationale Begleitgremium hat zwei Expertisen zur Zwischenlagerung
hochradioaktiver Abfälle erstellen lassen. Eine gutachterliche
Stellungnahme macht Vorschläge für die Beteiligung von Bürgerinnen und
Bürgern an einem Diskurs über die Zwischenlagerung dieser Abfälle. Die
Verfasser Hans Hagedorn und Hartmut Gaßner empfehlen ein
Beteiligungsverfahren, das sich an der vorgesehenen Bürgerbeteiligung
bei der Ausahl eines Endlagerstandortes für hochradioaktive Abfälle
orientiert.

Eine zweite Expertise, diese zu Sicherheitsfragen der
Zwischenlagerung, wurde vom Öko-Institut erstellt und geht davon aus,
daß die befristeten Genehmigungen der Zwischenlager für
hochradioaktive Abfälle nicht ausreichen werden, um die Zeit bis zur
Betriebsbereitschaft des Eingangslagers eines Endlagers abzudecken.
Die entstehende Lücke könne "einige Jahrzehnte" groß werden, heißt es
in der Stellungnahme.

Eine längere Zwischenlagerung über die bislang genehmigten Zeiträume
hinaus ist nach Auffassung der Gutachter des Öko-Instituts mit
Herausforderungen sowohl sicherheitstechnischer als auch
konzeptioneller Art verbunden. Konzeptionell sei etwa zu entscheiden,
ob alle derzeitigen Standorte für Zwischenlager erhalten bleiben oder
ob eine teilweise oder vollständige Zentralisierung angestrebt wird.
Aus sicherheitstechnischer Sicht sei das Verhalten der Brennelemente
bei einer längerfristigen Zwischenlagerung eine zentrale Frage, die
noch Gegenstand von Forschungsarbeiten sei. Ein in Deutschland
sicherheitstechnisch relevanter Aspekt sei auch die "Autarkisierung
der Zwischenlager". Diese werde erforderlich, weil die
Standortzwischenlager verschiedene Einrichtungen und Dienstleistungen
der benachbarten Kernkraftwerke mit nutzen, die mit dem Rückbau der
Kernkraftwerke nicht mehr verfügbar sein werden. Noch ungeklärt sei
der zukünftige Bedarf an sogenannten heißen Zellen, wenn die
Standortzwischenlager künftig für den Fall einer Reparatur der
Primärdeckeldichtung nicht auf die Einrichtungen des zugehörigen
Kernkraftwerkes zugreifen könnten.

Für die Gutachter des Öko-Instituts sind Zwischen- und Endlagerung
voneinander abhängige Bestandteile des angestrebten Entsorgungsweges.
Aufgabe des Nationalen Begleitgremiums sei es, "die Endlagerung als
Ziel der nuklearen Entsorgung sichtbar zu halten und damit der
'gefühlten Endlagerung' an den Zwischenlagerstandorten
entgegenzuwirken".

Auch die Gutachter Hans Hagedorn und Hartmut Gaßner mahnen in ihrer
Expertise zur Bürgerbeteiligung eine schnelle Bearbeitung
konzeptioneller Fragen der Zwischenlagerung an. Die Auswertung des
Zeitrahmens zeige, daß die Erarbeitung eines Zwischenlagerkonzeptes
bereits 2018 begonnen werden sollte. Nur so könne man gewährleisten,
daß geeignete bauliche Voraussetzungen vorlägen, um auf auslaufende
Zwischenlagergenehmigungen zu reagieren. Die beiden Gutachter
empfehlen zur Erarbeitung eines Konzeptentwurfes Vertreter von
Fachorganisationen, Gruppen, Standortgemeinden und Behörden zu einer
"Fachkonferenz Zwischenlager" einzuladen. An Zwischenlagerstandorten,
an denen Genehmigungsverfahren notwendig werden, empfehlen sie
"Begleitgruppen" zu bilden. Für Schutzmaßnahmen gegen Terroranschläge,
die dem Geheimschutz unterliegen, sollen die Begleitgruppen eine dem
Geheimschutz verpflichtete Vertrauensperson benennen können, die die
entsprechenden Unterlagen für die Gruppe nach einem Raster prüfen
soll.



Hans Hagedorn, Hartmut Gaßner: Gutachterliche Stellungnahme für das
Nationale Begleitgremium: Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an
einem Diskurs über die Zwischenlagerung hochradioaktiver Abfälle,
18.12.2017.

http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten-DiskursZwischenlagerung.pdf?__blob=publicationFile&v=3

Stefan Alt, Beate Kallenbach-Herbert, Julia Neles, Öko-Institut e.V.
Darmstadt: Gutachterliche Stellungnahme zu wichtigen
sicherheitstechnischen Aspekten der Zwischenlagerung hoch radioaktiver
Abfälle; im Auftrag des Umweltbundesamtes, 20.12.2017.

http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten-Sicherheitsfragen-Zwischenlagerung.pdf?__blob=publicationFile&v=2



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter

http://www.strahlentelex.de/Stx_18_744-745_S10-11.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Januar 2018, Seite 10 - 11

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin

Tel.: 030/435 28 40, Fax: 030/64 32 91 67

E-Mail: Strahlentelex@t-online.de

Internet: www.strahlentelex.de
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AKTION/324: Abenteuer Wildbienen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 19. März 2018

"Abenteuer Wildbienen" 

BUND ruft zum Frühlingsanfang zur Rettung und Beobachtung von
Wildbienen auf



Berlin: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) ruft
Naturfreunde und Gartenbesitzer im Rahmen der diesjährigen Aktion
"Abenteuer Wildbienen" auf, Wildbienen - wie beispielsweise Hummeln -
zu beobachten und sich für ihren Schutz einzusetzen. "Die Aktion soll
ein klares Zeichen gegen das Insektensterben setzen. Wildbienen sind,
wie Schmetterlinge und andere Insekten auch, durch die Zerstörung
wichtiger Lebensräume und den immens hohen Pestizideinsatz bedroht.
Etwa die Hälfte der in Deutschland lebenden Wildbienen steht auf der
Roten Liste, rund 30 Arten sind vom Aussterben bedroht. Zum
Frühlingsanfang wollen wir deshalb möglichst viele Menschen für
Wildbienen sensibilisieren und zu ihrem Schutz aufrufen", sagt Magnus
Wessel, BUND-Naturschutzexperte.

Hummeln sind wahrscheinlich nicht nur die bekanntesten, sondern auch
die sozialsten Wildbienen, weil sie wie die Honigbienen einen Staat
bilden. Wenn die Sonnenstrahlen den gefrorenen Boden erwärmen, gehören
die Hummeln zu den ersten Frühlingsboten. Die Hummelköniginnen, die im
Vorjahr begattet wurden, gründen nun einen neuen Hummelstaat. "Jeder
Gartenliebhaber und jede Balkonpflanzenfreundin kann jetzt einen
kleinen Beitrag zum Überleben der Hummeln und anderer Wildbienen
leisten", so Wessel. In jedem Garten sei Platz für einen Reisighaufen,
für Vogelnistkästen oder für einen Holzhaufen für Wildbienen.

Neben der Hummel gibt es in Deutschland über 560 vorkommende
Wildbienenarten, denen die Vorliebe für Blüten gemein ist. Für ihr
Überleben ist es wichtig, dass sie die zur Nahrungsversorgung
wichtigen "Trachtpflanzen" finden. Ein reiches Angebot an
Frühjahrsblühern wie Winterling, Krokus, Weidenkätzchen oder
Huflattich biete den Grundstock der Ernährung in den ersten
Frühjahrswochen. "Zur Unterstützung der Wildbienen können
Wildbienenliebhaber heimische Blühpflanzen, die vom Frühjahr bis zum
Herbst für ein durchgängiges Nahrungsangebot sorgen, pflanzen",
empfiehlt der Naturschutzexperte.

"Private Nistmöglichkeiten und lokale Nahrungsangebote werden das
Insektensterben nicht stoppen. Es gilt die Ausbreitung der Betonwüsten
in Städten und Dörfern sowie der Agrarwüsten in der Landwirtschaft
einzudämmen. Deswegen setzt sich der BUND auf politischer Ebene weiter
für ein vollständiges Verbot von Neonikotinoiden und Glyphosat, für
ein ambitioniertes Reduktionsprogramm von Pestiziden, für die Erhöhung
der Vielfalt in der Kulturlandschaft, für den Schutz vor
Flächenversiegelung und so für den konsequenten Schutz der Lebensräume
von Wildbienen ein. Auf das eklatante Problem des Insektensterbens,
müssen die zuständigen Ministerinnen Klöckner und Schulze im geplanten
Aktionsprogramm Insektenschutz nun schnelle und wirksame Antworten
liefern", fordert Wessel.

Mehr Informationen finden Sie im Internet unter

www.bund.net/wildbienen:

Wildbienen-Interessierte finden hier nützliche Informationen wie
Bestimmungshilfen und Pflanztipps, sowie ein - bis Ostern verfügbares -
kostenloses Info- und Aktionspaket.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.03.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INSEKTEN/285: Rote Listen bestätigen Rückgang der Vielfalt der Insekten (idw/BfN)


Bundesamt für Naturschutz - 19.03.2018

Rote Listen bestätigen Rückgang der Vielfalt der Insekten

- Informationen stützen Studien um den Schwund der Insektenbiomasse


- Rote Listen: breite Datenbasis für tausende von Insektenarten

- Bestandsrückgänge auch bei nicht-fliegenden Insekten



Bonn, 19. März 2018: Nicht nur die Biomasse der Insekten schwindet,
auch
deren Vielfalt nimmt erkennbar ab und das seit Jahrzehnten. "Der oft
zitierte stumme Frühling ist längst dabei, Realität zu werden. Das
wird
besonders dann deutlich, wenn die Natur jetzt mit dem Frühjahrsbeginn
und
zu Ostern nach den frostigen Tagen wieder zum Leben erwacht", sagt
Prof.
Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz (BfN).

Die Veröffentlichung einer Studie zum dramatischen Rückgang der
Biomasse
der Insekten in Deutschland mit Daten des Entomologischen Vereins
Krefeld
führt seit Oktober 2017 bundesweit zu Diskussionen. Um Aussagen über
Ausprägung und Auswirkungen des Insektenschwundes machen zu können,
sind
neben Informationen zur Stärke des Rückgangs auf Ebene der Biomasse
jedoch
auch Informationen zu Veränderungen auf der Ebene der Einzelarten
nötig.
Genau diese liefern die bundesweiten Roten Listen, die das Bundesamt
für
Naturschutz veröffentlicht.

In den Roten Listen der gefährdeten Arten Deutschlands werden seit den
1970er Jahren auch tausende Insektenarten bewertet. "Vor einem
Rückgang
der Artenvielfalt wird darin seit langem gewarnt", erklärt die 
BfN-Präsidentin. Auch die Botschaft der aktuellen Roten Listen der
wirbellosen
Tiere, Teil 1 und Teil 2, ist eindeutig: "Der Rückgang vieler Arten
überwiegt weiterhin die Zunahme einiger weniger Arten deutlich. Hier
haben
wir es mit einer klar belegten und bundesweit zu beobachtenden
Entwicklung
zu tun", fasst Prof. Beate Jessel die Kernaussage dieser Roten Listen
zusammen. Die aktuellen Roten Listen bieten über die oft zitierten
Informationen zur Gefährdungssituation hinaus eine wertvolle
aggregierte
Sicht auf Häufigkeit und Verbreitung und zur Entwicklung der Bestände
aller untersuchten Arten.

Bisher wurden 25 Insektengruppen hinsichtlich der Bestandsentwicklung
in
den letzten 50 bis 150 Jahren bewertet. Bei im Schnitt 44 Prozent
aller
Arten ist es zu einem deutlichen Rückgang gekommen. Die heimischen
Zikaden
weisen mit 52 Prozent überdurchschnittlich viele Arten mit langfristig
rückläufigem Trend auf. "Die Vielfalt der Zikaden ist also erheblich
bedroht. Intensive Grünlandnutzung in den letzten Jahrzehnten gehört
zu
den bedeutendsten Gefährdungsfaktoren für diese Tiergruppe", sagt
Prof.
Jessel. Ebenso sind die Bestände der oft als Bioindikatoren
verwendeten
Laufkäfer bei 45 Prozent der Arten zurückgegangen. Es sind demnach
nicht
nur Insekten betroffen, die sich vornehmlich fliegend fortbewegen,
sondern
auch solche, die überwiegend am Boden leben. Eine Zunahme konnte
dagegen
nur bei insgesamt zwei Prozent der Insektenarten festgestellt werden.

Die bundesweiten Roten Listen geben Auskunft über die Entwicklungen
der
Arten in ganz Deutschland und sind somit weder regional noch auf
bestimmte
Biotoptypen oder Erfassungsmethoden beschränkt. Überdies bieten sie
eine
vollständige Übersicht über die Vielfalt der betrachteten Gruppen, da
alle
in Deutschland etablierten Arten aufgelistet werden. Dementsprechend
werden auch weniger häufige Arten bearbeitet, die etwa bei
Biomasseuntersuchungen deutlich unterrepräsentiert sind. Die in diesem
Jahr vom Bundesamt für Naturschutz initiierte Analyse der
Gefährdungsursachen für die Arten der Roten Listen wird zukünftig
weitere
Informationen über die Gründe für die Rückgänge aufzeigen.

Weiterführende Informationen zum Rückgang der Insekten finden sich ab
sofort auch in einer eigenen Rubrik auf der BfN-Website unter

www.bfn.de/themen/insektenrueckgang.html

Hintergrund

Die Roten Listen beschreiben die Gefährdungssituation der Tier-,
Pflanzen-
und Pilzarten und stellen mit ihren Gesamtartenlisten eine Inventur
der
Artenvielfalt dar. Sie werden etwa alle zehn Jahre unter Federführung
des
Bundesamtes für Naturschutz für ganz Deutschland herausgegeben. Die
Listen
des auf acht Bände angelegten Gesamtwerkes sind das Ergebnis eines
langjährigen Prozesses, bei dem die Kenntnisse von mehr als 20.000
ehrenamtlich Mitwirkenden zu den jeweiligen Arten oder Unterarten für
Deutschland zusammengetragen, analysiert und aufbereitet werden.
Zuletzt
ist mit Band 4 der Roten Liste im Oktober 2016 der zweite Teil der
aktualisierten bundesweiten Roten Liste wirbelloser Tiere erschienen,
in
dem neben Tausendfüßern (Myriapoda), Krebstieren (Crustacea),
Spinnentieren (Chelicerata) sowie Regenwürmern aus der Gruppe der
Wenigborster (Oligochaeta) auch neun Insektengruppen (Hexapoda)
bewertet
wurden. In den beiden bisher erschienenen Wirbellosen-Bänden sind
damit 25
Insektengruppen mit mehr als 7.000 Arten bearbeitet. Das sind über 21
Prozent der aus Deutschland bekannten Insektenarten, darunter die
Wildbienen, Schmetterlinge, Köcherfliegen, Laufkäfer und Zikaden. Die
Roten Listen weiterer Insekten, wie beispielsweise die Libellen und
viele
andere Käfergruppen, werden in Band 5 der Rote-Liste-Reihe in diesem
Jahr
erscheinen.

Bezugshinweis

Das Werk ist im Landwirtschaftsverlag in der BfN-Schriftenreihe
"Naturschutz und Biologische Vielfalt" unter dem Titel: Rote Liste
gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands, erschienen.

Bezug über:

BfN-Schriftenvertrieb im Landwirtschaftsverlag

48084 Münster

Tel.: 02501/801-300,Fax: 02501/801-351

oder im Internet: www.lv-h.de/bfn

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news691080

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution502

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Naturschutz, Ruth Schedlbauer, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/446: Weltspatzentag - Der Spatz wird obdachlos (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz


Presseinformation vom 19. März 2018

Der Spatz wird obdachlos

Weltspatzentag am 20. März - seit 50 Jahren immer weniger
Haussperlinge in Bayern - geselliger Allerweltsvogel verstummt



Hilpoltstein, 19.03.18 - In Bayern gibt es immer weniger
Haussperlinge. Zum Weltspatzentag am 20. März will der LBV deshalb
besonders darauf aufmerksam machen, dass das Gezwitscher des einstigen
Allerweltsvogels in vielen bayerischen Städten am Verstummen ist.
"Viele Arten, die früher sehr häufig anzutreffen waren, haben
heutzutage Probleme, geeignete Lebensräume zu finden", weiß Lorena
Heilmaier vom LBV-Projekt "Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur".
Die Zeit, in welcher der Haussperling tatsächlich überall dort zu
finden war, wo der Mensch lebt, ist vorbei.
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Bald hauslos?

Foto: © Lorena Heilmaier



Haussperlinge sind gesellige Zeitgenossen. Das ist vermutlich der
Grund, warum sie noch immer als häufige Art wahrgenommen werden.
"Spatzen sind immer gerne zusammen in einer Gruppe unterwegs. Sie
nisten in nächster Nähe zu Artgenossen und begeben sich gemeinsam mit
den Nachbarn auf Futtersuche", erklärt Lorena Heilmaier. Tatsächlich
befinden sie sich deutschlandweit inzwischen aber auf der Vorwarnliste
der Roten Liste der gefährdeten Arten. Denn seit den fünfziger Jahren
hat ihr Bestand rapide abgenommen.

Dabei suchen die frechen Vögel als Kulturfolger schon seit über 10.000
Jahren unsere Nähe. "Doch die einst für Spatzen paradiesischen
Zustände in menschlichen Siedlungen haben sich drastisch verändert.
Der Haussperling findet mittlerweile kaum mehr Nistplätze und wird
immer öfter obdachlos", so Heilmaier. Als Gebäudebrüter ist er auf
Nischen und Hohlräume an Häusern angewiesen. Durch energetische
Bauweisen und Fassadendämmungen bleibt für den Haussperling aber kaum
noch Platz. "Dabei gibt es gute Beispiele, wie bei einer
Gebäudesanierung verloren gegangene Brutplätze ersetzt werden können",
erklärt die LBV-Spatzenexpertin.
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Hinzu kommt das Problem, dass viele Gärten zu aufgeräumt sind: zu groß
geratene Hecke werden entfernt, Insekten bekämpft und heimische
Pflanzen durch ökologisch wertlose, exotische Ziergehölze ersetzt.
"Dadurch bieten sich den Tieren weder Nahrungs- noch
Versteckmöglichkeiten", weiß Heilmaier.

Auch andere, früher weit verbreitete Arten wie Mauersegler und
Rebhuhn, sind durch die starken Veränderungen unserer Kulturlandschaft
gefährdet. "Gerade Vogelarten, die sich - wie der Spatz - auf die
Aufzucht ihres Nachwuchses an Gebäuden spezialisiert haben, finden
immer weniger Nistplätze", erklärt die Spatzenexpertin.
Stellvertretend für alle anderen einstigen Allerweltsarten, deren
Bestand stetig abnimmt, soll der Weltspatzentag, der jährlich am 20.
März stattfindet, auf diese Entwicklung aufmerksam machen. Er wurde
2010 von der Nature Forever Society aus Indien ins Leben gerufen. "Der
Rückgang des Haussperlings und anderer Allterweltsarten ist also ein
globales Problem", so Lorena Heilmaier.

"Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur"

Damit die Spatzen auch weiterhin von den bayerischen Dächern pfeifen,
setzt der LBV das vom Bayerischen Naturschutzfonds geförderte Projekt
"Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur" um. Ziel ist es Nistplätze
und spatzenfreundliche Strukturen in der Stadt neu zu schaffen und zu
erhalten. Diese kommen aber nicht nur dem Haussperling, sondern allen
Vogelarten in der Stadt zugute.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 19.03.2018
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VERBAND/611: NABU tagt in Erfurt (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 18. März 2018

NABU tagt in Erfurt

Der NABU Thüringen wählt einen neuen Vorstand und stellt seine
Eckpunkte zur geplanten Novelle des Thüringer Naturschutzgesetztes vor



Jena - Am Samstag, den 17. März 2018, fand in Erfurt die
Landesvertreterversammlung des NABU Thüringen statt. Die rund 70
Delegierten der thüringischen NABU-Gruppen wählten an diesem Tag einen
neuen Landesvorstand.

Nach über einem Jahrzehnt Amtszeit verabschiedete sich Mike Jessat als
Landesvorsitzender des NABU Thüringen. Mit momentan über 11.800
Mitgliedern hat er den Verein zum größten Umweltschutzverband in
Thüringen entwickelt. Sein Steckenpferd war unter anderem die
Etablierung von Projekten zur Förderung extensiver Weidelandschaften
mit Robustrinder - und Pferderassen. Damit leistet er einen wichtigen
Beitrag zum Erhalt der Artenvielfalt und schafft es, den Naturschutz
in eine moderne und nachhaltige Richtung zu steuern. 2017 startete der
NABU drei dieser Weideprojekte. Ein weiterer großer Kraftakt von Mike
Jessat war der Kampf um die Herausnahme von 5% des Waldes in Thüringen
aus der Nutzung. Hier kam es nach langen Ringen nun zu einer Einigung.

Zu seinem Nachfolger wurde Martin Schmidt gewählt. Der 42-jährige
Landschaftsplaner ist schon seit seiner Kindheit im NABU aktiv. Martin
Schmidt wird zu Beginn seiner Amtszeit die Novelle des Thüringer
Naturschutzgesetztes begleiten. Die Eckpunkte stellte er den
Delegierten der Landesvertreterversammlung vor. "Die Ausrichtung des
neuen Naturschutzgesetzes muss so gestaltet sein, dass wir den
drastischen Artenrückgang in Thüringen stoppen. Es muss eine
Verpflichtung des Landes ausgesprochen werden, durch geeignete
Maßnahmen und Programme eine Trendumkehr herbeizuführen", fordert
Martin Schmidt. Hierzu gehörten zum Beispiel die dauerhafte Sicherung
des Netzwerkes aus Natura 2000 Stationen, die Schaffung des
Biotopverbundes, die Renaturierung der Gewässer und der Stopp des
Flächenverbrauchs. "Nur so ist der Schwund der natürlichen Lebensräume
für wildlebende Tiere und Pflanzen aufzuhalten."

Als Stellvertretender Landesvorsitzender wurde Dirk Hofmann gewählt,
als Schatzmeisterin Marianne Herrmann und als Beisitzer Rainer Hanke,
Steffi Siehr, Andreas Martius, Felix Pokrant sowie als 
NAJU-Vertreterinnen Anja und Lena Zimmermann. Verabschiedet aus dem
Landesvorstand haben sich neben Mike Jessat auch Franziska Herrmann,
Roland Seime und Detlev Schneider. Ihnen wurde für ihre langjährige
ehrenamtliche Tätigkeit der Dank ausgesprochen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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ENERGIE/1529: Energiewende aus dem Wald? Warum Holz nicht Kohle ersetzen darf (ARA Magazin)


ARA Magazin 23, 2017/18 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Energiewende aus dem Wald?

Warum Holz nicht Kohle ersetzen darf



Wenn von erneuerbaren Energien die Rede ist, denken die meisten an
Sonne und Wind. Doch die helfen in erster Linie bei der
Stromproduktion. In den Bereichen Wärme und Verkehr spielen sie kaum
eine Rolle. Hier geht fast nichts ohne Biomasse. In flüssiger und
fester Form liefert sie zwei Drittel der erneuerbaren Energie in der
EU. Über die Plattform-Wald-Klima.de beschäftigt sich ARA intensiv mit
diesem Thema.


Was tun, wenn absehbar ist, dass die selbstgesteckten Klimaziele
nicht erreicht werden und immer mehr Stimmen eine Abschaltung von
Kohlekraftwerken fordern? Die Frage stellt sich nicht nur bei uns,
sondern z.B. auch bei unseren Nachbarn in den Niederlanden.

Vom Ziel, bei den erneuerbaren Energien bis 2030 einen Anteil von 27
Prozent am Energieverbrauch erreicht zu haben, ist man dort noch weit
entfernt. Bisher sind es erst 5,6 Prozent (auch in Deutschland sind
wir mit 14,6 Prozent gerade mal auf halbem Wege).

2016 entschied eine Mehrheit im holländischen Parlament, die
CO2-Emissionen bis 2030 um 55 Prozent zu senken. Das hätte mit einer
Schließung aller Kohlekraftwerke des Landes erreicht werden können.
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Anteil der erneuerbaren Energie
bis 2020 auf 14 Prozent zu erhöhen. Um das Ziel zu erreichen, würde
wenig später ein großzügiges Förderprogramm für die Verbrennung von
Biomasse zur Produktion von Strom und Wärme beschlossen, auch in
Kohlekraftwerken.

Holz als Rettung für Kohlekraftwerke?

Fragt man die Betreiber von Kohlekraftwerken, wie sie sich Klimaschutz
vorstellen, ist selten die Rede davon, die Anlagen so schnell wie
möglich abzustellen. Statt dessen soll der klimaschädliche Brennstoff
Kohle durch einen vermeintlich klimafreundlichen ersetzt werden: Holz.
Ohne größere Veränderungen an den bestehenden Anlagen können 10
Prozent der Kohle durch Holz ersetzt werden. Wenn es genügend
Fördergelder für die nötige Umrüstung gibt, ist auch eine komplette
Umstellung möglich.

Ausgerechnet das scheint jetzt zum Rettungsanker für niederländische
Kohlekraftwerke zu werden. Fünf ältere Anlagen wurden bereits
geschlossen. Für den Rest ist geplant, in mehr oder weniger großem
Umfang Holz an Stelle von Kohle zu verbrennen. Denn die Regierung
garantiert allen, die am Biomasse-Förderprogramm teilnehmen, nicht vor
Beendigung der achtjährigen Laufzeit des Programms schließen zu müssen
- und stellt dafür 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung.

Davon profitieren auch die deutschen Energiekonzerne RWE und Uniper
(eine Abspaltung von E.ON), die in drei Anlagen zwei Drittel des
niederländischen Kohlestroms produzieren.

In der Nähe von Rotterdam betreibt RWE seit 1980 das Heizkraftwerk
Amer. Eine Schließung stand schon zur Diskussion, doch nun wird der
Betrieb zu 50% auf Biomasse umgestellt. Bis 2020 soll der Anteil der
Holzfeuerung auf 80% steigen. Für eine Leistung von 640 MW werden
dann jährlich 1,8 Mio. t Pellets benötigt.

Woher kommt das Holz?

In Deutschland werden etwa 2 Millionen Tonnen Pellets pro Jahr
hergestellt. Damit könnten gerade einmal die deutschen Pelletheizungen
und Kleinkraftwerke betrieben werden. Solange dafür ausschließlich
Durchforstungsholz, Altholz und die Abfälle aus Sägewerken verwendet
werden, gibt es nur wenig Spielraum nach oben. Lieferungen nach
Holland sind also nicht zu erwarten.

Der weltweit größte Exporteur von Holzpellets ist zur Zeit die USA.
Von hier soll auch der größte Teil der rund 3,5 Millionen Tonnen
Pellets kommen, die in Zukunft jedes Jahr in den Niederlanden benötigt
werden.

Die Produktion konzentriert sich auf den Südosten der USA. Hier
betreibt auch Innogy, die Ausgliederung des Energiekonzerns RWE, das
nach eigenen Angaben größte Pellet-Werk der Welt. Georgia Biomass hat
eine jährliche Produktionskapazität von 750.000 Tonnen.

Nach Recherchen der amerikanischen Naturschutzorganisation Dogwood
Alliance ist wahrscheinlich, dass es seine Rohstoffe auch aus
ökologisch seltenen Hartholz-Feuchtwäldern oder aus Kahlschlägen
bezieht.

Klimafreundlich heizen?

Weil Holz eine geringere Energiedichte als Kohle, Öl oder Gas hat,
muss mehr davon verbrannt werden, um die gleiche Energiemenge zu
erzielen. Nach Berechnungen des Weltklimarates IPCC wird beim Heizen
mit Holz fast doppelt so viel Kohlendioxid (CO2) freigesetzt wie beim
Einsatz von Gas.

Für die Befürworter der Holzverbrennung ist das kein Problem. Sie
gehen davon aus, dass der nachwachsende Rohstoff Holz beim Verbrennen
nur so viel CO2 abgibt, wie die Bäume beim Wachsen vorher der
Atmosphäre entzogen haben. Holzwachstum (CO2-Senke) und
Holzverbrennung (CO2-Quelle) gleichen sich aus, deshalb sei Holz als
Energieträger CO2-neutral.

Das gilt aber nur, solange die Holzernte nicht zunimmt, um den
steigenden Bedarf an Brennstoff zu decken. Hierauf hat der
Sachverständigenrat für Umweltfragen bereits in seinem Umweltgutachten
2012 hingewiesen:

"Selbst wenn der Holzvorrat über die Zeit auf der Fläche konstant
gehalten wird, muss für eine vollständige Bilanzierung die
Speicherleistung, die ohne Nutzung erbracht würde, mit
berücksichtigt werden. Die Reduzierung der CO2-Emissionen ergibt sich
damit aus der Differenz von vermiedenen fossilen Kohlenstoffemissionen
und dem durch die Holznutzung unterbliebenen Aufbau von
Kohlenstoffspeichern im Wald. Wird nur die Substitution fossiler
Energieträger verbucht, nicht aber die Verluste an sequestriertem
(gebundenem) Kohlenstoff, entsteht ein 'Rechenfehler'."

Anders ausgedrückt: Holz, das nicht geerntet wird, vergrößert den
Kohlenstoffspeicher des Waldes und trägt unmittelbar zum Klimaschutz
bei. Wird es dagegen geerntet und verbrannt, belastet es die
Atmosphäre mit einer größeren Menge an CO2 als der fossile Brennstoff,
den es ersetzt.

Einen klimafreundlichen Beitrag zur Energieversorgung kann am ehesten
das Holz leisten, das vorher zu anderen Produkten verarbeitet wurde,
wie die Reste aus Sägewerken oder Altholz. Diese Sortimente werden
aber bereits heute fast komplett genutzt.

Das Verbrennen von Holz in Großkraftwerken ist also eine Sackgasse.
Trotzdem versuchen Energiekonzerne, es uns als klimafreundliche Lösung
zu verkaufen. In den kommenden Jahren wird die Nachfrage nach Pellets
allein in Europa um etwa 18 Millionen Tonnen steigen. Und damit auch
der Druck auf die Wälder.




Mehr Informationen gibt es unter 

www.plattform-wald-klima.de

 * 

Quelle:
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WASSER/242: UN-Weltwassertag am 22. März - Lösungen für globale Wasserkrise liegen (auch) in der Natur (idw)


ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung - 15.03.2018

UN-Weltwassertag am 22. März: Lösungen für globale Wasserkrise
liegen (auch) in der Natur 



Können Lösungen für die weltweiten Wasserprobleme in der Natur selbst
liegen? Die Vereinten Nationen richten mit ihrem diesjährigen Motto
zum Weltwassertag am 22. März "Nature for Water" das Augenmerk auf
sogenannte naturbasierte Lösungen. Gemeint sind etwa
Naturschutzmaßnahmen, die Ökosysteme und Trinkwasservorkommen schonen.
Das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung untersucht, wie
naturnahe Lösungen darüber hinaus auch in den Städten dazu beitragen
können, den Druck auf die kostbare Ressource Trinkwasser zu
reduzieren.

In der Agenda 2030 der UN ist der nachhaltige Umgang mit Wasser als
ein zentrales Ziel verankert, um den globalen Wasserbedarf der
wachsenden Weltbevölkerung zu sichern. Dieses Ziel wird nur durch die
Verknüpfung einer Vielzahl von Lösungen zu erreichen sein. Das sind
zum einen technische Lösungen, die unter anderem die
Wasserwiederverwendung in den Blick nehmen - bislang fließen nach
Angaben der UN mehr als 80 Prozent des von der Gesellschaft erzeugten
Abwassers in die Umwelt zurück, ohne behandelt oder wiederverwendet zu
werden. Zum anderen soll der hohe Druck auf die Ressource Trinkwasser
auch mithilfe von naturbasierten Lösungen - Nature Based Solutions
(NBS) - genommen werden. Intakte Auen als natürliche
Hochwasservorsorge oder die Grundwasserspeicherung über natürliche
Feuchtgebiete sind entsprechende Maßnahmen, die im Landschaftsbereich
umgesetzt werden und auf natürliche Weise den Wasserkreislauf
unterstützen können. Potenzial für naturbasierte Lösungen gibt es aber
auch für den städtischen Raum.

Naturbasierte Lösungen für die Wasserprobleme in Städten

"Der ressourcenschonende Umgang mit Wasser ist längst auch für Städte
zu einer Kernaufgabe geworden", sagt Martin Zimmermann, Wasserforscher
am ISOE. "Städte können naturbasierte Lösungen aufgreifen, indem sie
die natürlichen grünen und blauen Infrastrukturen, also beispielsweise
Parks oder Grünflächen, Flüsse oder Bäche, sinnvoll mit technischen
Infrastrukturen verknüpfen." So könne beispielsweise
Niederschlagswasser in stadtnahen Teichen und Becken aufgefangen
werden. Näher zum Stadtzentrum hin bietet es sich an, das Regenwasser
in Zisternen und unterirdische Speicher zu leiten, um damit Gärten,
aber auch Straßenbäume oder neuartige "grüne Wände" - vertikale, im
Mauerwerk integrierte Grünflächen - und Parks zu versorgen. "Die
Wasserspeicherung bietet sich nicht nur mit Blick auf die zunehmenden
Starkregenereignisse in der Folge des Klimawandels an", sagt
Zimmermann, "sondern im Gegenzug auch für die ebenfalls häufiger
werdenden Trockenperioden, in denen Städte dann nicht mehr zum
Trinkwasser greifen müssten, um ihre Grünflächen zu versorgen - und
ein angenehmes Klima für die Stadtbewohner zu schaffen."

Stadtplanerisch umdenken: Wasserressourcen konsequent mehrfach
nutzen

Die Möglichkeiten eines naturnahen urbanen Wasserkreislaufs würden
stadtplanerisch bislang noch zu wenig berücksichtigt. Für fast alle
Bedarfe würde noch immer Trinkwasser verwendet und abgeleitet. "Dabei
benötigen weder die Gartenpflege, noch die Autowaschanlage oder die
Toilettenspülung diese Qualität", sagt Zimmermann. "Hier müssen wir
umdenken, denn tat-sächlich liegt eine Lösung für Wasserknappheit im
Wasser selbst. Wir müssen nur die Ressource, die uns die Natur
bereitstellt, in Haushalten, Gewerbe oder öffentlichen Einrichtungen
und stadtnaher Industrie konsequent mehrfach nutzen", so Zimmermann.
Eingebunden in nachhaltige Wassermanagementkonzepte könnten somit auch
naturbasierte Lösungen dazu beitragen, einem der Schlüsselziele der
Sustainable Development Goals (SDG) der UN ein Stück näher zu kommen:
Das Nachhaltigkeitsziel 6 verpflichtet die Weltgemeinschaft dazu, bis
2030 die Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser
sicherzustellen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.isoe.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690837

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung,

Melanie Neugart, 15.03.2018
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STANDPUNKT/996: Berliner Netzwerk fordert Ende der privaten Schiedsgerichtsbarkeit (BUND BE)


Berliner Bündnis TTIP | CETA | TiSA stoppen!

Pressemitteilung zum Urteil des EuGH in der Rechtssache C-284/16
Achmea - Berlin, 19. März 2018

Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen! fordert Ende der
privaten Schiedsgerichtsbarkeit und Stopp der Ratifizierung von
CETA



Nach dem Achmea-Urteil des Europäischen Gerichtshofs:

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat unlängst festgestellt, dass
Investitionsschiedsgerichte zwischen EU-Mitgliedstaaten gegen
EU-Recht verstoßen. Auch wenn es im konkreten Fall um eine
innereuropäische Schiedsgerichtsbarkeit ging, spricht viel dafür,
dass das Urteil Auswirkungen auf Investitionsschutzabkommen der EU,
wie etwa CETA oder den geplanten Multilateralen
Investitionsgerichtshofs (MIC) und den Energiecharta-Vertrag haben
wird. Der Europarechtler Prof. Dr. Daniel Thym, L.L.M. (Universität
Konstanz) spricht von einem "Todesstoß für autonome
Investitionsschutzgerichte" und nicht wenige vermuten den "Anfang vom
Ende der Investitionsschutz-Paralleljustiz" (Ernst-Christoph Stolper
(BUND).1)

Sigrun Franzen (Berliner Wassertisch): "Mit der privaten
Schiedsgerichtsbarkeit wird eine Paralleljustiz geschaffen, die die
rechtsstaatlich-demokratische Ordnung nicht nur umgeht, sondern auch
bedroht. Durch die Investitionsschutzgerichte wird der Staat in
seiner Gestaltungsmöglichkeit behindert. Firmen erstreiten vor diesen
Schiedsgerichten horrenden Schadensersatz zu Lasten der
Steuerzahler_innen. Das ist skandalös. Der Rechtsstaat darf nicht
wirtschaftlichen Interessengruppen ausgeliefert werden. Wir fordern
das Ende der privaten Schiedsgerichtsbarkeit! Das Achmea-Urteil war
ein erster Schritt in die richtige Richtung."

Uwe Hiksch (NaturFreunde Berlin): "Das Urteil des EUGH macht
deutlich, dass das Freihandelsabkommen EU-Kanada (CETA) nicht
ratifiziert werden kann, bevor eine Überprüfung durch den EUGH
stattgefunden hat. Die Festlegungen im CETA-Vertrag zu
Investitionsschiedsgerichten verstoßen gegen demokratische
Errungenschaften und hebeln die nationale und europäische
Gerichtsbarkeit aus. Deshalb fordern die NaturFreunde einen
sofortigen Stopp aller Ratifizierungen für den CETA Vertrag und
erwarten von der Bundesregierung, dass sie eine grundlegende
Überprüfung der Regelungen zu Investitionsschiedsgerichten durch den
EUGH anstrebt."

Carmen Schultze (BUND Berlin): "Wenn nun autonome Schiedsgerichte auf
dem Prüfstand stehen, sollten nicht nur Handelsabkommen wie CETA
ausgesetzt und überprüft werden, sondern auch laufende
Schiedsgerichtsverfahren zwischen EU-Staaten. Wie die Klage des
schwedischen Vattenfall-Konzerns gegen Deutschland wegen des
Atomausstiegs mit der exorbitanten Schadensersatzforderung von 4,7
Milliarden Euro. Das Verfahren wird beim Internationalen Zentrum zur
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) in Washington
durchgeführt, Grundlage für dieses Schiedsverfahren ist der Vertrag
über die Energiecharta aus den 1990 Jahren. Die Verhandlungen haben
bereits stattgefunden, ein Urteil wird in Kürze erwartet."

Im Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen! arbeiten
zusammen: 

NaturFreunde Berlin, Greenpeace Berlin, Berliner Wassertisch, GRÜNE
LIGA, Attac Berlin, BUNDjugend Berlin, Mehr Demokratie, Arbeitskreis
Internationalismus (IG Metall Berlin), Gen-ethisches Netzwerk, Anti
Atom Berlin, Powershift, BUND Berlin, FIAN Berlin, DGB Berlin

Veranstaltungshinweise:

22.3.2018, 19 Uhr, NaturFreunde Berlin, Paretzer Str. 7, 10713
Berlin, Vortrag Uwe Hiksch (NaturFreunde): "EU-Afrika-Politik: die
europäischen Interessen stehen im Mittelpunkt"

(http://www.stoppt-ttip-berlin.de/?p=1187)

24.4.2018, 19 Uhr, NaturFreunde Berlin, Paretzer Str. 7, 10713
Berlin, Vortrag Jürgen Maier (Forum Umwelt & Entwicklung): "Was
ändert sich durch die vorläufige Anwendung von CETA?"

(http://www.stoppt-ttip-berlin.de/?p=1191)

Die Pressemitteilung als Link:

http://www.stoppt-ttip-berlin.de/?p=1212



1)
https://verfassungsblog.de/todesstoss-fuer-autonome-investitionsschutzgerichte/

https://www.euractiv.de/section/eu-innenpolitik/opinion/das-achmea-urteil-anfang-vom-ende-der-investitionsschutz-paralleljustiz/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Berliner Bündnis TTIP | CETA | TiSA stoppen!, 19.03.2018

c/o Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AUSSTELLUNG/445: "Fotosafari im Tierpark Hagenbeck - Tierporträts und Tiere in Aktion", Duvenstedter BrookHus 24.3.-1.5.


NABU Landesverband Hamburg - 12. März 2018

Tiere in Aktion 

Neue Ausstellung im Duvenstedter BrookHus zeigt Fotos von Zootieren.
Vernissage am 25.3., 12 Uhr.



Elefanten, Affen und Tiger - diese Tiere haben noch immer eine
besondere Anziehungskraft und locken die Menschen in den Zoo. Die
Ausstellung "Fotosafari im Tierpark Hagenbeck - Tierporträts und Tiere
in Aktion" fängt besondere Momente und Beobachtungen in Hamburgs
berühmten Tierpark ein. Der Fotograf Klaus-Peter Ott hat mit dem
Teleobjektiv den Tieren in die Augen geschaut und sie bei vielen
Aktivitäten beobachtet. Die Bilder sind vom 24. März bis 1. Mai 2018
im Duvenstedter BrookHus zu sehen. Die Vernissage findet am Sonntag,
den 25. März um 12 Uhr statt. Interessierte sind hierzu herzlich
eingeladen.

"Bei aller Diskussion, teilweiser berechtigter Kritik und Bedenken
gegen die Tierhaltung in der Gefangenschaft, kann man heutzutage einen
Besuch in einem modernen Tierpark ohne Gewissensbisse machen", meint
Klaus-Peter Ott, dessen Bilder ab dem 24. März im Duvenstedter
BrookHus zu sehen sind. "Viele Zoos versuchen die Tiere möglichst
artgerecht zu halten, geben ihnen genügend Raum und
Rückzugsmöglichkeiten. Das Management zeitgerechter Tierparks weltweit
beteiligt sich durch Zusammenarbeit an dem Erhalt vieler bedrohter
Tierarten durch Zucht. Forschung und Lehre im Bereich der Ökosysteme
und Arterhaltung sollen in Zukunft durch noch engere Integration der
Zoos in den weltweiten Naturschutz führen", so Ott. Erholung und
Bildung zusammen zu bringen, sei eine weitere wichtige Aufgabe, die
die Tierparks leisten wollen. Kinder und auch Erwachsene sollen zu
einem sensiblen Umgang mit der Natur geführt werden.

Die Ausstellung "Fotosafari im Tierpark Hagenbeck - Tierporträts und
Tiere in Aktion" ist vom 24. März bis 1. Mai 2018 im Duvenstedter
BrookHus (Duvenstedter Triftweg 140) zu sehen. Öffnungszeiten
Februar/März: Sa, 12 bis 16 Uhr, So, feiertags 10 bis 16 Uhr.
Öffnungszeiten ab April: Di bis Fr 14 bis 17 Uhr, Sa 12 bis 18 Uhr,
So, feiertags 10 bis 18 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 038/18, 12.03.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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ERSTAUFLAGE/945: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2951 (SB)


Michelle Stern

Die Dynastie der Verlorenen

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2951



Atlan ist auf dem Kontinent Siluria von Cessairs Welt mit dem Agenten
Fitzgerald Klem zu dessen Ahnin Skadi unterwegs. Die 300jährige Frau
weiß alles über die Geschichte der Menes. Ihr hohes Alter hat sie
einem Amulett zu verdanken, das sie inzwischen an Fitzgerald
weitergegeben hat.

Atlan und Fitz sind in dem dichtbewaldeten Gebiet, in dem es
sintflutartig schüttet, in einem Elektroauto unterwegs. Sie fahren an
dem Prallfeldzaun entlang, der den Wald abgrenzt, in dem die
Cucullaten, die sich selbst Nodharis nennen, leben. Es heißt, sie
hätten die Menes einst gerettet. Deren Zeitrechnung basiert auf diesem
Ereignis. Die Nodh-Hüter - Menes einer bestimmten Dynastie - achten
darauf, daß niemand in den Wald eindringt. Die Cucullaten dulden keine
Luftfahrzeuge. Ihre Technik übertrifft die der Menes bei weitem. Doch
sie wollen nicht zu viele hochentwickelte Geräte in ihrer Nähe haben.
Atlan mißtraut ihnen, während Fitz sie einfach respektiert und nicht
glaubt, daß sie etwas zu verbergen haben. Am Waldrand entlang stehen
die Wachstationen der Nodh-Hüter. Es gibt aufgrund von
Energiefluktuationen ab und zu Lücken im Zaun, die schon mal ein
Jugendlicher nutzt, um seine Abenteuerlust zu befriedigen.

Atlan und Fitz entdecken im dichten Regen ein Leuchtsignal, dem sie
nachgehen und auf zwei junge Frauen treffen. Margret und Elzbeth
Pierce vermissen ihren Bruder John, der eine Lücke im Prallfeldzaun
genutzt hat, um den Wald zu erkunden. Atlan, der sich als Butler von
Fitzgerald Klem ausgibt, bietet sich an, ihn zu suchen. John hat sich
auf der Flucht vor einem gefährlichen Tier den Knöchel verstaucht und
ist in eine Erdspalte gefallen, aus der er sich nicht befreien kann.
Atlan holt ihn heraus und schleppt ihn zu der sich gerade wieder
schließenden Lücke. Unendlich dankbar laden die drei Jugendlichen die
beiden Fremden zu ihren Eltern nach Hause ein. Dort werden sie
freundlich aufgenommen und verköstigt, obwohl man nicht viel zu Essen
hat. Atlan erfährt, wie hart das Leben auf Cessairs Welt ist. Die
Menes haben mit vielen Katastrophen zu kämpfen - mit Ernteausfällen,
störanfälliger Technik, Leitungsbrüchen, störenden
Energiefluktuationen und Funkausfall. Blaufäule, Stürme, Brände und
Meeresüberschwemmungen treten auf allen Kontinenten auf. Atlan findet,
daß eine derartige Häufung die Grenzen der Wahrscheinlichkeit sprengt,
und er vermutet, daß da eine ganz bestimmte Absicht dahinter steckt.

John hat in der Mitte des Waldes einige Cucullaten und etwas großes
Metallisches gesehen. Atlan bittet ihn, eine Karte zu zeichnen und
diese besondere Stelle zu markieren.

Als er mit Fitz weiterfährt, entdeckt er im strömenden Regen einige
Cucullaten, die sich seltsam gleichförmig bewegen. Er fragt sie, ob er
sie bei dem schrecklichen Wetter im Auto mitnehmen kann, wird aber
freundlich abgewiesen. Danach spricht er eine Nodh-Hüterin an, von der
er gleich mit der Waffe bedroht wird.

Das Anwesen von Skadi Klem erinnert Atlan an eine Mischung aus
altenglischer Landhauskultur und modernen Geräten. Die beiden werden
schon erwartet. Skadi erklärt Atlan, daß ihre Dynastie es sich zur
Aufgabe gemacht hat, das Wissen über die Geschichte der Menes zu
bewahren. Es gibt eine versteckte Bibliothek in ihrem Haus, die eine
von Lorina Hammingway verfaßte Chronik birgt. Ihre Aufzeichnungen
beginnen im März 1854 - vor 3284 Jahren, was Atlan den Hinweis darauf
gibt, daß man in der Milchstraße das Jahr 1551 NGZ schreibt. Er ist
erleichtert darüber, daß die 700 Jahre, die er auf der Hinreise in die
Jenzeitigen Lande durchlebt hat, im Standarduniversum nicht wirklich
vergangen sind.

Skadi liest Atlan aus der Chronik vor: Die aus England stammende
Mutter Lorinas will nach dem Tod ihres Mannes wieder heiraten und
fährt mit ihren beiden Kindern, der fünfjährigen Lorina und dem zwei
Jahre älteren Augustus sowie dem Hund Spike mit dem Passagierdampfer
RMS CITY OF GLASGOW nach Amerika. Im Nordatlantik ereignet sich ein
Unfall und das Schiff sinkt. Lorina springt ihrem Hund Spike
hinterher, der ins Meer gestürzt ist und Augustus folgt gleich darauf,
um seine Schwester zu retten. Die Wellen schlagen über ihnen zusammen.
Doch die Menschen ertrinken nicht im Meer, sondern schweben in die
Höhe und werden von einem Raumschiff aufgenommen. Niemand begreift,
was eigentlich geschehen ist. Man befindet sich in einer großen Halle,
es gibt aber niemanden, der sich um die Geretteten kümmert.

Der Physikdozent Thomas Ewington merkt als erster, daß die Schwerkraft
manipuliert wird und sie gegen jede Wahrscheinlichkeit aus dem
sinkenden Schiff gerettet worden sind. Es gibt weiße Tücher, in die
sich die Menschen hüllen können, was sehr angenehm ist. Lorinas Bruder
Augustus, der bereits im Meer versunken war, liegt lange bewegungslos
unter solch einem Tuch, bis er wieder zum Leben erwacht und sich
erholt.

An etlichen Stellen des Schiffes taucht Obst auf, das gegessen werden
kann. Exkremente werden vom Schiff einfach absorbiert. Das Gepäck der
Geretteten findet man in einem anderen Lagerraum. Es wird von der
alten Schiffsbesatzung der CITY OF GLASGOW, die ihre Funktion
weiterhin ausübt und damit für etwas Stabilität sorgt, an ihre
Besitzer verteilt.

Es gibt viel mehr Passagiere der dritten als der ersten Klasse. Die
Erste-Klasse-Passagiere beanspruchen aber den meisten Raum. Es kommt
zu Spannungen. Doch Lorina, deren Familie zur britischen Oberschicht
gehört, freundet sich mit den irischen Arbeiterkindern an. Kapitän
Morrison und der Physikdozent Ewington sorgen dafür, daß die Arbeiter
mehr Platz bekommen und die Menschen eine Beschäftigung finden. Im
Laufe der Zeit werden viele Frauen schwanger, auch alte Frauen, die
eigentlich gar nicht mehr empfangen können. Doch einige können sich
mit ihrem Schicksal nicht abfinden. Es gibt Selbstmordversuche, bei
denen aber nie jemand stirbt. Zwar finden die Mutlosen Halt in der
Gemeinschaft, dennoch gibt es immer noch Zwist und Argwohn. Einige
Erwachsene halten geheime Treffen ab, auf denen vor allem Thomas
Ewington seine Zuhörer darauf einschwört, sich gegen die
Außerirdischen, von denen sie entführt worden seien, zur Wehr zu
setzen, wenn sie auftauchen sollten. Bislang hat sich noch keiner von
ihnen blicken lassen.

Als Lorina und ihr Freund Jesse aus einem verborgenen Tunnel heraus
dieses Treffen belauschen, sticht sich Lorina an etwas. Es ist ein
blaues Korn, das von diesem Moment an stetig wächst.

Nach Monaten taucht tatsächlich eines der kleinwüchsigen Wesen auf,
die in dem Schiff leben. Es trägt eine pilzartige Kopfbedeckung, die
an eine Kapuze erinnert, weshalb Lorina es für den Zwerg Borgin hält.
Lorinas Mutter hatte immer ein Märchen erzählt, in dem Hügelzwerge
vorkamen, die ihre Köpfe in Cucullen, also Kapuzen, hüllten. Lorina
bezeichnet das Wesen deshalb als Cucullat. Sie will ihm das blaue Ei
geben. Das Wesen meint, sie solle es behalten, es sei der Spross
LORINA, den sie behüten müsse - eine Art Raumschiff, auf das alle
Passagiere bald übersiedeln und an einen Ort namens Sashpanu reisen
werden. "Sash" bedeute Gemeinschaft und "panu" Sterne. Auf die Frage,
warum die Menschen gerettet worden seien, meint Borgin: "Jener der
über euch wacht, hat euch in Verwahrung gegeben für den Fall eines
Verlustes von allen." Als Atlan diesen Teil der Geschichte hört,
vermutet er sofort, daß ES dahintersteckt. Die Superintelligenz wollte
wohl die Menschheit auf das ganze Universum verteilen.

Alle Menschen siedeln auf den Spross um. Diejenigen, die sich weigern,
werden von den Cucullaten schlafend dorthin gebracht. Immer noch sind
viele unzufrieden. Der Konditor beispielsweise vermißt die Zutaten,
die er braucht, um backen zu können. Mit Obst allein kann er nicht
viel anfangen. Auf Lorinas Wunsch hin entstehen Dinge, die es bislang
noch nicht gegeben hat, so daß nun alle zufrieden sein können.

Es werden sehr viele Kinder geboren und die Gebärenden haben nicht
einmal Schmerzen dabei. Zehn Jahre nach Entstehung des Sprosses führt
Ewington, der sich niemals damit abgefunden hat, seine Frau, die
Zwillinge erwartete, nicht mehr wiedergesehen zu haben, eine Meuterei
an, tötet einen Cucullaten und sprengt ein Reproduktionszentrum, wobei
es Tote auf beiden Seiten gibt. Thomas Ewington entführt Lorina und
hält sie in einem verborgenen Gang gefangen. Als er sich zum Schlafen
niederlegt, sieht Lorina, wie er vom Schiff absorbiert wird. Lorina
ist nun ganz allein und kann sich nicht befreien. Zwar kann der Spross
ihre aus Pflanzenfasern bestehenden Fesseln auflösen, einen Ausweg
weist er ihr aber nicht. Vier Wochen und drei Tage vegetiert sie in
einem Dämmerzustand vor sich hin, bis ihr Hund Spike sie endlich
findet.

Während Lorinas Abwesenheit wurden die Meuterer vom Bhal Tharc dazu
verurteilt, fortan in einem abgetrennten Teil des Schiffes zu leben.
Es gibt weitere Meutereien, die den Bhal derart erzürnen, daß er
erwägt, alle Menschen von Bord zu werfen, was ihren sicheren Tod
bedeutet hätte. Lorina spricht mit ihm. Um die Lage zu entschärfen,
kündigt der Bhal einen Gast an, der sich Niemandsohn nennt. Dieser
erklärt Lorina, sein Herr, der Wanderer, betrachte die Menschen als
seine Schutzbefohlenen. Sie seien zu Größerem berufen. Eine Rückkehr
zur Erde sei aber ausgeschlossen. Wanderer wolle, daß sich das ganze
Universum vermenschliche, damit gewährleistet ist, daß die Menschheit,
selbst wenn ihr auf der Erde ein Unglück zustößt, nicht untergeht.
Deshalb habe er sie in die Obhut der Cucullaten gegeben. Niemandsohn
teilt Lorina mit, daß Wanderer sie dazu bestimmt habe, die spirituelle
Führerin ihres Volkes zu sein - eine Stellung, die sie später an
jemanden übergeben soll, den sie für würdig erachte. Möglicherweise
würde sogar einer ihrer Nachfahren dem Sternenwanderer begegnen. Dann
würde vieles in einem neuen Licht erscheinen.

Lorina ist gezwungen, diese Rolle zu übernehmen. Anderenfalls würden
alle Menschen an Bord des Sprosses sterben. Niemandsohn übergibt ihr
das Amulett, das ihre Lebenszeit verlängert und ihr den
Führungsanspruch sichert.

Was ihr jedoch sehr schwer fällt, ist, den Tod ihres Mannes Jesse,
ihrer Kinder und Enkelkinder miterleben zu müssen. 150jährig gibt sie
das Amulett deshalb, bevor der Spross sein Ziel erreicht hat, an ihren
Sohn Patterik ab, den sie nach Jahrzehnten mit ihrem zweiten Mann
Archibald Klem hatte. Sie erlebt die Landung des Sprosses, der
schließlich eine Welt erreicht, die von den Passagieren Cessair
getauft wird, nicht mehr. Zu Ehren des Kapitäns der RMS CITY OF
GLASGOW wird die erste große Stadt Port Morrison genannt.

Die Menes gründen mit Unterstützung der Cucullaten weitere Städte. Es
bilden sich fünf große Dynastien. Die der Klems, die der auf Lorinas
Bruder Augustus zurückgehenden Hammingways, die Dynastie Rabsilber,
Whitecross und die der Jarskis, welche traditionell die meisten
Nodh-Hüter stellen. Die Amulett-Träger leben zurückgezogen und
verbergen ihr hohes Alter. Sie wirken aus dem Hintergrund.

Als Skadi mit ihrer Erzählung endet, ist sich Atlan sicher, daß
Ewington gar nicht so falsch lag und die Menes Forschungsobjekte der
Cucullaten sind. Möglicherweise haben diese Wesen sogar absichtlich
Unfrieden an Bord gesät, um zu beobachten, wie die Menschen reagieren.
Ähnlich sind auch die vielen Naturkatastrophen auf Cessair zu
bewerten. Die Cucullaten geben den Menes niedere Technik und wertvolle
Hinweise, greifen aber so wenig ein, daß die Menes alles geben und
erfinderisch sein müssen.

Mitten in die mit Skadi und Fitzgerald geführte Erörterung, ob Atlan
nun der Sternenwanderer ist oder nicht, kommt die Nachricht, daß am
Rande des Systems der Spross LORINA aufgetaucht ist. Nun ist sich
Skadi absolut sicher, daß Atlan wirklich der Sternenwanderer ist.

19. März 2018
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AKTION/1398: Bielefeld - Tipps zum Stricken, Häkeln und Filzen am 23. März 2018


Tipps zum Stricken, Häkeln und Filzen



Bielefeld (bi). Unter dem Motto "Irgendwas is' immer" lädt die
Stadtbibliothek am Neumarkt ihre Kunden am Freitag, 23. März, zu einer
Veranstaltung rund um das Thema "Handarbeiten" ein. In geselliger
Runde geht es ab 14.30 Uhr um Stricken, Häkeln, Filzen und Muster
austauschen. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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BEGEGNUNG/1848: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 25. März 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang vom Ehlener Kreuz zum Herkules lädt der
Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag einmal in
Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet statt am
Sonntag, 25. März, 14 Uhr. Treffpunkt ist an der KVG-Haltestelle Im
Druseltal, Tram Linie 4, Buslinie 51, Abfahrt 14:02 mit der Linie B
22.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/93724232.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KINO/5689: Lichtblick-Kino Berlin - "Exodus - Der weite Weg", mit Regisseur Hank Levine am 4.4.2018


Exodus - Der weite Weg

Dokumentarfilm, D/Brasilien 2017

105 min, Buch & Regie: Hank Levine

Mittwoch, 04.04, 20:00 Uhr, Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit des Regisseurs Hank Levine



Am 4. April wird der Regisseur Hank Levine im Lichtblick-Kino zu Gast
sein wird, um seinen Film Exodus - Der weite Weg vorzustellen.

Über den Film:

Napuli, Nizar und Bruno, Lahpai und Tercha, Dana und Yasmin sind auf
der Flucht. Wie sie sind viele Millionen andere Menschen weltweit aus
den unterschiedlichsten Gründen gezwungen ihre Heimat zu verlassen.
Jede Minute kommen zahlreiche weitere hinzu. Sie bilden einen globalen
Menschenstrom, von dem wir längst ein Teil geworden sind: die einen
fliehen, die anderen grenzen sich ab.

Der Film beschreibt die globale Dimension des Flüchtlings- und
Migration Themas durch die Perspektiven der porträtierten Menschen aus
vier Kontinenten über einen Zeitraum von 2 Jahren.

Gefilmt wurde u.a. im Süd-Sudan, Kenia, Haiti, Brasilien, Algerien,
DRC-Kongo, West-Sahara, Myanmar-Kachin Staat, Kuba und Deutschland.

Weitere Vorführungen:
http://www.lichtblick-kino.org/film/dokumentarfilm/Exodus

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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MARKT/4108: Hanau - Flohmarkt-Saison beginnt am 7. April 2018


Flohmarkt-Saison beginnt im April

Standgebühr bleibt auch in 2018 unverändert



Es hat in der Brüder-Grimm-Stadt schon Tradition: in den Monaten April
bis Oktober findet an jedem ersten Samstag im Monat der Flohmarkt der
Stadt Hanau im unverwechselbaren Ambiente des Fronhofs statt. Am
Samstag, 7. April, beginnt die diesjährige Saison. In der Zeit von 7
bis 13 Uhr lässt sich hier wieder manche Rarität, Kurioses und/oder
auch Nützliches erstehen.

Seit mehr als 25 Jahren werden hier Trödel und Gebrauchtwaren
verkauft. Das Anbieten von Neuwaren und gewerbliche Anbieter sind
nicht zugelassen. Dieser auf diese Weise bis heute klassische
Flohmarkt in Verbindung mit dem Ambiente des Fronhofs erfreut sich
deshalb bei Verkäufern als auch beim interessierten Publikum großer
Beliebtheit.

Die begehrten Berechtigungsscheine für die Standplätze sind vom 20.
März an im 3. Stock des Ordnungsamtes (Steinheimer Straße) während der
üblichen Öffnungszeiten (dienstags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12
Uhr sowie mittwochs zusätzlich von 14 Uhr bis 16.30 Uhr) erhältlich.
Der Preis ist konstant geblieben und beträgt 10 Euro.
Weitere Informationen sind im Internet auch unter www.hanau.de zu
finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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